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1. Einleitung 
 
Das Land Schleswig-Holstein, vertreten durch den Minister für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr (MWV), Düsternbrooker Weg 94 , 24105 Kiel, hat mit einem 
vorgeschalteten Teilnahmewettbewerb (Vergabenummer 4121.1-2008-867F vom 
12.12.2008) einen Dienstleistungsauftrag zur Erstellung eines Masterplans Breitband 
für das Land Schleswig-Holstein ausgeschrieben. Die  ITCcon GmbH, Potsdam, hat 
sich mit Angebot vom 18.02.2009 um die Vergabe beworben und am 20.03.2009 den 
Zuschlag erhalten. Der Masterplan war ausformuliert bis zum 30.06.2009 abzuliefern. 
 
Die Motivation für diese Initiative hat der Auftrag geber in einem Schreiben an die im 
Rahmen des Projektes zu befragenden kommunalen Institutionen und Anbieter wie 
folgt zusammengefasst (Auszug aus dem Schreiben von Herrn Minister Dr. Jörn 
Biel): 
 
�Leistungsfähige Internetverbindungen sind für die wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Entwicklung Schleswig-Holsteins von hoher Bedeutung. Dies gilt 
insbesondere für die ländlichen Räume, die von den Breitbandanbietern wegen 
fehlender Wirtschaftlichkeit häufig nicht erschloss en werden. Die Landesregierung 
hat das Thema �Breitbandversorgung� zu einem wichti gen Thema ihrer Wirtschafts- 
und Strukturpolitik gemacht.� �Die Landesregierung ist sich bewusst, dass es noch 
ein langer Weg bis zur flächendeckenden Versorgung des Landes mit Breitband, 
insbesondere mit Hochleistungsnetzen mit Bandbreiten von 50 Mbit/s und mehr ist. 
Das Breitbandthema wird also noch für einige Zeit i m politischen Fokus stehen. 
Daher haben wir uns entschlossen, zur Flankierung der bisherigen 
Breitbandaktivitäten des Landes einen Masterplan Br eitband in Auftrag zu geben. 
Dieser Masterplan soll drei wesentliche Elemente enthalten: 
 

1. Bestandsaufnahme und Bewertung der aktuellen Breitbandsituation und 
der Breitbandaktivitäten 

2. Breitbandstrategie für Schleswig-Holstein (mit k urz-, und langfristigen 
Zielen) 

3. Umsetzungskonzept zur Realisierung der Breitbandstrategie� 
 
Das Leistungsverzeichnis für die Erstellung des Mas terplans gliedert die Aufgaben in 
folgende drei Arbeitspakete: 
 
 
Arbeitspaket 1: Ist- und Marktanalyse in Schleswig-Holstein 
 
In diesem Arbeitspaket werden die aktuelle Situation der Breitbandversorgung und 
deren prognostizierte Entwicklung auf der Basis der Informationen der Anbieter in 
Schleswig-Holstein dargestellt. Die Datenerhebung erfolgt in Form strukturierter 
Interviews mit Netzbetreibern, Kreisen, Kommunen und Versorgern sowie anderen 
potentiellen Investoren. Die aktuelle Versorgung wird am gegenwärtigen und 
künftigen Bedarf gespiegelt. Die Erarbeitung des Ar beitspaketes ist wie folgt 
strukturiert: 
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Aufgabenstellung gemäß Ausschreibung:  
- Breitbandversorgung in Schleswig-Holstein (vorhandene Technologien, 

Anbieter, Infrastruktur, Breitbandversorgungsgrad) 
- Bewertung der Beiträge der verschiedenen Breitban dtechnologien zur 

Zielerreichung (DSL, Glasfaser, Funklösungen, Mobil funklösungen, TV-Kabel, 
Satellit, Powerline, inkl. �Digitale Dividende�) 

- Bewertung des Breitbandbedarfs (kurz- und mittelfristig; Bedarfe der 
Wirtschaft/der Bevölkerung, weitere Marktentwicklun g) 

- Bewertung der Breitbandstrategie und der Breitbandaktivitäten des Landes 
sowie der kommunalen Ebene, Abgleich mit den Aktivitäten des Bundes 

- Vergleich zu ausgewählten in- und ausländischen R egionen 
- Bewertung des regulatorischen Umfeldes (Wirkungen auf Schleswig-

Holstein/Einfluss- und Gestaltungsmöglichkeiten des  Landes) 
 
 
Arbeitspaket 2: Entwicklung einer Breitbandstrategie für Schleswig-Holstein 
 
In diesem Arbeitspaket wird eine Breitbandstrategie für das Land Schleswig-Holstein 
entwickelt, die dem Ziel der Schließung der weißen Flecken bis Ende 2010 
Rechnung trägt und auch ein Konzept für die langfri stig anforderungsgerechte 
Versorgung mit Breitbandkommunikation enthält. 
 
 
Aufgabenstellung gemäß Ausschreibung: 

- Erarbeitung realistischer Zielsetzungen (kurz- und langfristig) 
- Handlungsmöglichkeiten des Landes zur Verbesserun g der 

Breitbandinfrastruktur 
- Prüfung der Möglichkeiten von Leerrohrnetzen (Bau  neuer/Nutzung 

vorhandener Netze) 
- Betrachtung von Synergieeffekten zu anderen Infrastrukturen (Glasfasernetze 

Dritter, Wasser-/Abwassernetze, Landes-Datennetz, BOS-Infrastruktur, 
Straßenbaumaßnahmen, Bundeswehr-Infrastruktur etc.)  

- Bewertung von Möglichkeiten der Kooperation der B reitbandanbieter (sowie 
sonstiger Infrastrukturanbieter) 

- Prüfung der Idee einer �Breitband-Infrastrukturge sellschaft� auf Landes- 
und/oder regionaler Ebene 

 
 
Arbeitspaket 3: Umsetzungskonzept 
 
In diesem Arbeitspaket werden Umsetzungsvorschläge entwickelt, z.B.: 

- Maßnahmen des Landes und der Kommunen zur Unterst ützung von 
Breitbandinitiativen 

- Einflussmöglichkeiten des Landes bei der Bundesre gierung und der 
Bundesnetzagentur zur Beschleunigung und Unterstütz ung von 
Breitbandaktivitäten 

- Maßnahmekatalog und Planungsunterstützung für die  Kommunen 
- Kostenbetrachtungen für Projekte des Landes und a usgewählter Kommunen 
- mögliche Finanzierungsquellen und Finanzierungsvo raussetzungen für 

Breitbandprojekte 
- potentielle Investoren und deren Einwerbung für B reitbandprojekte 
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- Hinweise zur grundsätzlichen Organisation von Bre itbandprojekten  
 
Aufgabenstellung gemäß Ausschreibung: 
Erarbeitung konkreter Umsetzungsvorschläge für die vorgeschlagene 
Breitbandstrategie (mit Maßnahmen-, Zeit-, Kosten- und Finanzierungsplänen, 
Verantwortlichkeiten sowie Erfolgsindikatoren) 
 
 
Folgende Vorgehensweise wurde bei der Erarbeitung des Masterplans 
beschritten: 
 
Zunächst wurden die bereits vorhandenen Instrumente  der Breitbandstrategie der 
Landesregierung sowie bereits bestehende Überlegung en aufgenommen, 
insbesondere die bestehenden und geplanten Förderma ßnahmen, die 
Glasfaserkooperationsvereinbarung, der Glasfaseratlas sowie das Breitbandportal 
www.breitband.schleswig-holstein.de. Außerdem wurde der Breitbandatlas der 
Bundesregierung (Stand 01.01.2009) mit seinen auf Schleswig-Holstein bezogenen 
Aussagen herangezogen. 
 
Einen breiten Raum nahmen im Rahmen der Ist- und Marktanalyse die Ermittlung 
der aktuellen Versorgungssituation, die verabschiedeten Ausbauplanungen und 
Strategien der Netzbetreiber sowie die vorhandene und erkennbare künftige 
Nachfrage ein. Zur Ermittlung eines Gesamtbildes sind in Abstimmung mit dem 
Auftraggeber und dem Projektbeirat zahlreiche Interviews sowohl auf der 
Nachfrager- wie auch auf der Anbieterseite geführt worden. Gesprächspartner 
waren: 
 

- die elf Kreise Schleswig-Holsteins 
- die Kommunalen Landesverbände sowie der Bundesver band DStGB 

(Deutscher Städte- und Gemeindebund) 
- drei ˜mter und eine AktivRegion (als modellhafte Fälle) 
- alle Kreisfreien Städte 
- fünf Stadtwerke und einige weitere kommunale Vers orger 
- die Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein 
- Dataport, Altenholz 
- IHK Schleswig-Holstein 
- eine Auswahl in Schleswig-Holstein aktiver Planungsbüros 
- sämtliche in Schleswig-Holstein aktiven Festnetz-  und Funknetzbetreiber 

 
Parallel wurden auf der Suche nach übertragbaren Be st Practice � Beispielen die 
Bundesländer Niedersachsen, Baden-Württemberg und B randenburg, der 
Hochsauerlandkreis sowie auf europäischer Ebene die  Niederlande und Schweden 
betrachtet. 
 
Auf Basis der Ist- und Marktanalyse sind eine kurzfristige (bis Ende 2010) sowie - 
darauf aufbauend - eine langfristige Strategie (2014 entsprechend Bundesregierung 
und darüber hinaus) zur flächendeckenden Breitbandv ersorgung entwickelt worden. 
Für den Masterplan wurde ein Modell entwickelt, das  die Darstellung und Bewertung 
unterschiedlicher Szenarien erlaubt. Das Modell orientiert sich hinsichtlich seiner 
zeitlichen Darstellung an der Strategie der Landesregierung mit den Eckpunkten 
2010 und 2014 und verfolgt folgende Ziele: 
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- Abbildung der Umsetzungskonzepte, die sich aus der Strategie der 

Landesregierung und den Erfahrungen aus den Interviews ergeben 
- Modellierung der Siedlungsstruktur Schleswig-Holsteins auf Basis einer 

statistischen Datenbank mit  allen Gemeinden in Schleswig-Holstein 
- Variation des Verlaufs der Versorgung Schleswig-Holsteins nach Vorgaben 

der Landesregierung und des Projektbeirats 
- Einbindung der Wirkung der Versorgung verschiedener Funktechnologien 

(450 MHz, 800 MHz, WiMax) 
- Investitionsaufwendungen und Betriebskosten für T eil- und Gesamtnetz. 

 
Auf der Grundlage der Ergebnisse der Ist- und Marktanalyse sowie des entwickelten 
Masterplanes sind zu dessen Umsetzung Handlungsempfehlungen an den 
Auftraggeber formuliert worden. 
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2. Zusammenfassung 
 
Der vorliegende Masterplan Breitband Schleswig-Holstein betrifft das gesamte 
Bundesland. Dabei stehen die ländlichen Regionen im  Fokus, weil hier aktuell 
dringender Handlungsbedarf zur Verbesserung der Breitbandversorgung gegeben 
ist. Jedoch sind die hier getroffenen Aussagen zur Breitbandkommunikation und ihrer 
absehbaren Entwicklung sowie die vorgeschlagenen Maßnahmen nahezu 
ausnahmslos übertragbar auch auf Städte, die sich h eute überwiegend als 
ausreichend versorgt bezeichnen. Denn in den Städte n werden infolge steigender 
Bandbreitennachfrage spätestens ab Mitte des kommen den Jahrzehnts 
Versorgungsengpässe mit erheblichen Beeinträchtigun gen der Standortattraktivität 
und Lebensqualität auftreten, wie sie heute in weit en Teilen des ländlichen Raumes 
bereits vorhanden sind. 
 
Der Aufbau eines Glasfasernetzes bis in jedes Haus (sog. FTTB = Fiber to the  
Building) stellt die einzige zukunftssichere Lösung  der Breitbandversorgung dar. 
Denn angesichts der allgemein prognostizierten Nachfrage nach Bandbreite von 
geschäftlichen wie von privaten Nutzern stoßen etwa  Mitte des kommenden 
Jahrzehnts alle bekannten übrigen Technologien - fü r Fest- wie für Funknetze - an 
ihre physikalischen Leistungsgrenzen. (Neben der hier angesprochenen stationären 
Breitbandkommunikation wird mobile Kommunikation Dank neuer Anwendungen 
weiterhin ebenfalls sehr stark wachsen und parallel bestehen, auch wenn sie die 
Bandbreite und Übertragungsqualität von Glasfaserne tzen nicht erreichen kann.) 
 
Aus diesem Grunde sieht der Masterplan als langfristige Strategie den Aufbau einer 
glasfaserbasierten, flächendeckenden Zugangsnetzinf rastruktur vor. Deren Kosten 
liegen je nach verwendeter Technik und Versorgungsgrad in der Größenordnung von 
1 � 2 Mrd. EUR. Dabei sind Einspareffekte unberücks ichtigt, die sich z.B. aus der 
Nutzung ohnehin geplanter Tiefbaumaßnahmen ergeben,  da die Kosten des 
Tiefbaus etwa 70% der Gesamtkosten der Errichtung eines Glasfasernetzes 
ausmachen. 
 
Ein derartiges Glasfasernetz ist � mit Ausnahme des  Netzbetreibers wilhelm.tel in 
Norderstedt, der bereits ein regionales Glasfasernetz betreibt � bis heute von keinem 
der in S-H aktiven Netzbetreiber geplant. Da seitens der Netzbetreiber auch in 
absehbarer Zeit ein Investment nicht zu erwarten ist, müssen andere Lösungswege 
für die Umsetzung der Langfriststrategie gefunden w erden. Als Lösung wird ein sog. 
Open Access Betreibermodell vorgeschlagen, das die unternehmerische Trennung 
der Ebenen der Errichtung eines passiven Glasfasernetzes, des Betriebes des 
Netzes mit aktiver Technik sowie der Diensteanbieter vorsieht. Durch die Trennung 
der Errichtung der Infrastruktur vom Betrieb durch Telekommunikationsnetzbetreiber 
wird das Infrastrukturprojekt geöffnet für Investor en von außerhalb der 
Telekommunikationsbranche, die mit langfristig rentierenden Investments vertraut 
sind. Überdies kann eine solche Infrastruktur wettb ewerbsneutral errichtet, jedoch 
von mehren miteinander im Wettbewerb stehenden Netzbetreibern genutzt werden. 
Diese sind verpflichtet, diskriminierungsfrei Diensteanbietern ihre 
Transportleistungen anzubieten. Damit wird der Wettbewerb und in der Folge die 
Marktattraktivität der Kommunikationsdienstleistung en bestmöglich gefördert. 
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Weil die Umsetzung der vorgeschlagenen Langfriststrategie eine Projektlaufzeit von 
schätzungsweise 10 Jahren erfordert, muss der Entsc heidungsprozess 
baldmöglichst durchgeführt werden, um die absehbare n Standortnachteile zeitlich 
möglichst zu begrenzen. Parallel müssen kurzfristig  wirksame Maßnahmen ergriffen 
werden zur Beseitigung der heute an Unterversorgung massiv leidenden ländlichen 
Regionen. 
 
Daher wird in Kombination mit der langfristigen auch eine kurzfristige Strategie 
vorgeschlagen. Diese hat die Grundversorgung der als unterversorgt ermittelten 
Gemeinden und Gemeindeteile zum Ziel. Technologisch sind hier schnelle 
Internetverbindungen auf Basis des vorhandenen Kupfernetzes angesprochen (sog. 
DSL-Technik), die noch für Jahre das wichtigste Ver fahren zur Breitbandversorgung 
bleiben wird. Aber auch Funktechniken, ganz besonders solche, die Frequenzen des 
Rundfunkbandes - die sog. Digitale Dividende (durch die Digitalisierung des 
Rundfunks frei werdende Frequenzen) - nutzen, könne n einen schnell realisierbaren 
Beitrag leisten. 
 
Grundsätzlich stehen eine Reihe weiterer technische r Lösungsansätze zur 
Verfügung, die im Masterplan vorgestellt und bewert et werden. Alle bei der 
Umsetzung der kurzfristigen Strategie verwendeten Techniken sind als 
Zwischenlösungen anzusehen. Daher ist darauf zu ach ten, dass Investments in 
kurzfristige Maßnahmen möglichst so erfolgen, dass sie auch für die Umsetzung der 
Langfriststrategie verwendbar sind. Erfreulicherweise sind auf kommunaler wie auf 
Kreisebene bereits mehr als 30 vom Land geförderte Machbarkeitsstudien initiiert 
oder bereits abgeschlossen worden. Insofern kann festgestellt werden, dass die 
Umsetzung der vorgeschlagenen kurzfristigen Strategie bereits begonnen hat. 
 
Um die technische Struktur eines Breitbandausbaus und den zeitlichen Verlauf 
seiner Entwicklung besser abschätzen zu können, wur de ein Modell entwickelt, das 
die Darstellung und Bewertung unterschiedlicher Szenarien erlaubt. Das Modell 
orientiert sich hinsichtlich seiner zeitlichen Darstellung an der Strategie der 
Landesregierung. Grundsätzliche Zielstellungen für die Entwicklung des Modells 
waren: 

 
- Abbildung der Umsetzungskonzepte, die sich aus der Strategie der 

Landesregierung und den Erfahrungen der Interviews ergeben 
- Modellierung der Siedlungsstruktur Schleswig-Holsteins auf Basis einer 

statistischen Datenbank mit allen Gemeinden Schleswig-Holsteins 
- Variation des Verlaufs der Versorgung Schleswig-Holsteins nach Vorgaben 

der Landesregierung und des Projektbeirats 
- Einbindung der Wirkung der Versorgung verschiedener Funktechnologien 
- Investitionsaufwendungen und Betriebskosten für T eil- und Gesamtnetz 
 

Das Modell kann im Rahmen der Umsetzungsplanung z.B. für die Erstellung von 
Geschäftsplänen interessierter Investoren genutzt w erden. 
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Handlungsempfehlung 1 � Runder Tisch Breitbandverso rgung 
 
Zielsetzung ist die Bündelung und Koordination der zahlreichen Aktivitäten des 
Breitbandausbaus in S-H im Sinne eines kompatiblen und möglichst einheitlichen 
technischen Umsetzungskonzeptes. Weiteres Ziel ist die Nutzung der in S-H 
vorhandenen Lösungsansätze, Erfahrungen und des Eng agements der zahlreichen 
Akteure für die Umsetzung des Masterplans Breitband  S-H. 
 
 
 
Handlungsempfehlung 2 � Breitbandkompetenzzentrum 
 
Das bereits diskutierte Breitbandkompetenzzentrum (BKZ S-H) sollte zügig 
aufgebaut werden. Zielsetzung ist in erster Linie die beratende Unterstützung der 
kommunalen Ebene und auch der Landesregierung beim Ausbau der 
Breitbandversorgung. 
 
 
 
Handlungsempfehlung 3 � Infrastrukturgesellschaft 
 
Zielsetzung ist der Aufbau einer passiven, glasfaserbasierten Zugangsnetz-
infrastruktur bis zum Teilnehmer im Sinne eines Open Access Netzes. Mehrere in 
S-H tätige Unternehmen haben grundsätzliches Intere sse geäußert, sich an einem 
derartigen Projekt zu beteiligen. Der Landesregierung wird eine aktive Unterstützung 
dieses Vorhabens empfohlen. 
 
 
 
Handlungsempfehlung 4 � Infrastrukturkataster 
 
Zur Unterstützung des Glasfaserausbaus wird die Err ichtung eines 
Infrastrukturkatasters auf Landesebene vorgeschlagen. Dieses Kataster soll Auskunft 
geben können über alle im Land vorhandenen und geei gneten Infrastrukturen sowie 
geplante Tiefbaumaßnahmen, die eine Glasfaserverleg ung erleichtern. 
 
 
 
Handlungsempfehlung 6 - Open Access Infrastrukturen 
 
Zur Förderung des Wettbewerbs, zur Steigerung der E ffizienz der Netzinfrastruktur 
und zur Verbesserung der Finanzierungsgrundlagen wird empfohlen, grundsätzlich 
Infrastrukturen zu forcieren, die Open Access Betreibermodelle ermöglichen. 
 
 
 
Handlungsempfehlung 7 � Frequenzvergabe 
 
Der Landesregierung wird empfohlen, das Kommentierungsangebot der BNetzA 
wahrzunehmen, um die Rahmenbedingungen des geplanten Vergabeverfahrens der 
Lizenzen u.a zur Nutzung der Rundfunkfrequenzen (Digitale Dividende) im Interesse 
der Versorgung der unversorgten und unterversorgten Gebiete in S-H zu verbessern. 
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Handlungsempfehlung 8 � Förderpolitik 
 
Das Land ist weitgehend gebunden an die Vorgaben des Bundes und der EU. Die 
praktizierte Förderpolitik leistet vor allem einen Beitrag zur kurzfristigen Zielsetzung, 
bis Ende 2010 eine Breitbandgrundversorgung zu erreichen. Zur Unterstützung des 
langfristigen Zieles des Aufbaus eines Glasfasernetzes bis zu jedem Teilnehmer 
empfehlen wir anstelle direkter finanzieller Förder ung ein Bündel flankierender 
Maßnahmen (siehe hierzu vor allem die Handlungsempf ehlungen 
�Infrastrukturgesellschaft�, �Breitbandkompetenzzen trum� und �Infrastrukturkataster�). 
 
 
 
Handlungsempfehlung 9 � Umsetzungsdialog 
 
Nach Verabschiedung der Breitbandstrategie durch die Landesregierung wird 
empfohlen, die Eckpunkte der Strategie in einer Reihe von zielgruppenspezifischen 
Workshops zu kommunizieren und für die strategische n Ziele und deren 
Umsetzungsschritte zu werben, um damit eine möglich st breite Unterstützung zu 
organisieren. 
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3. Aktuelle Breitbandversorgung in Schleswig-Holstein (Ist- und Marktanalyse) 

3.1. Versorgung mit kabelgebundenen Breitbanddiensten 

3.1.1. Versorgung mit Breitbanddiensten über Kupfer doppeladern (DSL) 
 
Seit der Einführung des Telefons in Deutschland 187 7 erfolgt die Sprachübertragung 
im Wesentlichen auf Kupferdoppeladern. In den 20iger Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts wurde mit der unterirdischen Verlegung hochpaariger Kabel in einer 
Netzstruktur begonnen, die noch heute das Netz der Telekom dominiert. Da Sprache 
in einem Frequenzbereich von 0,3 bis 3,4 kHz auf einer symmetrischen 
Kupferdoppelader übertragen wird, können relativ gr oße Entfernungen ohne 
zusätzliche aktive technische Einrichtungen übertra gen werden. Die Verteilung der 
Schalteinrichtungen des Kupfernetzes und ihre Entfernungen zueinander basieren 
auf diesen Gegebenheiten. 
 
In Deutschland gibt es eine Vollversorgung mit Telefondiensten, d.h. eine Kupfer-
Anschlussdichte von nahezu 100 %. Die verfügbare pa ssive Infrastruktur wurde 
technisch durch den Einsatz neuer Übertragungs- und  Vermittlungstechnik 
aufgewertet und seit den 80iger Jahren des vergangenen  Jahrhunderts zur 
Übertragung von Daten genutzt, zunächst über Modems , dann im Rahmen von ISDN 
und nach 2000 mit DSL-Technologien. Breitbanddienste erfordern eine Übertragung 
in höheren Frequenzbereichen (100 MHz und höher), w as zu einer dramatischen 
Verkürzung der überbrückbaren Leitungslängen führt.  Wenn für die 
Telefonübertragung 10 km und mehr in der Regel kein  Problem darstellen, sind für 
Breitbanddienste (VDSL) oft schon wenige hundert Meter kritisch. Dies zwingt zu 
einer teuren und technisch anspruchsvollen Aufrüstu ng des Kupfernetzes, wenn man 
es für Breitbanddienste ertüchtigen möchte. Damit h ängt die Wirtschaftlichkeit der 
Breitbandversorgung neben der Teilnehmerdichte von der Anschlusslänge der 
Kupferkabel ab. Dies macht die Versorgung des ländl ichen Raumes schwierig, wie 
die nachfolgende Grafik zeigt: 
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Abbildung 1: Breitband-Verfügbarkeit (>  1 MBit/s) in Schleswig-Holstein 
 
Das Netz der Telekom ist auch die Basis für die DSL -Diensteangebote der meisten 
alternativen Betreiber, die die Teilnehmeranschlussleitung der Telekom aus den 
Hauptverteilern (HVt) nutzen. Ausnahmen machen wenige Betreiber, die selbst 
Glasfaserstrecken zu den teilnehmernahen Schaltpunkten der Telekom (KVz) 
errichten, eigene Technik an diesen Standorten installieren und DSL anbieten. 
 
Zur Erfassung der Engagements von Netzbetreibern in Schleswig-Holstein wurden 
mit folgenden Betreibern Interviews geführt: 
 
Firma/Institution

Festnetzbetreiber
AKN
DB Systel
DTAG
E.ON Hanse
eifel-net
GasLINE
GlobalConnect
HanseNet
KDG
KielNET
sacoin
Travekom
Versatel
Vodafone/Arcor
Wilhelm.tel  
Abbildung 2: Tabelle Interviewpartner Festnetzbetreiber 
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Ergänzend wurden mit folgenden Stadtwerken Intervie ws geführt: 
 
Firma/Institution

Stadtwerke
Stw Flensburg
Stw Lübeck
Stw Neumünster
Stw Schleswig
Vereinigte Stadtwerke
Stw Steinburg-Itzehoe  
Abbildung 3: Tabelle Interviewpartner Stadtwerke 
 

3.1.1.1. Versorgung der Netzbetreiber 
 
Aus den Informationen der Netzbetreiber, die für In terviews zur Verfügung standen, 
und ergänzenden verfügbaren Informationen, ergibt s ich folgendes Bild: 
 
T-Home als dominierender Breitbandanbieter erstellt gegenwärtig ein Kartenmaterial 
zur Breitbandversorgung in Deutschland, das auch die DSL-Versorgung umfasst. Der 
Inhalt wird derzeit zwischen T-Home und BNetzA abgestimmt. 
 
Abbildung 4: DSL-Versorgung T-Home (Kartenmaterial zur DSL-Versorgung wurde vertraulich zur 
Verfügung gestellt und wird daher nicht öffentlich zugänglich gemacht.)  
 
 
Der Breitbandausbau von T-Home ist bis 2010 grundsä tzlich geplant. Langfristig wird T-
Home ein All-IP-Netz aufbauen. Mit dieser Netzentwicklung geht grundsätzlich ein 
Breitbandausbau für alle Teilnehmer (FTTB/FTTH) ein her. Detaillierte Festlegungen zum 
Rollout gibt es bisher noch nicht. Als Basistechnologie wird GPON (Gigabit PON) 
favorisiert. Die entsprechenden Investitionsprogramme werden gegenwärtig geprüft. 
Grundsätzlich bemüht sich T-Home, auf Wünsche oder Bedürfnisse von Ländern oder 
Kommunen flexibel zu reagieren. In der Zusammenarbeit mit Ländern und Kommunen wird 
insbesondere Wert auf die gemeinsame Nutzung von Basisinfrastrukturen gelegt 
(Leerrohre, bereits verlegte Glasfaserkabel). 
 
Der Ausbau der Breitbandnetze erfolgt nach Nachfrage, Wirtschaftlichkeit und Wettbewerb. 
Mit dem Übergang zu einem IP Netz ist der Breitband zugang für alle Teilnehmer 
verbunden. Gegenwärtig laufen entsprechende Investi tionspläne, über die aber noch nicht 
endgültig entschieden wurde. 
 
Infrastruktur-Kooperationen mit Stadtwerken und Kommunen werden ausgebaut, Open 
Access wird als ein interessantes Modell betrachtet, sei aber sehr komplex. T-Home 
favorisiert Bitstream-Access und im Glasfaserbereich GPON. 
 
Größte Sorge von T-Home ist der ungeklärte Investit ionsschutz im Infrastrukturbereich, das 
TAL-Modell (Teilnehmer-Anschlussleitung) sei ungeeignet für Glasfaser. 
 
Auf Basis der Kupferdoppelader bieten folgende Unternehmen ebenfalls DSL-Dienste in 
Schleswig-Holstein an: 
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Travekom       HanseNet 
Versorgungsgebiet:      Versorgungsgebiet 

    
 
KielNet 
Versorgungsgebiet: 

 
 
Die durch KielNet, HanseNet und Travekom angebotenen Breitbanddienste basieren auf 
dem Zugang zur Kupferdoppelader (TAL) im HVt. Damit entspricht die technische 
Leistungsfähigkeit des Breitbandangebotes im Wesent lichen dem der T-Home. Die Nutzung 
der TAL am KVz wird diskutiert, aber aus Kostengrün den bisher nicht realisiert. 
 
Angebote, die auf dem Zugang zur TAL basieren, sind bei einigen Unternehmen in der 
Planung. Dies macht die Installation eines eigenen Verteilers neben dem KVz der T-Home 
mit Glasfaser und den Betrieb der aktiven technischen Komponenten (DSLAM - Digital 
Subscriber Line Access Multiplex/MSAN - Multi Service Access Node) erforderlich, gestattet 
aber wesentlich breitbandigere Produkte oder überha upt erstmals die Versorgung mit DSL. 
 

3.1.1.2. Schlussfolgerungen 
 
Für die Entwicklung eines Masterplanes ergeben sich  folgende Schlussfolgerungen: 
 
(1) DSL ist und wird auch noch für einige Zeit das bedeutendste Verfahren zur 

Breitbandversorgung bleiben. Die Technologie ist an die Kupfer-Doppelader gebunden 
und die Datenübertragungsraten damit von der Qualit ät oder der Leitungslänge 
abhängig. 

(2) Der weitere Ausbau von Breitbanddiensten bis zu 50 MBit/s wird auf Grund technischer 
Strukturen und der Wirtschaftlichkeit Ballungsgebieten vorbehalten bleiben. 
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(3) Die Wettbewerber der Telekom können mit ihren D SL-Angeboten nur in den 
Versorgungsgebieten aktiv werden, in denen auch die Telekom Angebote macht. 

(4) Seit 2008 muss die Telekom den entbündelten Tei lnehmerzugang (TAL) auch am KVz 
gewährleisten. Damit können Anbieter auch ländliche  Gebiete versorgen, in denen die 
Telekom bisher aus wirtschaftlichen Gründen nicht a ktiv ist. 

(5) Die Anbindung von Kabelverzweigern (KVz) mit Glasfaserkabeln stellt eine 
zweckmäßige Lösung zur DSL-Versorgung von bisher un terversorgten Regionen dar 
und kann später zu einem FTTB/FTTH Ausbau erweitert  werden. Die Landesregierung 
sollte Aktivitäten in dieser Hinsicht koordinieren (Breitband Kompetenzzentrum) und 
unterstützen (Förderungen). 

 

3.1.2. Versorgung mit Breitbanddiensten über TV-Kab el (HFC) 
 
Seit den 80iger Jahren des vergangenen Jahrhunderts werden Kabelfernsehnetze auf 
Basis von Koaxialkabeln aufgebaut und betrieben. Motivation für diesen aufwändigen 
Aufbau einer landesweiten Kabelnetzstruktur war neben der Übertragungsmöglichkeit vieler 
Programme die Störfestigkeit der Übertragung. Dies spielt insbesondere in 
Ballungsgebieten mit dichter Bebauung eine Rolle. Deshalb und natürlich auch aus 
wirtschaftlichen Gründen wurde das Netz vorwiegend in dicht besiedelten Gebieten 
ausgebaut. 
 
Seit Mitte der 90iger Jahre werden diese Kabelnetze für die Zweiwegeübertragung 
ertüchtigt und sind damit für bidirektionale Breitb anddienste geeignet. 
 
 

3.1.2.1. Versorgung durch die Netzbetreiber 
 
Zur Erfassung der Engagements von Netzbetreibern in Schleswig-Holstein wurde mit 
folgendem Betreiber ein Interview geführt: 
 
Firma/Institution

TV-Kabelnetzbetreiber
KDG  
Abbildung 5: TV-Kabelnetzbetreiber 
 
Kabel Deutschland bietet in seinem Versorgungsgebiet 32 Mbit/s an. Das 
Versorgungsgebiet ist in der nachstehenden Karte dargestellt. 
 
 
Abbildung 6: Versorgungsgebiet Kabel Deutschland (Schleswig-Holstein) (Kartenmaterial zur 
Versorgung wurde vertraulich zur Verfügung gestellt  und wird daher nicht öffentlich zugänglich 
gemacht.) 
 

 
 
 
 
 
 
 

Angaben zur Kundenversorgung: 
- anschließbare Haushalte: 1.080.000 
- davon internetfähig mit 32 Mbit/s: 894.000 
- davon angeschlossene Haushalte (Bestandskunden Kabelanschluss): 

515.000 
- davon Haushalte mit Kabel-Internet-Verträgen per 30 .03.2009: 52.000 
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Für den weiteren Ausbau sind die Postleitzahlengebi ete 23795 (Bad Segeberg) und 23812 
(Wahlstedt) vorgesehen. Nähere Ausbaupläne für 2010  gibt es nicht. Über den weiteren 
Ausbau wird grundsätzlich auf Basis der Kundennachf rage und der Wirtschaftlichkeit des 
Ausbaus entschieden. Für die bisher nicht versorgte n Gebiete in Schleswig-Holstein wird 
ein wirtschaftlich vertretbarer Ausbau derzeit nicht gesehen. Die Planung wird aber 
halbjährlich aktualisiert. 
 
Eine Versorgung des ländlichen Raumes ist durch KDG  nicht zu erwarten. Einer 
Kooperation zur Nutzung von Basisinfrastrukturen steht KDG sehr offen gegenüber, bisher 
gibt es aber keine Erfahrungen. Technisch könnte da s Netz hinsichtlich seiner 
Breitbandigkeit weiter aufgerüstet werden, dies mac ht aber den weiteren Ausbau von 
Glasfaserstrecken erforderlich. 

 

3.1.2.2. Schlussfolgerungen 
 
Für die Entwicklung eines Masterplanes ergeben sich  folgende Schlussfolgerungen: 

 
(1) Für die Breitband-Versorgung von Ballungsgebiet en werden TV-Kabelnetze eine Rolle 

spielen. Für die Versorgung des ländlichen Raumes w erden sie eine untergeordnete 
Funktion haben. 

(2) Da die Netzelemente bis dicht an die Versorgung der Teilnehmer meist mit Glasfaser 
angebunden sind, ist eine Kooperation zur Nutzung dieser Infrastruktur sehr zu 
empfehlen. 

 

3.1.3. Versorgung mit Breitbanddiensten über Energi ekabel (Powerline) 
 
Powerline ist eine Nischentechnologie und kommt daher nur sehr begrenzt zum Einsatz. 
 

3.1.3.1. Versorgung durch die Netzbetreiber 
 
Zur Erfassung der Engagements von Netzbetreibern in Schleswig-Holstein wurde mit 
folgendem Betreiber ein Interview geführt: 
 
Firma/Institution

Poweline
E.ON Hanse  
 
Abbildung 7: Tabelle Interviewpartner Powerline 
 
E.ON Hanse bietet Powerline auf der Basis von PPC (Power Plus Communication) in 
einzelnen Fällen auch in Kombination mit Funklösung en an. 
 

3.1.3.2. Schlussfolgerungen 
 
Für die Entwicklung eines Masterplanes ergeben sich  folgende Schlussfolgerungen: 
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(1) Powerline wird in Einzelfällen einen Beitrag zu r Breitbandversorgung leisten, 

ist aber in seinem technischen Ansatz nicht unumstritten und hat seit ca. 
20 Jahren sein versprochenes Leistungspotential nicht nachweisen können. 

(2) Ein wesentlicher und unterstützungswürdiger Bei trag zur Breitbandversorgung 
ist nicht zu sehen. 

3.1.4. Versorgung mit Breitbanddiensten über Glasfa ser 
 
Seit den 80iger Jahren des vergangenen Jahrhunderts werden Glasfaserleitungen im 
großen Stil für die Informationsübermittlung genutz t. Zunächst in Weitverkehrsnetzen und 
später auch im Teilnehmer-Anschlussbereich. Die err eichbaren Datenübertragungsraten 
sind enorm und werden ständig durch neue Technologi en erhöht. Glasfaserkabel sind 
robust, resistent gegen elektrische Störer und habe n eine sehr lange Lebensdauer. Die 
Übertragung ist optisch und elektrisch weltweit sta ndardisiert. Damit eignen sie sich 
langfristig am besten für einen nachhaltigen Breitb andausbau. Dies hat dazu geführt, dass 
in Schleswig-Holstein eine Reihe von Firmen Glasfaserverbindungen zwar zunächst für 
eigene Zwecke errichtet, aber später im Rahmen der Deregulierung für Dritte geöffnet 
haben. Dies trifft insbesondere auf Energieversorgungsunternehmen und Stadtwerke zu. 
Aber auch die T-Home baut ihr Glasfasernetz in Richtung Access aus und schließt 
zunehmend KVz in Ballungsgebieten, in Einzelfällen (meistens im Rahmen von 
Fördermaßnahmen) auch im ländlichen Raum, mit Glasf aser an. 
 
Zur Erfassung der Engagements von Netzbetreibern in Schleswig-Holstein wurde mit 
folgenden Betreibern ein Interview geführt: 
 
Firma/Institution

Festnetzbetreiber
AKN
DB Systel
DTAG
E.ON Hanse
eifel-net
GasLINE
GlobalConnect

HanseNet
KDG
KielNET
sacoin
Travekom
Versatel
Vodafone/Arcor
Wilhelm.tel  
Abbildung 8: Tabelle Interviewpartner Glasfasernetze 
 
Ergänzend wurden mit folgenden Stadtwerken Intervie ws geführt: 
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Firma/Institution

Stadtwerke
Stw Flensburg
Stw Lübeck
Stw Neumünster
Stw Schleswig
Vereinigte Stadtwerke
Stw Steinburg-Itzehoe  
 
Abbildung 9: Tabelle Interviewpartner Stadtwerke 
 

3.1.4.1. Versorgung durch die Netzbetreiber 
 
Aus den Informationen der Netzbetreiber und Infrastrukturanbieter, die für Interviews 
zur Verfügung standen und ergänzenden verfügbaren I nformationen, ergibt sich 
folgendes Bild: 
 
Ein Breitbandangebot im Endkundengeschäft (incl. Ge schäftskunden) basierend auf 
Glasfaser bieten folgende Unternehmen an: 
 

- Sacoin (im Aufbau) 
- KielNet (in Planung) 
- wilhelm.tel 
- Stadtwerke Neumünster (im Aufbau) 
- Versatel 

 
Wilhelm.tel ist mit 250.000 Anschlüssen (Hamburg un d Schleswig-Holstein) ein 
bedeutender Anbieter von Breitbanddiensten in Schleswig-Holstein. Nach Gründung 
von wilhelm.tel 1999 wurde zügig an den Ausbau von Glasfasernetzen 
herangegangen und inzwischen nahezu komplett folgende Versorgungsgebiete in 
Schleswig-Holstein mit FTTH ausgebaut: 
 
Norderstedt, Henstedt-Ulzburg, Itzehoe, Ellerau und Alveslohe. 
 
Die Stadtwerke Neumünster beginnen gegenwärtig mit dem Ausbau des Piloten in 
Groß-Kummerfeld. 
 
Wilhelm.tel kann als ein Beispiel für einen erfolgr eichen Ausbau von Glasfasernetzen 
unter Wettbewerbsbedingungen gesehen werden. 
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Abbildung 10: Versorgungsgebiet Wilhelm.tel 
 
Sacoin bietet FTTX-Lösungen in Kooperation mit Geme inden an, wenn das 
entsprechende Kundenpotential zur Verfügung steht u nd die Gemeinden sich am 
Infrastrukturausbau beteiligen. Versatel stellt vorwiegend Breitbanddienste für 
Geschäftskunden zur Verfügung und mietet hierfür au ch Glasfasern an. 
 
Glasfaser als sog. Dark Fiber oder an Wiederverkäuf er (sog. Wholesale Angebote) 
bieten folgende interviewte Unternehmen an: 
 

- AKN 
- DB Systel 
- E.ON Hanse 
- GasLINE 
- GlobalConnect 
- Versatel 
- Vodafone/Arcor 
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Netzstruktur GlobalConnect 

    
 
 
 
Netzstruktur Versatel 

 
(Darstellung der Netzstrukturen sind exemplarisch, weitere Angaben sind dem 
Glasfaseratlas zu entnehmen) 
 
Alle interviewten Stadtwerke betreiben ein eigenes Glasfasernetz und vermieten 
entweder sog. unbeleuchtete Glasfasern (Dark Fiber) oder Kabelinfrastrukturen 
(Leerrohre). 
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Allen Anbietern ist gemein, dass sie in ihrem Versorgungsgebiet, das sich bei den 
Stadtwerken mit dem Energieversorgungsgebiet weitgehend deckt, passive 
Glasfaserleitungen anbieten und damit selbst kein aktives Netz betreiben. Dies 
erlaubt eine Konzentration auf das Kerngeschäft �In frastruktur�. Alle Interviewpartner 
sind an Kooperationen im Infrastrukturbereich auch aus Sicht des Schutzes ihrer 
Investitionen hoch interessiert. 
 
Detaillierte Informationen graphischer Art wurden in der Regel nicht übergeben und 
auf den sich in Entwicklung befindlichen Glasfaseratlas verwiesen. Entsprechende 
Informationen werden durch das MWV in Abstimmung mit den Betreibern 
bereitgestellt. 
 

3.1.4.2. Schlussfolgerungen 
 
Für die Entwicklung eines Masterplanes ergeben sich  folgende Schlussfolgerungen: 
 

(1) In Schleswig-Holstein ist eine Reihe von Unternehmen tätig, die 
Glasfasernetze ausbauen und betreiben. Damit entsteht eine Basis für eine 
Glasfaser-Infrastruktur für das Land. 

(2) Es gibt von allen Glasfaseranbietern Gesprächsb ereitschaft zur Kooperation 
und zur Mitarbeit in einer Infrastrukturgesellschaft, einschließlich einer 
bemerkenswerten Investitionsbereitschaft. 

(3) Die Weiterführung und Fertigstellung eines Glas faseratlas scheint dringend 
geboten, um frühzeitig weitere Planungen harmonisie ren zu können und 
Dritten den Zugang zu den Netzen zu erleichtern. 

(4) Im Interesse eines nachhaltigen Entwickelns von Breitbandinfrastrukturen 
sollte das Hauptaugenmerk auf die Unterstützung des  Ausbaus von 
Glasfasernetzen gelegt werden. 

 

3.1.5. Auswertung und Bewertung der Befragungsergebnisse 
 
Die Organisation, Führung und Auswertung der Befrag ungen nahm einige Zeit in 
Anspruch, war aber gleichwohl sehr informativ und in der Regel auch kooperativ. Mit 
den Stadtwerken Lübeck kam kein Gespräch zu Stande,  mit Eifel-Net musste um ein 
Interview gerungen werden und Vodafone/Arcor setzte eine Projektgruppe ein, um 
die erbetenen Informationen zu generieren. 
 
Hervorzuheben ist das Bekenntnis fast aller Interviewpartner, an der Entwicklung und 
auch insbesondere an der Umsetzung des Masterplanes mitzuwirken. 
 
Detailinformationen zum geplanten Netzausbau wurden in der Regel mit Verweis auf 
die Wettbewerbssituation nur global und selbst dies auch ungern zur Verfügung 
gestellt. Dies ist einerseits aus Sicht des Schutzes unternehmensinterner Daten 
nachvollziehbar, andererseits erschwert dies die Entwicklung eines umfassenden 
Bildes der Versorgungslandschaft und ihrer Entwicklung in den nächsten Jahren. In 
einigen Fällen wurde deshalb interpoliert. Durch de n Umfang der Interviews und die 
Kooperation der Interviewpartner ergibt sich aber eine ausreichend belastbare Sicht 
auf die wesentlichen Inhalte für die Entwicklung de s Masterplanes. 
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3.2. Versorgung mit Funkdiensten 

3.2.1. Versorgung mit Mobilfunkdiensten 
 
Seit Anfang der 90iger Jahre des vergangenen Jahrhunderts spielen 
Mobilfunkdienste für die Massenversorgung und als I ndustriezweig eine wesentliche 
Rolle. Praktisch liegt heute die Versorgung bei nahezu 130 %, d.h. es gibt mehr 
Mobilfunkverträge als Einwohner. Obwohl zunächst al s System für die 
Sprachübertragung entwickelt (erste und zweite Gene ration des Mobilfunks) spielte 
die Möglichkeit der Datenübertragung durch neue Die nste (SMS/MMS) bald eine 
zunehmende Rolle. 
 
Mit der Dritten Generation (UMTS) können Breitbandd atendienste von gegenwärtig 
bis zu 7,2 Mbit/s (HSDPA/HSUPA) in der Funkzelle üb ertragen werden. Demnächst 
werden bis zu 25 Mbit/s pro Funkzelle möglich sein.  Die Vierte Generation wird 
Datenraten von bis zu 100 Mbit/s (LTE) erlauben. Die Technik durchläuft 
gegenwärtig erste Tests bei Netzbetreibern und wird  ab 2011 zur Verfügung stehen. 
Damit steht eine interessante technische Lösung zur  Breitbandversorgung zur 
Verfügung. Die Flächenversorgung der Mobilfunkbetre iber wird durch folgende 
technische und wirtschaftliche Gegebenheiten beeinflusst: 
 

- je höher die genutzten Frequenzen und je höher di e Datenraten desto kleiner 
werden die Funkzellen 

- eine wirtschaftlich vertretbare Versorgung ist damit nur in Ballungsgebieten 
möglich 

- die BNetzA verpflichtet die Netzbetreiber bisher nicht, eine Versorgung 
dünnbesiedelter Gebiete sicherzustellen 

 
Aus diesen Gründen versorgen die Mobilfunkbetreiber  vorwiegend Ballungsgebiete, 
wie aus den Versorgungsdarstellungen zu entnehmen ist. 
 
Zur Erfassung der Engagements von Netzbetreibern in Schleswig-Holstein wurden 
mit folgenden Betreibern Interviews geführt: 
 
Funknetzbetreiber
E-Plus 
Filiago
innofactory
mvox
O2

T-Mobile
Vodafone Arcor  
 
Abbildung 11: Tabelle Interviewpartner Funknetzbetreiber 
 

3.2.1.1. Versorgung durch die Netzbetreiber 
 
Aus den Informationen der Mobilfunkbetreiber, die für Interviews zur Verfügung 
standen und ergänzenden verfügbaren Informationen, ergibt sich folgendes Bild: 
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Auf Grund technischer und wirtschaftlicher Optimierung werden auch in Schleswig-
Holstein vorwiegend Ballungsgebiete versorgt. Die Versorgung und die 
Versorgungsplanung aller Netzbetreiber sind nahezu identisch: 

- nahezu volle Versorgung mit GSM-Sprache 
- weitestgehende Versorgung mit GSM-Datendiensten (GPRS/EDGE) mit bis zu 

384 kbit/s 
- Versorgung der Ballungsgebiete mit UMTS von 384 kbit/s bis 7,2 Mbit/s je 

nach Gebiet und Anbieter 
 
Die Netzbetreiber führen den Wettbewerb vorwiegend über den Preis und 
Zusatzdienste (Value Added Services). 
 
Eine Versorgung des ländlichen Raumes ist kurzfrist ig (2009/2010) nicht zu 
erwarten. 
 
 
 
 
 
Versorgungsgebiet T-Mobile: (Kartenmaterial zur Mobilfunkversorgung wurde vertraulich zur 
Verfügung gestellt und wird daher nicht öffentlich zugänglich gemacht.)  
 
 
 
 
T-Mobile hat im Interview grundsätzlich wie folgt S tellung genommen: 
 
Als einziger Netzbetreiber in Deutschland bietet T-Mobile im gesamten GSM-Netz die 
moderne und schnelle EDGE-Technik, die Download-Geschwindigkeiten von bis zu 
260 kbit/s und Upload-Geschwindigkeiten bis zu 220 kbit/s ermöglicht. Damit können 
Kunden auch in ländlichen Regionen schnelles mobile s Internet mit ca. dem 
Vierfachen eines normalen ISDN-Anschlusses nutzen. UMTS-Technologie steht 
heute bereits schon in allen Ballungsräumen und Stä dten � größer 
50.000 Einwohnern � zur Verfügung und bietet Bandbr eiten von bis zu 7,2 Mbit/s im 
Download und 2,0 Mbit/s im Upload. 
 
T-Mobile beabsichtigt, schrittweise die UMTS-Verfüg barkeit in Schleswig-Holstein 
weiter zu erhöhen. Dafür passt T-Mobile das Netz an  die Anforderungen der Kunden 
und die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen an und nutzt das ganze verfügbare 
Spektrum technischer Möglichkeiten. 
 
Die HSDPA-Angebote sollen, sobald die Geräte zur Ve rfügung stehen, auf 14,4 und 
5,7 Mbit/s erweitert werden. In diesem Jahr sind auch die ersten Feldversuche im 
Bereich HSPA+ geplant. 
 
T-Mobile ist bei HSPA+ und LTE immer noch sehr stark in der Experimentier- und 
Testphase und kann noch keine definitiven Rollout-Termine bestätigen. 
 
Bei verbleibenden �weißen Flecken�, deren Erschließ ung auf rein 
privatwirtschaftlicher Basis unrentabel ist, können  verschiedene Varianten von Public 
Private Partnership zum Tragen kommen (z. B. durch Engagement einer 
Bürgerinitiative oder Kommune für den Nachweis eine s entsprechenden 
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Kundenpotentials, durch Übernahme von Tiefbauarbeit en, etc.). Als �ultima ratio� für 
die Fälle/Regionen, in denen alle vorgenannten Ansä tze nicht greifen, können und 
müssen öffentliche Mittel die Wirtschaftlichkeitslü cke schließen. T-Mobile begrüßt in 
diesem Zusammenhang die zwischenzeitlich zur Verfüg ung, bzw. in Aussicht 
gestellten Fördermittel. Im Rahmen von derartigen K ooperationen zum 
Breitbandausbau beantragen die Kooperationspartner (Kommunen, Kreise) ggf. 
Fördermittel. 
 
Versorgungsgebiet Vodafone: (Kartenmaterial zur Mobilfunkversorgung wurde vertraulich zur 
Verfügung gestellt und wird daher nicht öffentlich zugänglich gemacht.)  
 
 
 
Vodafone hat im Interview grundsätzlich wie folgt S tellung genommen: 
 
In den folgenden Jahren verfolgt Vodafone einen kundenorientierten Ausbau der sich 
stark an den abgeforderten Datenmengen orientieren wird. Zusätzlich analysiert 
Vodafone die vorhandenen Anschlussbereiche auf wirtschaftlich sinnvolle 
Ausbaugebiete. Hier sind sowohl die Funktechnik (UMTS und LTE) als auch die 
kabelgebundene DSL-Technik mit KVz-Erschließung gru ndsätzlich wirtschaftlich 
darstellbare Lösungen. 
 
Die Einführung der LTE-Technik erfolgt nach der kom merziellen Marktreife im Verlauf 
des Jahres 2010. Voraussetzung dafür ist die Schaff ung der politischen 
Randbedingungen für die Nutzung der Frequenzbänder der �digitalen Dividende�. Die 
derzeit genutzten Breitbanddienste liegen in der Masse bei Datenraten bis zu 1-
2 Mbit/s (Grundversorgung). Diese können sowohl mit  der UMTS-Technik als auch 
mit der DSL-Technik bedient werden. Zukünftig erwar tet Vodafone Nachfragen nach 
Breitbanddiensten mit weitaus höheren Datenraten. D iese Datenraten werden mit der 
LTE-Technik (Funk) und der xDSLTechnik bedient. 
 
Die Abstimmung mit den Kommunen erfolgt beim Ausbau des Funknetzes nach dem 
derzeit abgestimmten Prozess von 2001 (Vereinbarung zwischen den Kommunalen 
Spitzenverbänden und den Mobilfunknetzbetreibern). Wünschenswert sei ein Dialog 
zwischen den Kommunen und Vodafone. Hier können dan n frühzeitig alle relevanten 
Themen diskutiert werden. Vodafone ist diesbezüglic h aufgestellt und bietet 
bezüglich Planung der Breitbandversorgung seine Unt erstützung an. 
 
Derzeit sind keine Anträge auf Fördermittel gestell t. Entstehen beim weiteren Ausbau 
der Breitbandversorgung wirtschaftliche Deckungslüc ken, so kann ein wirtschaftlich 
sinnvoller Ausbau nur mit bereit gestellten Förderm itteln erfolgen. Die Schaffung von 
gemeinsamer Infrastruktur ist wünschenswert, da nur  so ein wirtschaftlich sinnvoller 
Ausbau der Breitbandversorgung erfolgen kann. 
 
 
 
Versorgungsgebiet E-Plus: (Kartenmaterial zur Mobilfunkversorgung wurde vertraulich zur Verfügung 
gestellt und wird daher nicht öffentlich zugänglich  gemacht.) 
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E-Plus hat im Interview wie folgt Stellung genommen: 
 

Bis Ende 2009 ist nur der weitere UMTS-Ausbau in Ballungsgebieten mit 384 kbit/s 
geplant. HSDPA/HSUPA sind bis Ende 2010 nicht in S-H vorgesehen. Der Ausbau 
wird ausschließlich aus Sicht der Nachfrage und der  Wirtschaftlichkeit bewertet. Die 
Nachfrage nach Mobilfunk-Breitbanddiensten (SMS, MMS, Datendienste) macht 
etwa 25 % des Umsatzes aus und steigt kontinuierlich. UMTS mit 384 kbit/s wird als 
ausreichend für Mobilfunkanwendungen gesehen. 
 
E-Plus kooperiert im Regelausbau zur Errichtung von Antennenstandorten 
grundsätzlich mit den Kommunen. Eine Kooperation zu r Abstimmung der Flächen- 
und Diensteversorgung findet nicht statt. Auf Anfragen von Kommunen würde E-Plus 
aber interessiert reagieren. Fördermittel wurden du rch E-Plus bisher nicht in 
Anspruch genommen, dies soll auch so bleiben. Ausnahmen könnte es geben, wenn 
E-Plus auf Bitten der kommunalen Ebene ländliche Ge biete versorgt und die 
wirtschaftliche Deckungslücke durch Fördermittel ge schlossen wird.  
 
Im Regelausbau werden Infrastrukturen bereits sehr erfolgreich durch mehrere 
Netzbetreiber genutzt (Infrastructure Sharing). Einem Open Access Modell steht E-
Plus sehr aufgeschlossen gegenüber. Dieses Modell w ird als das einzige Verfahren 
gesehen, um den Ausbau des ländlichen Raumes zu bes chleunigen. Spezielle 
Funklösungen für die Lückenversorgung spielen keine  Rolle. Sofern eine 
Lückenversorgung in Betracht kommt, werden Standard -Mobilfunklösungen genutzt. 
LTE wird aus Sicht von E-Plus nicht vor 2011 eine Rolle spielen und dann zunächst 
für Ballungsgebiete angeboten werden. Dies könnte h öchstens durch 
Versorgungsauflagen der BNetzA beeinflusst werden. 
 
 
 
3G � Netzausbau in Schleswig-Holstein (Kartenmaterial zur DSL-Versorgung wurde vertraulich zur 
Verfügung gestellt und wird daher nicht öffentlich zugänglich gemacht.)  
 
 
 
O2 hat im Interview grundsätzlich wie folgt Stellun g genommen: 
 
2009 
Ende 2009 sind alle NodeB (Basisstation in einem UMTS-Mobilfunknetz) mit HSDPA 
(3,6 Mbit/s) und HSUPA ausgerüstet. HSDPA (7,2 Mbit /s) wird an ausgewählten Hot-
Spots zur Verfügung stehen. Mit der Einführung des Second Carriers (Zweiter 
Frequenzkanal) werden die Kapazitäten im 3G-Netz er weitert. 
 
2010 
Alle neu zu errichtenden NodeB werden mit HSDPA/HSUPA ausgerüstet. Der 
Ausbau des Second Carrier wird bedarfsorientiert weiter vorangetrieben 
 
Der Ausbau mit GSM basierten Mobilfunkdiensten ist abgeschlossen. Dies trifft auch 
bis auf wenige Ausnahmen für EDGE zu. Damit sind Da tendienste mit bis zu 
384 kbit/s verfügbar. UMTS wird zunächst in Ballung sgebieten ausgebaut, über den 
Ausbau von HSDPA flächendeckend wird nachgedacht (7 ,2 Mbit/s). Der Rollout ist 
aber noch nicht geplant. HSUPA, HSPA+ ist in Diskussion. Für 2009 und 2010 ist der 
weitere UMTS-Ausbau geplant. Die Einführung von LTE  wird nicht vor 2011 
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gesehen. Als entscheidend wird die Vergabe von Frequenzen unterhalb 1 GHz 
gesehen. 
 
Die Planung von Standorten wird grundsätzlich mit d en Kreisen oder Kommunen 
abgestimmt. Eine grundsätzliche Abstimmung des Roll outs mit Kreisen oder 
Gemeinden gibt es bisher nicht. Sharing von Infrastrukturen hat im Interesse der 
Kostenoptimierung grundsätzliche Bedeutung. Dies er folgt vornehmlich zwischen 
den Mobilfunkbetreibern. Mit der gemeinsamen Nutzung von BOS�Standorten hat 
O2 keine guten Erfahrungen gemacht (Sicherheitsanforderungen). Open Access wird 
als ein sehr interessantes Thema gesehen. Dies könn te auch eine Weiterentwicklung 
der �shared infrastructures� sein. O2 wird dies seh r genau beobachten, konkrete 
Abstimmungen mit anderen Netzbetreibern gibt es bisher nicht. Mitnutzung 
kommunaler Einrichtungen ist bisher nicht im Fokus. LTE wird als ein �Muss� für 
Mobilfunkbetreiber gesehen. Dies wird auch den Breitbandausbau beschleunigen. 
Die Versorgung ländlicher Räume wird stark von der Art und Weise der 
Frequenzvergabe durch die BNetzA abhängen. 
 

3.2.1.2. Schlussfolgerungen 
 
Für die Entwicklung eines Masterplanes ergeben sich  folgende Schlussfolgerungen: 
 

- Flächendeckend und damit für den ländlichen Raum stehen nur GSM und als 
Datendienst GPRS zur Verfügung (EDGE nicht flächend eckend) 

- Der Ausbau der Breitbanddienste in den Ballungsgebieten wird fortgesetzt; 
keiner der Netzbetreiber plant bis 2010 eine Versorgung des ländlichen 
Raumes. 

- An den Rändern der Ballungsgebiete können Mobilfu nk-Breitbanddienste eine 
Rolle spielen. Hier sollte der Breitbandausbau mit den Mobilfunkanbietern 
abgestimmt werden. 

- Eine Kooperation im Infrastrukturausbau findet nur zwischen den 
Mobilfunkbetreibern statt. Im Zuge der Glasfaseranbindung der Funkstandorte 
sollte eine Kooperation mit anderen Infrastrukturanbietern und der 
kommunalen Ebene in die Wege geleitet werden. Eine Mitarbeit bei der 
Erstellung des Glasfaseratlas sollte initiiert werden. 

- Das Open Access Modell für den LTE-Ausbau (diskri minierungsfreier Zugang 
zu einer gemeinsamen Funk-Basisinfrastruktur für me hrere Betreiber) sollte 
von der Politik sehr genau beobachtet werden, weil damit eine wirtschaftliche 
Versorgung des ländlichen Raumes vereinfacht würde.  

- Die Vergabe der Frequenzen der Digitalen Dividende sollten mit Auflagen zur 
Versorgung des ländlichen Raumes gekoppelt werden. 

 
Versorgung mit festen Funkdiensten 
 
Neben dem Angebot der Mobilfunkbetreiber bieten einige Netzbetreiber sog. feste 
Funkdienste an. Sie unterscheiden sich vom Mobilfunk dadurch, dass die Endgeräte 
nur in einer Funkzelle arbeiten können oder der Wec hsel der Funkzellen im Betrieb 
mit Einschränkungen verbunden ist. Im Grunde ist di e Funkverbindung ein Ersatz 
einer festen Kabelverbindung und wird auch so genutzt. 
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Es hat in den letzten 20 Jahren mehrere Versuche gegeben, feste Funkdienste 
flächendeckend anzubieten. Ein durchschlagender Erf olg war diesen Versuchen 
nicht beschieden. Dies liegt im Wesentlichen an der gut ausgebauten 
Festnetzinfrastruktur und der Verfügbarkeit mobiler  Funkdienste. 
 
Bedeutung haben feste Funkdienste, die auf folgenden Technologien basieren: 

- WLAN, zur Überbrückung kurzer Entfernungen, lizen zfrei 
- WiMax, zur Überbrückung mittlerer Entfernungen vo n einigen Kilometern, 

lizenzfrei und in bestimmten Frequenzen durch BNetzA lizenziert 
- CDMA 450 (Bündelfunk), zur Überbrückung größerer Entfernungen von bis zu 

30 km 
- OFDM und CDMA 800 als moderne Verfahren im Bereich der Frequenzen der 

digitalen Dividende, bisher nur in Piloten angewendet. Zur Überbrückung 
größerer Entfernungen bis 30 km. 

 
 
 
Bedeutende Anbieter in Deutschland sind: 

- Inquam 
- mvox AG 
- Vodafone 
- T-Mobile 
- NetCologne 
- Innofactory 
- und eine Reihe kleinerer Anbieter 

 

3.2.1.3. Versorgung durch die Anbieter 
 
In Schleswig-Holstein ist kein Anbieter bekannt, der ein geschlossenes Gebiet 
versorgt. 
 
Mit Innofactory wurde ein Interview geführt: 
 
Innofactory setzt eine professionelle WiMax-Funktechnik im Spektrum 4,8 bis 
5,8 GHz ein. Es können bis zu max. 12 Mbit/s übertr agen werden. Die Produkte 
werden unter dem Namen �LNet� vermarktet. Derzeit s ind in Schleswig-Holstein 
keine Netze in Betrieb. Gespräche gibt es im Kreis Steinburg und im Kreis 
Ostholstein. Innofactory reagiert auf Anfragen und führt Informationsveranstaltungen 
mit Gemeinden durch. Sollte die Nachfrage groß genu g sein, wird der Ausbau 
geplant. Die Nachfrage ist groß und Innofactory sch ätzt, dass in 2009/10 ca. 5.000 
bis 10.000 Kunden angeschlossen werden können 

3.2.1.4. Schlussfolgerungen 
 
Für die Entwicklung eines Masterplanes ergeben sich  folgende Schlussfolgerungen: 
Mit festen Funkdiensten lassen sich relativ schnell und einfach Lücken in der 
Versorgung schließen. Die technische Machbarkeit un d die Wirtschaftlichkeit der 
Lösung müssen im Einzelfall geprüft werden. 
Eine Breitbandanbindung über feste Funkdienste soll te als Migration zur Versorgung 
mit Glasfaser gesehen werden. 
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Den Kommunen und Errichtern sollte die Nutzung erprobter, standardisierter 
Lösungen empfohlen werden. 
 

3.2.2. Versorgung mit Satellitenfunkdiensten 
 
Wie im Kapitel 5.2.7 beschrieben stellen Satellitenverbindungen eine technisch 
aufwändige und sehr teure Nischenlösung dar. Insofe rn ist es nicht verwunderlich, 
dass es nur wenige Anbieter gibt und deren Angebote nur sehr begrenzt auch im 
ländlichen Raum nachgefragt werden. 
 
 

3.2.2.1. Versorgung durch die Anbieter 
 
Es wurde ein Interview mit der Firma Filiago geführ t: 
 
Filiago bietet über Astra Connect Breitbanddienste bis zu 2 Mbit/s (shared) an. Die 
Nachfrage wird als steigend bezeichnet, aber nicht auf Referenzen in Schleswig-
Holstein verwiesen. Der Dienst (2 Mbit/s) kostet pro Monat ca. 80 � plus Hardware 
und Fachinstallation. Filiago plant offensichtlich auf Grund begrenzter Nachfrage 
nach Satellitendiensten in Zukunft auch Festnetzdienste (DSL) anzubieten. 
 

3.2.2.2. Schlussfolgerungen 
 
Für die Entwicklung eines Masterplanes ergeben sich  folgende Schlussfolgerungen: 
 

(1) Es ist nicht zu erwarten, dass Satellitendienste einen nennenswerten Beitrag 
zur Versorgung des ländlichen Raumes leisten. 

(2) Für einzelne Standorte, die sich weit entfernt von jeglicher Infrastruktur 
befinden, kann eine Satellitenverbindung die einzige mögliche Lösung sein 
und sollte dann auch in Förderungen einbezogen werd en. 

 

3.3. Nutzbare Infrastrukturen, die den Breitbandausbau erleichtern 

3.3.1. Infrastrukturen zur Nutzung für den Festnetz ausbau 
 
Zur Versorgung der Industrie und der Bürger wurden vielfältige Infrastrukturen 
errichtet. Die Versorgung mit Strom, Wasser, Abwassersystemen, Gas, Fernwärme 
und Kommunikationsdiensten ähneln einander in ihren  Strukturen und ihren 
betrieblichen Anforderungen. So verwundert es nicht, dass bei der Verlegung von 
Kabelnetzen schon immer die Nutzung von Anlagen, die für andere Infrastrukturen 
errichtet wurden, zumindest erwogen wurde. Durch die strikte Trennung der 
Zuständigkeiten im Infrastrukturbereich und eine te ilweise Unverträglichkeit der 
Medien (Strom-Telekommunikation) sind Kooperationen aber nur im Ansatz und 
begrenzt realisiert worden. 

Gegenwärtig beginnt hier ein Umdenken, weil: 
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- Die vertikale Integration in der Telekommunikation auf dem Prüfstand steht 
und damit die Errichtung passiver Glasfaserinfrastrukturen durch 
Unternehmen aus dem Versorgungssektor an Bedeutung gewinnen. Dies führt 
fast zwangsläufig zu wesentlich erweiterten Nutzung en von Infrastrukturen, 
die für andere Medien errichtet wurden. 

- Glasfaserkabel wesentlich robuster hinsichtlich ihrer Verlegung parallel zu 
anderen Medien sind. Störeinstrahlungen von Energie kabeln spielen keine 
Rolle und es finden keine problematischen Wechselwirkungen mit Gas- und 
Wasserleitungen statt. 

- Es sowohl betriebswirtschaftlich als auch volkswirtschaftlich nicht zu vertreten 
ist, Infrastrukturen mit hohen Kosten parallel zu errichten und zu betreiben, 
wenn sich integrative Lösungen förmlich aufdrängen.  

 
Der Landesregierung wird empfohlen, die Nutzung verfügbarer Infrastrukturen der 
Energieversorger, Zweckverbände, Behörden und sonst igen Einrichtungen durch die 
Bereitstellung von strukturierten Informationen im Rahmen eines entsprechenden 
Katasters zu unterstützen. 
 
Beispielhaft wird die Integration von Infrastrukturen in folgender Grafik gezeigt: 

 
Quelle. Stadtwerke Schwerte 
Abbildung 12: Infrastruktur der neuen Generation 
 

3.3.2. Infrastrukturen zur Nutzung für die Funkvers orgung 
 
Seit der Deregulierung der Telekommunikation in Deutschland werden die 
Mobilfunknetze der Netzbetreiber vollständig separa t aufgebaut. Inzwischen gibt es 
ca. 100.000 Basisstationen in Deutschland, und es werden noch weitere (BOS) 
hinzukommen. 
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Inzwischen reift aber auch in der Entwicklung von Funkinfrastrukturen die Erkenntnis, 
dass der getrennte Ausbau mehrerer Netze nicht beliebig fortgesetzt werden kann. 
Geeignete Mobilfunkstandorte werden knapp und deren Errichtung ist teuer. Die 
Mobilfunkanbieter kooperieren deshalb seit Jahren in der Errichtung und Nutzung 
von Funkstandorten. Bei den Planungen zur Errichtung der 4. Generation des 
Mobilfunks werden deshalb erstmals auch Open Access Modelle diskutiert. Dies wird 
auch dadurch beschleunigt, weil die Funkstandorte künftig mit Glasfaser 
angeschlossen werden sollen. Hinzu kommen Bürgerbew egungen gegen die 
Errichtung von Funkstandorten in bewohnten Gegenden. 
 
Deshalb werden sich auch im Bereich der Funkinfrastrukturen neue Kooperationen 
mit Infrastruktur-Dienstleistern und Kommunen entwickeln. Dabei werden folgende 
Schwerpunkte zu berücksichtigen sein: 

(1) Alle privaten und öffentlichen (BOS) Standorte sollten in die Planung des 
Breitbandausbaus eingebunden werden. (Glasfaser-Breitbandatlas) 

(2) Im Interesse der raschen Versorgung des ländlic hen Raumes mit Breitband-
Mobilfunkdiensten sollten Open Access Modelle energischer in die politische 
Diskussion eingebracht werden. 
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4. Abschätzung des kurz- und langfristigen Breitban dbedarfs 

4.1. Breitbandbedarf in der Wirtschaft und in den Verwaltungen 
 
Es ist unbestritten, dass der Bandbreitenbedarf der Wirtschaft und der Verwaltungen 
weiter dynamisch wachsen wird. Die untenstehende Grafik verdeutlicht die 
Annahmen des Fraunhofer Heinrich-Hertz-Instituts zum Breitbandbedarf der 
nächsten 5 bis 10 Jahre. Die hierfür erforderlichen  Technologien sind bereits heute 
verfügbar. 
 

 
 
Abbildung 13: Future Global Network 
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Das FTTH-Council prognostiziert folgende Entwicklung: 
 

 
Abbildung 14: Wachstumsprognose des Bandbreitenbedarfs 1970 bis 2012 
 
Für die dargestellte Entwicklung gibt es zwei wesen tliche Treiber: 

- die durchgehende Automatisierung und Elektronisierung aller Produktions- und 
Verwaltungsprozesse 

- die Verfügbarkeit leistungsfähiger Technologien z ur Erfassung, Verarbeitung und 
Speicherung von Informationen 

 
Der Bandbreitenbedarf wird dabei von zwei wesentlichen Basisanforderungen bestimmt: 

- dem Transport von Informationen (Bilder, Videos, Texte, Sprache) 
- der Reaktionszeit im interaktiven Dialog (Mensch-Mensch, Mensch-Maschine, 

Maschine-Maschine) 
 
Kurzfristig werden Industrie und Verwaltungen Datenverbindungen von >1 Gbit/s benötigen, 
für die private Nutzung wird langfristig 1 Gbit/s e rwartet. Anbieter in Schleswig-Holstein 
(GlobalConnect z.B.) rüsten ihre Netze (Backbone) b ereits auf 100 GigEthernet! um. 
 
Der Zusammenhang zwischen der Gesamtentwicklung der Volkswirtschaften und der 
Entwicklung sowie Anwendung moderner Informationstechnologien ist unbestritten und wird 
in mehreren Studien klar belegt. Interessant ist in diesem Zusammenhang die Studie 
�Connectivity Scorecard� von Nokia Siemens Networks  und LECG, die hier ausgezeichnete 
Informationen liefert. 
 



   
 

Masterplan Breitband Schleswig-Holstein 31. Juli 2009                                                36/125 

 
Abbildung 15: Ergebnisse der Infrastrukturbewertung 2009  
 
Die Platzierung der Länder berücksichtigt alle wese ntlichen Faktoren der 
Informationswirtschaft: Infrastrukturen der Anwender, Fähigkeiten der Anwender, 
Infrastrukturen der Geschäftswelt, Fähigkeiten komm erzieller Anwender, Infrastrukturen der 
Regierung und Verwaltung und Fähigkeiten der Mitarb eiter von Regierung und Verwaltung. 
Der 13. Platz Deutschlands muss hier nachdenklich stimmen, zumal es einen direkten 
Zusammenhang zur Gesamtleistungsfähigkeit der Volks wirtschaften gibt. 
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Abbildung 16: Korrelation der Infrastrukturbewertung 2009 und dem BIP pro Kopf 

(bei Kaufkraftparität) in der Informationsgesellsch aft 
 
Die obige Graphik zeigt den Zusammenhang zwischen Platzierung im Connectivity 
Scorecard Verfahren und dem Bruttosozialprodukt. 
 
Die Prioritäten der Politik in Deutschland sind dam it dem Grunde nach klar umrissen. Ohne 
signifikante Anstrengungen zur Entwicklung der Informationsgesellschaft wird es keine 
ausreichenden industriellen und sozialen Fortschritte geben. 
 
Industrie und Verwaltungen müssen und werden eine V orreiterrolle spielen. Einerseits 
durch die Einführung moderner Informationsverfahren  (E-Government) und andererseits 
durch die Etablierung entsprechender Infrastrukturen. Beides wird positive Wirkungen auf 
private Nutzungen haben. 
 
Leider investiert Deutschland gegenwärtig zu wenig in Informationstechnologien. 
 



   
 

Masterplan Breitband Schleswig-Holstein 31. Juli 2009                                                38/125 

 
 
Abbildung 17: ITK- Anteil an den Gesamtinvestitionen eines Landes (OECD Factbook 2009) 
 
 
Die IHK Schleswig-Holstein hat in der Zeit vom 04.06.2008 bis zum 03.07.2008 17.693 IHK-
zugehörige Unternehmen per E-Mail befragt. 3.038 Un ternehmen haben geantwortet. 
 

 
Quelle: IHK Schleswig-Holstein 
Abbildung 18: Ergebnisse Befragung der IHK Schleswig-Holstein 
 
Gerade auch für Unternehmen ist das aktuelle Bandbr eitenangebot unbefriedigend. Die 
Betrachtung der Ländergebnisse zeigt, dass die Vers orgung mit DSL 2000 (46,5 %) und 
DSL 6000 (42,2 %) am weitesten verbreitet ist, währ end die schnelleren 
Internetanbindungen DSL 16000 (26,6 %) und VDSL (4,1 %) vielfach noch nicht verfügbar 
sind. Bei den Techniken wird WLAN (26,6 %) in vielen Unternehmen bereits eingesetzt. 
28,6 % Unternehmen verfügen über einen Kabelanschlu ss. Standleitungen (14,5 %) und 
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Satellitenempfang (13,8 %) sind dagegen noch nicht so weit verbreitet. WiMax spielt mit 
1,1 % bislang praktisch keine Rolle.1 
 
Die aktuelle Lage Deutschlands muss man kritisch sehen. Bund, Länder und die 
kommunale Ebene stehen vor bedeutenden Herausforderungen. 
 

4.2. Breitbandbedarf privater Haushalte 
 
Auch für die private Nutzung von Breitbanddiensten gibt es keine Zweifel, dass das 
�Nielsen-Law� (Dr. Jakob Nielsen, Dänemark) gilt, w onach der Bandbreitenbedarf jährlich 
um den Faktor 1,5 wächst. 
 
Nielsen·s Law beinhaltet zwei Thesen: 

1. Der Bandbreitenbedarf von �High End Usern� steig t jährlich um 50 %, was 
einem Zuwachs um den Faktor 7,5 nach fünf Jahren en tspricht; 

2. Der Bandbreitenbedarf des Massenmarktes folgt dem der �High End User� 
mit einem Nachlauf von 2 � 3 Jahren. 

 
Nachstehende Abbildung zeigt, dass nach Nielsen·s Law �High End User� bereits ab 
2011 ihren Bandbreitenbedarf bis auf 100 Mbit/s steigern werden. Aus o.g. These 
kann außerdem abgeleitet werden, dass der Massenmar kt spätestens Mitte des 
kommenden Jahrzehnts ebenfalls diese Bandbreite nachfragen wird. 
 

Abbildung 19: Nielsen·s Law 
 
 
Zu ähnlichen Ergebnissen kommt auch Alcatel und pro gnostiziert einen 
Bandbreitenbedarf von 1 Gbit/s ab etwa 2018! 
 
                                                 
1  Zitat: Studie IHK Schleswig-Holstein 2008 
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Abbildung 20: Bandbreitenwachstum bis 2020 (Alcatel) 
 
 
Grundsätzlich gilt dieser Zusammenhang sowohl für F estnetz- als auch für 
Funkanwendungen. Die Entwicklung der Leistungsfähig keit von Mobilfunkanwendungen 
soll dies dokumentieren. 
 
 

 
Abbildung 21: Entwicklung der Leistungsfähigkeit vo n Mobilfunkanwendungen 
 
 
Etwa ab 2011 werden die Mobilfunktechnologien der 4. Generation zur Verfügung stehen, 
die für die Nutzer einer Funkzelle bis zu 100 Mbit/ s zur Verfügung stellen werden. Damit 
werden wichtige breitbandige Anwendungen des Festnetzes auch mobil nachgefragt 
werden. 
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Quelle: TU Berlin 
Abbildung 22: Anwendungen funkbasierter Kommunikation, Echtzeitanwendungen und Nicht- 

Echtzeitanwendungen 
 
 
Es ist zu erkennen, dass die Anwendungen im Mobilfunk denen des Festnetzes ähnlich 
sind. Von daher sind ähnliche Bandbreitenanforderun gen zu erwarten. 
 
Die oben prognostizierten Bedarfsentwicklungen werden für Deutschland bestätigt 
durch den in 2008 erschienen Delphi-Report über �Zu künftige Informations- und 
Kommunikationstechniken�, erstellt vom Fraunhofer Institut System- und 
Innovationsforschung.2 In einem mehrstufigen Verfahren wurden mehrere Hundert 
Experten der einschlägigen Fachrichtungen mit der T hese konfrontiert: 
 
� Über die letzte Meile im Festnetz, also bis hin zum  Endnutzer, werden im 
täglichen Einsatz Übertragungsraten von mehr als 1 Gbit/s erreicht� 
 

                                                 
2  Delphi-Report �Zukünftige Informations- und Kommun ikationstechniken�; FAZIT-Reihe; Hrsg.: 
  MFG Stiftung Baden-Württemberg, ZEW Mannheim, Fraun hofer ISI Karlsruhe 
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Abbildung 23: Expertenmeinung zur Aussage, wann 1 Gbit/s im Access erforderlich sein wird 
 
In hoher Übereinstimmung vertraten 84 % der Teilneh mer der Delphi-Befragung die 
Auffassung, dass bis zum Jahre 2020 eine breite Nachfrage nach 1 Gbit/s-
Verbindungen bestehen wird. 53 % der Teilnehmer erwarten diese Nachfrage bereits 
bis zum Jahre 2014. 
 

4.3. Prognose der Bedarfsentwicklung, wesentliche Treiber der 
Bandbreitennachfrage 

 
Die bekanntesten Bandbreitentreiber sind derzeit: 

• Online Spiele wegen der erforderlichen Reaktionszeiten 
• IPTV, Videodownload 
• WEB 2.0 
• Home Office 
 
In der nahen Zukunft werden kommen: 
• HDTV und Super HDTV 
• Software as a Service (SaaS), auch als �Cloud Compu ting� bezeichnet 
• Advanced Home Office Anwendungen wie Video Conferencing 
• 3D-Internet 

 
Diese Entwicklung fordert sowohl Bandbreiten jenseits von 100 Mbit/s als auch einen 
stark steigenden Anteil an Rückkanalkapazität (bis hin zur vollen Symmetrie). Allein 
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die erwartete Einführung des Super-High-Visions füh rt selbst bei 
Datenkomprimierung zu Bandbreitenbedarfen jenseits der 100 Mbit/s. 
 
Alle heutigen Prognosen der Entwicklung des Breitbandmarktes basieren darauf, 
dass es eine zunehmende Akzeptanz des Breitbandmediums geben wird. Dies ist 
allerdings nur dann gesichert, wenn das Vertrauen der Nutzer in das Medium nicht 
dauerhaft beeinträchtigt wird. Das Internet in der heutigen Form wird hier bald an 
seine Grenzen stoßen. Eine sehr gute Analyse dieser  Problematik liefert eine Studie 
von Booz & Company. 
 
 

 
Abbildung 24: Studie von Booz & Company 
 
Die Studie arbeitet vier Felder heraus, die für ein e vertrauenswürdige digitale Welt 
von Bedeutung sind: 
 

- Die Netzintegrität und Dienstgüte (QoS) 
- Der Datenschutz 
- Der Schutz der Minderjährigen 
- Vermeidung von Piraterie und Diebstählen 

 
Wie bereits weiter oben beschrieben spielen Inhalte und Reaktionszeiten für die 
Bandbreitennachfrage eine Rolle. Reaktionszeiten werden gegenwärtig oft unterschätzt, 
werden aber stärker ins Bewusstsein der Anwender rü cken, wenn die Überprüfung von 
Anwendungen und Anbietern z.B. (vertrauenswürdige A dressen) mehrere Minuten dauert. 
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4.4. Auswertung und Bewertung von Befragungsergebnissen 
 
Im Rahmen der Masterplanentwicklung wurden über 60 Interviews mit Netzbetreibern, der 
kommunalen Ebene, mit Stadtwerken und Herstellern geführt. Alle betonten grundsätzlich 
den wachsenden Bandbreitenbedarf und die Notwendigkeit der Versorgung auch des 
ländlichen Raumes mit adäquaten Breitbanddiensten. Übereinstimmung herrscht zu 
folgenden Inhalten: 
 

- kurzfristig ist die Versorgung mit 1 Mbit/s zwingend 
- für die kurzfristige Versorgung sind alle verfügb aren Technologien zu nutzen 
- langfristig führt an einen Glasfaserausbau kein W eg vorbei, selbst wenn LTE zur 

Verfügung steht 
 
Interessant sind die Daten der Netzbetreiber hinsichtlich der Entwicklung der 
Bandbreitennachfrage, die aus dem Netzmonitoring gewonnen werden. Diese Daten sind 
naturgemäß sehr aussagefähig, werden aber strikt ve rtraulich gehandhabt. Stellvertretend 
für alle Netzbetreiber werden nachfolgend Informati onen vorgestellt, die HanseNet für die 
Erarbeitung des Masterplanes Schleswig-Holstein zur Verfügung gestellt hat. 
 
Die nachfolgende Tabelle zeigt die Bandbreitennachfrage als Summendatenrate aller 
Netznutzer. Das Wachstum der Nachfrage im Downlink ist beachtlich, wenn man 
berücksichtigt, dass gleichzeitig ein schnelles Wac hstum der Anzahl der Nutzer zu 
verzeichnen ist und im Massenmarkt zunächst die Nac hfrage pro Nutzer geringer ist als im 
Vielnutzer-Markt. 
 

 
Abbildung 25: Durchschnittliche Summendatenrate aller Netznutzer 
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HanseNet interpretiert die Ergebnisse des Netzmonitoring wie folgt: 
 

- das monatliche Datenvolumen eines Normalnutzers oder eines Kunden mit einem 
DSL-Anschlusses von 25 Mbit/s liegt bei durchschnittlich 23 bis 30 GB 

- das monatliche Datenvolumen eines Vielnutzers oder eines Kunden mit einem DSL-
Anschluss von 50 Mbit/s liegt bei durchschnittlich 70 bis 90 GB 

- in den letzten 12 Monaten ist die Bandbreite (Up- und Downstream) pro Nutzer um 
mehr als 20 % gestiegen 

- dies ist insbesondere auf einen Anstieg im Downstream zurückzuführen, der 
Upstream blieb nahezu konstant. Dies ist insofern interessant, da oft von einer 
zunehmenden Nachfrage nach symmetrischen Diensten ausgegangen wird, die sich 
aus den Messungen im Netz nicht nachweisen lässt. 

 

 
Abbildung 26: Korridor für VDSL, TN 
 
Die obenstehende Tabelle schlüsselt die Datenvolume nnachfrage pro Kundengruppe 
genauer auf. 
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Abbildung 27: Durchschnittliches Datenvolumen pro Breitband-Nutzer pro Monat 
 
Diese Tendenz wird auch von der obigen Tabelle untermauert. Der Einbruch in den Jahren 
2004 bis 2006 resultiert aus der Entwicklung des DSL-Massenmarktes mit vielen neuen 
Normalnutzern. 
 

Sandvine   hat ein Verhältnis von 60/40 Download/Upload mit f olgender 
Verteilung ermittelt.  
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Abbildung 28: Tagesdurchschnittliche Bandbreitennutzung, Upstream/Downstream 
 
Dies ist insofern interessant, da hiermit eine Entwicklung in Richtung symmetrischer 
Dienste festgestellt wird. 
 
˜hnliche Entwicklungen sind im Mobilfunkmarkt zu ve rzeichnen, obgleich dieser immer 
noch von Sprachanwendungen dominiert ist. Im Gesprä ch machte E-Plus zum Beispiel 
darauf aufmerksam, dass gegenwärtig 26 % des Umsatz es durch Datenanwendungen 
erreicht werden wobei Datenanwendungen stark wachsen. 
 
Interessant für das Geschäft der Netzbetreiber und deren Motivation, in neue 
Infrastrukturen zu investieren, ist folgende Grafik. 
 

 
 
Abbildung 29: Grafik zum Konflikt der Netzbetreiber, Quelle: Heavy Reading 
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Die Grafik macht das Dilemma der Netzbetreiber deutlich: 
 

- Die Bandbreitennachfrage steigt extrem dynamisch. 
- Der Preis pro Mbit/s fällt signifikant. 
- Der durchschnittliche Umsatz pro Nutzer (ARPU=Average Revenue per User) 

stagniert bei 30 � pro Monat. 
 
Das heißt im Klartext, dass die Netzbetreiber ständ ig in den technologischen Ausbau der 
Netze investieren müssen, aber keine höheren Umsätz e für neue aufwändige Dienste 
erzielen. Mittel für Investitionen in eine neue Bas is-Infrastruktur stehen damit kaum zur 
Verfügung. 



   
 

Masterplan Breitband Schleswig-Holstein 31. Juli 2009                                                49/125 

 

5. Bewertung der Beiträge der Breitbandtechnologien  

5.1. Bewertungsansatz und Bewertungsmatrix 
 
Wissenschaft und Industrie haben in den vergangenen Jahrzehnten eine Reihe von 
Technologien entwickelt, die in der Lage sind, hohe und höchste Bandbreiten zu 
übertragen. Jede Technologie hat zu Systemen geführ t, die sich auf Grund technischer und 
wirtschaftlicher Parameter für bestimmte Anwendunge n besser oder weniger gut eignen. 
 
Aus Sicht der kurz- und langfristigen Breitbandversorgung Schleswig-Holsteins sollen die 
verfügbaren Technologien nach folgenden Gesichtspun kten bewertet werden: 
 

- Definition 
- Technologie und technologisches Entwicklungspotential 
- Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung aus technischer Sicht 
- Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung aus wirtschaftlicher Sicht 
- Beitrag zur kurz- und langfristigen Breitbandversorgung 

 
Je nach Geschäftsansatz, technischer und wirtschaft licher Basis werden Anbieter und 
Netzbetreiber der einen oder anderen technologischen Lösung zuneigen. Dies ist 
unkritisch, solange Chancengleichheit gegeben ist. Jeder Versuch aber, den Markt mit einer 
technologischen Lösung zu dominieren, muss kritisch  gesehen werden. Darüber hinaus 
sollten Nachhaltigkeit und Umweltaspekte eine zunehmende Rolle spielen. 
 
Es ist nicht beabsichtigt, eine Rang- und Reihenfolge der Breitbandtechnologien zu 
entwickeln. Dies kann nur im Rahmen der Planung und Realisierung eines Geschäfts durch 
den Unternehmer erfolgen. 
 

5.2. Breitbandtechnologien 

5.2.1. DSL/VDSL 
 
Definition: 
DSL � Digital Subscriber Line (Digitale Anschlussle itung) 
VDSL - Very High Speed Digital Subscriber Line (Digitale Hochgeschwindigkeit 
Anschlussleitung) 
 
Technologie und technologisches Entwicklungspotential: 
DSL nutzt für die Übertragung der Daten über eine K upfer-Doppelader einen wesentlich 
höheren Frequenzbereich als die analoge Telefonie. Damit können hohe Datenraten bis zu 
50 Mbit/s übertragen werden, aber bei stark eingesc hränkter Reichweite. Damit müssen die 
Übertragungseinrichtungen im Hauptverteiler (HVt) o der im Kabelverzweiger (KVz) 
installiert werden. Das Prinzip veranschaulicht das nachfolgende Bild. 
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Abbildung 30: Prinzip für die Installation der Über tragungseinrichtungen, Quelle: Konstantin 
Demmler (Wikipedia) 
 
DSL hat in den vergangenen Jahren eine rasante Entwicklung genommen. Durch neue 
Übertragungs- und Modulationsverfahren (OFDM) konnt e die Übertragungsbandbreite 
ständig erhöht werden. Man kann sich sicherlich wei tere Fortschritte durch neue 
Prozessoren und höhere Leistungsfähigkeit der Techn ik vorstellen, die Physik des Kupfer-
Übertragungskanals wird aber keine massenhafte Über tragung von Datenraten >50 Mbit/s 
über annehmbare Entfernungen zulassen. 
 
Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung au s technischer Sicht: 
Überall dort, wo ein ausgebautes Telefon-Netz auf B asis symmetrischer Kupfer-
Doppeladern vorhanden ist und die Anschlussleitung zwischen HVt und Teilnehmer nicht 
länger als 3 bis 4 km ist, lässt sich technisch rel ativ einfach DSL realisieren. Dies 
prädestiniert DSL für Ballungsgebiete und behindert  seinen Ausbau in dünnbesiedelten 
Gebieten. Sowohl für VDSL als auch für DSL in dünnb esiedelten Gebieten ist eine 
Installation der Übertragungseinrichtungen (DSLAM) im oder am KVz denkbar, hat aber 
erhebliche Nachteile durch den Einbau aktiver Technik außerhalb geschlossener Räume. 
Zudem muss der KVz aufwändig mit Glasfaser an den H Vt angebunden werden. Bisher 
sind in Deutschland 50 Städte mit VDSL versorgt wor den.  
 
Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung au s wirtschaftlicher Sicht: 
- DSL ist eine effiziente Breitbandversorgung, da die Infrastruktur vorhanden und nur 

noch aufgerüstet werden muss. Der DSL-Anschluss kos tet pro Teilnehmer nur wenige 
Hundert Euro. 

- VDSL und DSL (in dünnbesiedelten Gebieten) sind n aturgemäß teurer. Der Anschluss 
kostet pro Teilnehmer zwischen 300 und 1000 Euro und ist wirtschaftlich nur dann 
attraktiv, wenn ausreichend Teilnehmer eines KVz-Bereiches angeschlossen werden 
können. 

 
Beitrag zur kurz- und langfristigen Breitbandversorgung: 
DSL und VDSL leisten gegenwärtig den Hauptbeitrag z ur Breitbandversorgung auf Basis 
der in Deutschland gut ausgebauten Telefoninfrastruktur. Kurzfristig sind Erhöhung der 
Bandbreiten und die Erschließung einiger weiterer A nschlussbereiche zu erwarten. 
Langfristig bleibt die Bandbreite der Datenübertrag ung limitiert und auch ein wirtschaftlicher 
Ausbau im ländlichen Raum erscheint ohne Unterstütz ung nicht möglich. 
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5.2.2. HFC (Hybrid Fiber Coax � Fernseh-Breitbandka belnetze) 
 
Definition: 
HFC bezeichnet eine Technologie, mit der analoge und digitale Signale großer Bandbreite 
(z.B. Fernsehsignale) über ein kombiniertes Glasfas er-Koaxialkabelnetz übertragen 
werden. Die Kunden werden ausschließlich (noch) übe r Kupfer-Koaxialkabel 
angeschlossen, wobei mehrere Kunden mit einem Kabel versorgt werden. HFC-Netze sind 
für die Fernsehübertragung optimiert und wurden in den vergangenen Jahren mit einem 
Rückkanal ausgestattet, um eine interaktive Datenüb ertragung zu gewährleisten. 
 
Technologie und technologisches Entwicklungspotential: 
 
HFC-Netze sind wie folgt aufgebaut: 
 

  
Quelle: Hochschule Magdeburg Stendal 
Abbildung 31: Aufbau HFC-Netze 
 
Das Netz wird in vier Netzebenen unterteilt: 

- Ebene 1. Studios 
- Ebene 2: Verteilwege über Rundfunksender, Satelli ten, Richtfunk 
- Ebene 3: Kabelverteilnetz zu den privaten Haushalten 
- Ebene 4: Kabelverteilnetz in Wohnanlagen 

 
Folgender Frequenzbereich wird auf den Kabeln genutzt: 
 

 
Abbildung 32: Frequenzbereich auf den Kabeln 
 
HFC-Netze sind breitbandfähig und wesentlich besser  geeignet als symmetrische 
Kupferleitungen. Ihr Nachteil besteht in ihrem ursprünglichen Ausbau als Verteilnetz. Damit 
sind mehrere Haushalte an das gleiche Kabel angeschlossen und müssen sich das gleiche 
Signal teilen (Shared Medium). Für den Rückkanal ve rbleibt auf Grund der Fernsehnutzung 
nur ein relativ schmales Band von ca. 60 MHz. 
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Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung au s technischer Sicht: 
Überall dort, wo ein HFC-Netz ausgebaut wurde, eign et es sich neben der 
Fernsehversorgung grundsätzlich auch für die Breitb andversorgung. Die Aufrüstung der 
Netze für die Breitbandversorgung ist inzwischen ei n erprobtes technisches Verfahren und 
führt zu Breitbandangeboten von bis zu 100 Mbit/s. Allerdings als Shared Medium, so dass 
die wirklich verfügbare Bandbreite von der Nutzung aller Teilnehmer abhängt, die mit dem 
gleichen Datenstrom (Kabel) versorgt werden. 
 
Durch Bündelung (Cluster-Bildung) und Anbindung der  Cluster über Glasfaser wird die 
Anzahl der zu versorgenden Teilnehmer eines gemeinsamen Kabel-Anschlussbereiches 
verringert und damit die Bandbreite erhöht. In letz ter Konsequenz führt das zur Verlegung 
von Glasfasern bis zum Haus (FTTH). 
 
Aus Sicht der Versorgung treten die gleichen Probleme auf wie bei DSL: dicht besiedelte 
Gebiete sind oft versorgt, dünnbesiedelte Gebiete s ind technisch und wirtschaftlich 
anspruchsvoller. Daher sind HFC-Netze im ländlichen  Raum kaum zu finden. 
 
Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung au s wirtschaftlicher Sicht: 
Die Aufrüstung von Fernsehbreitbandnetzen für die T elefon- und Datennutzung ist auch 
wirtschaftlich interessant, wenn die Anschlussdichte hoch ist. Mit der Bereitstellung der 
Fernsehprogramme verfügen die Kabelunternehmen über  einen stabilen Grundumsatz und 
können Telefonie- und Datendienste als Add-On anbie ten. Der Ausbau rückkanalfähiger 
Netze kostet pro Teilnehmer einige Hundert Euro und ist zumindest in dichten Gebieten 
wirtschaftlich vertretbar. 
 
Beitrag zur kurz- und langfristigen Breitbandversorgung: 
Kurzfristig können HFC-Netze in ihren Ausbaugebiete n einen wesentlichen Beitrag zur 
Breitbandversorgung leisten und liegen mit ihren Breitbandangeboten oft auch über den 
DSL- und VDSL-Angeboten. Für die Versorgung des län dlichen Raumes sind kurzfristig 
kaum Beiträge zu erwarten. Langfristig wird der Aus bau der HFC-Netze in einer FTTH-
Strategie münden. Dies führt zu glasfasertypischen Leistungsangeboten, aber auch zu 
Ausbaukosten der Glasfaseranbindung. Damit ist im ländlichen Raum mit einer erheblichen 
wirtschaftlichen Deckungslücke zu rechnen. 
 

5.2.3. Powerline 
 
Definition: 
Powerline oder auch neuerdings Breitband Powerline (BPL) ist eine Lösung, die zur 
Übertragung der Daten die Kupfer-Stromleitungen des  Mittel- oder 
Niederspannungsbereiches nutzt. 
 
Technologie und technologisches Entwicklungspotential: 
Powerline überträgt Daten hochfrequent in einem gee igneten Übertragungs- und 
Modulationsverfahren über in Betrieb befindliche St romleitungen. Die elektrischen Signale 
werden in geeigneter Weise in das Stromnetz eingekoppelt und stehen dann an jeder 
Steckdose des Hauses (der Häuser) zur Verfügung. 
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Abbildung 33: Powerline 
 
Powerline hat einige wesentliche Nachteile, die durch neue Entwicklungen etwas 
gemildert, aber nicht beseitigt sind: 

- Mittel- und Niederspannungs-Stromleitungen sind grundsätzlich wegen der 
Störleistungen ein feindliches Medium 

- Stromleitungen sind ungeschirmt und strahlen die hochfrequenten 
Datenströme ungehindert ab 

- mit einem Datenstrom werden mehrere Kunden versorgt (Shared Medium) 
Es gibt nur wenige Firmen auf der Welt, die Equipment anbieten oder Dienste bereitstellen. 
Trotz der Weiterentwicklungen wird man genau beobachten müssen, welches Potential in 
der praktischen Anwendung liegt. 
 
Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung au s technischer Sicht: 
Theoretisch ließe sich Powerline überall einsetzen,  wo entsprechende Stromleitungen zur 
Verfügung stehen. Dies wäre fast überall. Praktisch  gibt es auch bei Powerline 
Beschränkungen in der Länge des Anschlusskabels und  des Zugangs zu geeigneten 
Trafostationen. Zudem erfordert der Betrieb und die Wartung Kenntnisse und 
Genehmigungen für den Telekommunikations- und den S trombereich. Dies macht Ausbau 
und Betrieb schwierig. 
 
Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung au s wirtschaftlicher Sicht: 
Auch Powerline setzt für einen wirtschaftlichen Bet rieb eine hohe Teilnehmerdichte im 
Anschlussbereich (meist Trafobereich) voraus. Für d en ländlichen Raum ist Powerline 
damit selten geeignet, da hier auch mit längeren An schlussleitungen zu rechnen ist. Die 
Investitionskosten sollten vergleichbar mit der breitbandigen Aufrüstung von DSL sein. 
 
Beitrag zur kurz- und langfristigen Breitbandversorgung: 
Weder kurz- noch langfristig ist mit einem signifikanten Beitrag für die Breitbandversorgung 
zu rechnen. Als Nischenlösung kann Powerline aber d ennoch eine interessante Alternative 
sein, zumal die Technologie auf eine vorhandene Infrastruktur aufsetzt. Ein Massenmarkt, 
zumal für den ländlichen Raum, ist nicht in Sicht. 
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5.2.4. Glasfaser 
 
Definition: 
Die optische Übertragung von Informationen über Gla sfaserleitungen beruht auf der 
Modulation von Frequenzen im sichtbaren Bereich (Licht), daher der Begriff 
Lichtwellenleiter�LWL. 
 
Technologie und technologisches Entwicklungspotential: 
Die optische Informationsübertragung hat ein enorme s Übertragungspotential. Es ist heute 
Stand der Technik über eine Glasfaser bis zu 40 Wel lenlängen mit jeweils bis zu 100 Gbit/s 
über größere Entfernungen zu übertragen. Im Teilneh meranschlussbereich sind zu 
vertretbaren Kosten problemlos 1 Gbit/s möglich. 
 
Die nachfolgende Graphik veranschaulicht die Methoden der Glasfaserversorgung. 

 
Abbildung 34: Zugangsnetztechnologien im Festnetz 
 
Aus Sicht des Ausbaus von Glasfasernetzen unterscheidet man: 

- Fiber to the Home (FTTH), die Glasfaser endet beim Teilnehmer 
- Fiber to the Building (FTTB), die Glasfaser endet im Gebäude in einem technischen 

System (DSLAM); der Kunde wird über Kupferleitungen  im Gebäude angeschlossen 
- Fiber to the Cabinet (FTTC), die Glasfaser endet in einem Verteiler mit einem 

technischen System (DSLAM) auf der Straße (Cabinet) ; der Kunde wird über 
Kupferleitungen angeschlossen 

- Fiber to the Loop�FTTL, die Glasfaser endet in ei nem Glasfaserverteiler/einer 
Ortsvermittlungsstelle/ einem Hauptverteiler (HVt) 
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Im Idealfall steht wie bei der Kupferanschlussleitung für jeden Teilnehmer eine Glasfaser 
bis zur nächsten Übertragungseinrichtung zur Verfüg ung (Point to Point). Wenn nur 
begrenzt Glasfasern zur Verfügung stehen, können di ese durch technische Verfahren bis 
zu einer Schalteinrichtung in der Nähe des Teilnehm ers mehrfach genutzt werden. Dies 
kann durch elektrische Verfahren (GPON) oder optische Verfahren (WDMPON) erfolgen. 
 
Das technologische Entwicklungspotential der optischen Übertragung ist sehr hoch; 
verlegte Glasfaserleitungen haben eine physische und entwicklungszyklische Lebensdauer 
von mehreren Jahrzehnten. 
 
Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung au s technischer Sicht: 
Sofern hohe Bandbreiten erforderlich sind, sind Glasfaserleitungen langfristig die beste 
Lösung. Die Versorgung von Geschäftskunden mit hohe m Informationsbedarf erfolgt schon 
heute im Grunde ausschließlich über Glasfaser. Der Nachteil einer Glasfaserversorgung 
liegt in den hohen Kosten ihrer Verlegung (Tiefbau). Es gilt als sicher, dass die mit 
Glasfasern zu übertragenden Datenraten von keiner a nderen bekannten Technologie 
erreicht werden können. 
 
Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung au s wirtschaftlicher Sicht: 
Die Verlegung von Glasfaserleitungen ist aufwändig und daher teuer. Schon im städtischen 
Gebiet muss mit Kosten von 1000 � pro Teilnehmeranschluss gerechnet werden. Im 
ländlichen Raum kommen zusätzliche Kosten um den Fa ktor 2 bis 5 hinzu. 
 
Diese Kosten relativieren sich aber aus mindestens drei Gründen erheblich: 

(1) Tiefbaukosten machen rund 70 % der Gesamtkosten der Errichtung eines 
Glasfasernetzes aus. Durch systematische Nutzung ohnehin geplanter 
Tiefbaumaßnahmen sowie geeigneter Infrastrukturen ( Leerrohre, Kabelschächte, 
etc.) und die Förderung der Leerrohrverlegung sind signifikante Einsparungen zu 
erzielen. 

(2) Glasfasernetze habe eine Lebensdauer von einigen Jahrzehnten, so dass die 
Abschreibung der Investition sich ebenfalls auf mehrere Jahrzehnte verteilen lassen. 

(3) Die Kosten pro übertragene Mbit/s relativieren sich durch hohe 
Übertragungsbandbreiten. 

 
Aus Sicht einer nachhaltigen und langfristig rentierenden Investition in 
Telekommunikationsgeschäfte sind Glasfasernetze ein  ideales Anlageobjekt. 
 
Beitrag zur kurz- und langfristigen Breitbandversorgung: 
Eine Verlegung von Glasfaserleitungen zur kurzfristigen Breitbandversorgung kann nur dort 
erfolgen, wo entweder bereits in der Nähe des anzus chließenden Kunden Glasfasertrassen 
verlaufen oder Leerrohre verfügbar sind. Für die la ngfristige Breitbandversorgung können 
und werden Glasfasernetze den entscheidenden Beitrag leisten. 
 

5.2.5. Mobilfunktechnologien 
 
Definition: 
Seit Mitte der 80iger Jahre werden zellulare Funknetze entwickelt und betrieben. Zwei 
Grundideen haben zu einem völlig neuen Kommunikatio nsverhalten geführt: 

(1) die Einteilung eines Versorgungsgebietes in Funkzellen mit Übergabe des 
Teilnehmers ohne Verbindungsabbruch und der Mehrfachnutzung der Frequenzen 
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(2) die Verwaltung der Teilnehmer in großen Datenba nken 
 
Funknetze, die die volle Beweglichkeit des Teilnehmers auch bei hohen Geschwindigkeiten 
garantieren, werden als Mobilfunknetze bezeichnet.  
 
Technologie und technologisches Entwicklungspotential: 
Mobilfunk hat sich zu einem lukrativen und sehr dynamischen Massenmarkt entwickelt. 
Jährlich werden weltweit nahezu 1 Milliarde Handys verkauft, in Deutschland und vielen 
anderen Ländern gibt es mehr Mobilfunkverträge als Einwohner. Dies hat zu einer enormen 
und sehr schnellen Entwicklung der Technologien geführt. Netzbetreiber ersetzen zum Teil 
Netztechnik nach einem halben Jahr Betriebszeit! 
 
Das Potential der Funktechnologien ist sehr hoch und wird durch intensive Forschung und 
Entwicklung auch genutzt. Anfang der 90iger Jahre standen Mobilfunk-Datenkanäle von 
9,6 kbit/s zur Verfügung, mit der Einführung der 4.  Generation der Mobilfunktechnologien 
(LTE�Long Term Evolution) in den nächsten Jahren st ehen mehr als 100 Mbit/s für die 
Datenkanäle zur Verfügung. Dies entspricht einem Fa ktor von 10.000! 
 
Im nachstehenden Bild ist die Entwicklung der Mobilfunktechnologien dargestellt. 
 

 
Quelle: TU Berlin, Vorlesung Prof. Konhäuser 
Abbildung 35: Mobilkommunikation und deren geschäft liche Evolution 
 
Wie bei fast jeder Funktechnik handelt es sich auch beim Mobilfunk um ein sog. �Geteiltes 
Medium�, d.h. in einer Zelle teilen sich alle Funkteilnehmer die Übertragungsbandbreite. In 
Abhängigkeit des Nutzungsverhaltens aller Teilnehme r und der Qualität des Funkkanals 
steht dem einzelnen Teilnehmer nur ein Teil der Gesamtübertragungsrate zur Verfügung. 
Trotz des großen Potentials der Mobilfunknetze könn en sie die Bandbreiten und die 
Qualität der Glasfasernetze auch zukünftig bei Weit em nicht erreichen. 
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Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung au s technischer Sicht: 
Mobilfunknetze befriedigen zwei Grundbedürfnisse: d en Informationsbedarf und die 
Mobilität der Teilnehmer. Das hat auch zu einer Mob ilität der Datendienste geführt. Höhere 
Bandbreiten benötigen aber große Frequenzräume, die  nur sehr begrenzt in physikalisch 
interessanten Bändern zur Verfügung stehen. Je höhe r die zur Verfügung stehenden 
Frequenzen aber sind, desto geringer werden die Versorgungsradien der Funkzellen. Hinzu 
kommt, dass Breitbandübertragung komplexe Übertragu ngsverfahren erfordert, die 
wiederum ebenfalls den Versorgungsradius verkleinern. Dies führt zu technisch sehr 
aufwändigen Systemen, die aus Gründen der Profitabi lität der Netze vorrangig in 
Ballungsgebieten errichtet werden. Eine Versorgung des ländlichen Raumes ist technisch 
z.B. auch bei LTE mit >100 Mbit/s problemlos möglic h, aber wirtschaftlich nicht interessant. 
 
Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung au s wirtschaftlicher Sicht: 
Der Betrieb von Mobilfunknetzen ist trotz der gefallenen Diensteentgelte und der 
aufwändigen Netzstrukturen nach wie vor sehr profit abel. Dabei gilt: je höher die 
Bevölkerungsdichte ist, desto profitabler ist das N etz. Deshalb konzentrieren sich alle 
Mobilfunker auf Ballungsgebiete und versorgen den ländlichen Raum nur, wenn sie hierfür 
Auflagen erfüllen müssen. Aus diesem Grund wird geg enwärtig über Auflagen zur 
ländlichen Versorgung bei der Vergabe der Frequenze n der digitalen Dividende (790�
862 MHz) nachgedacht und werden Modelle einer Open Access Mobilfunkinfrastruktur 
diskutiert. 
 
Beitrag zur kurz- und langfristigen Breitbandversorgung: 
Die Mobilfunktechnologien könnten auf Grund ihrer t echnischen Leistungsparameter einen 
ausgezeichneten Beitrag zur Breitbandversorgung auch im ländlichen Raum leisten. Dies 
hätte auch den Vorteil, dass die Breitbandversorgun g mit mobilen 
Anwendungsmöglichkeiten verbunden wäre, was besonde rs für jüngere Einwohner und 
viele Industrien attraktiv ist (Tourismus, Logistik, mobile Dienstleistungen etc.) Die hohen 
wirtschaftlichen Aufwendungen zur Versorgung ländli cher Räume verhindern aber den 
flächendeckenden Ausbau der Netze. 
 

5.2.6. Access-Funktechnologien 
 
Definition: 
Access-Funktechnologien werden zum Aufbau von Zugangsnetzen im 
Teilnehmeranschlussbereich eingesetzt, wenn Kupfer- oder Glasfasernetze aus 
wirtschaftlichen oder zeitlichen Gründen nicht zur Verfügung stehen. Die Verbindung vom 
Teilnehmer zum Übertragungsnetz wird hierbei über e ine Funkverbindung realisiert. 
 
Technologie und technologisches Entwicklungspotential: 
Da es weltweit einen bedeutenden Bedarf nach Funklö sungen im Anschlussbereich gibt, 
wurden in den letzten Jahrzehnten verschiedenste WLL-Systeme (Wireless Local Loop) 
entwickelt. Diese Systeme unterscheiden sich durch den genutzten Frequenzbereich, das 
Übertragungsverfahren und weitere Systemeigenschaft en erheblich. 
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Eine Rolle spielen folgende Systeme: 
 

- WLAN (Wireless LAN) und Bluetooth für die Überbrü ckung kürzester Entfernungen 
- WiMAX (Worldwide Interoperability for Microwave Access) für die Überbrückung 

mittlerer Entfernungen 
- CDMA- und OFDM- Systeme für die Überbrückung größ erer Entfernungen. 

 
Den grundsätzlichen Aufbau von Wireless-Access Syst emen zeigt nachfolgende 
Darstellung 
 

 
Abbildung 36: Prinzipieller Aufbau von Wireless-Access Systemen 
 
Es werden bei einigen Systemen Datenübertragungsrat en von mehr als 100 Mbit/s (WiMax) 
erreicht. Standardisiert sind WLAN, WiMAX und Bluetooth und damit weltweit verbreitet. 
 
Auf Grund der guten Kabelinfrastruktur und der gut ausgebauten Mobilfunknetze spielen 
Access-Funktechnologien nur eine untergeordnete Rolle in Deutschland. Das 
technologische Entwicklungspotential ist ähnlich ho ch wie im Mobilfunk, dies resultiert auch 
aus der Nutzung gleicher Basistechnologien. So nutzen sowohl WiMAX als auch LTE 
OFDM-Übertragungsverfahren. 
 
Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung au s technischer Sicht: 
Access-Funktechnologien eignen sich grundsätzlich d ort, wo kurzfristig eine 
kabelgebundene Anbindung nicht möglich oder wirtsch aftlich nicht vertretbar ist. In 
Abhängigkeit der verfügbaren Frequenzen und der ein gesetzte Technologien sind durchaus 
Breitbandversorgungen von mehreren Mbit/s möglich. Der wesentliche Nachteil der Lösung 
besteht in der gemeinsamen Nutzung eines Funkkanals durch mehrere Nutzer, so dass für 
den einzelnen Nutzer in Abhängigkeit des Nutzungsve rhaltens aller Teilnehmer nur ein Teil 
der Gesamtübertragungsrate zur Verfügung steht. 
 
Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung au s wirtschaftlicher Sicht: 
Wie bei jeder Funklösung hängt auch die Wirtschaftl ichkeit von Access-Funktechnologien 
von der Anzahl der zu versorgenden Teilnehmer pro Funkzelle ab. Die Wirtschaftlichkeit 
steigt, wenn die Kosten auf viele Teilnehmer �umgelegt� werden können, allerdings sinkt mit 
vielen Teilnehmern auch die Datenrate pro Teilnehmer in der Funkzelle. Damit ist eine 
Wirtschaftlichkeit von Access-Funklösungen nicht au tomatisch gegeben, sondern muss im 
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Einzelfall geprüft werden. Es ist durchaus möglich,  dass ein Kabelanschluss (Glasfaser) vor 
allem aus Sicht der Nachhaltigkeit die wirtschaftlichere Lösung ist. (Die Investitionen pro 
Teilnehmer können durchaus 500 bis 1000 � betragen. ) 
 
Beitrag zur kurz- und langfristigen Breitbandversorgung: 
Zur langfristigen Breitbandversorgung werden Access-Funktechnologien in Deutschland nur 
eine untergeordnete Rolle in Nischen spielen. Kurzfristig sind diese Technologien eine 
Alternative, wenn eine schnelle Versorgung gewünsch t ist und Basisinfrastrukturen (z.B. 
Sendestandorte, Masten etc.) zur Verfügung stehen. 
 

5.2.7. Satellitentechnologien 
 
Definition: 
Satellitenverbindungen zwischen zwei Teilnehmern basieren auf der Übertragung über 
einen Satelliten (Transponder), der als Relaisstelle zwischen zwei Bodenstationen fungiert. 
Es kommen unterschiedliche Satellitensysteme zum Einsatz, die sich insbesondere in ihren 
Flugbahnen unterscheiden (geostationäre Bahnen, ell iptische Bahnen, erdnahe Bahnen). 
 
Technologie und technologisches Entwicklungspotential: 
Satellitensysteme wurden vorwiegend zur Rundfunkversorgung und zur 
Telekommunikationsversorgung über große Entfernunge n (Interkontinentale Verbindungen) 
entwickelt. Der Vorteil von Satellitenverbindungen besteht in der Unabhängigkeit von 
terrestrischen Infrastrukturen und der Überbrückung  großer Entfernungen; ihr Nachteil 
besteht in begrenzten Übertragungskapazitäten, hohe n Kosten und den Zeitverzögerungen 
und der Störanfälligkeit (Regendämpfung) bei der Üb ertragung. Für eine Reihe 
professioneller Anwendungen haben sich Satellitensysteme bewährt und wurden 
kontinuierlich weiterentwickelt. Außer als Fernsehe mpfangssysteme spielen sie im privaten 
Bereich so gut wie keine Rolle. 
 
Die nachfolgenden Bilder zeigen den prinzipiellen Aufbau von Einweg- und Zweiweg-
Satellitensystemen. 
 

           
 
Abbildung 37: Prinzipieller Aufbau von Einweg- und Zweiweg-Satellittensystemen 
 
Einwegsysteme sind relativ einfach, benötigen aber zum Senden von Daten eine 
zusätzliche Verbindung über ein anderes Netz. Zweiw egsysteme sind komplexer, kommen 
aber ohne zusätzliche Verbindungen aus. 
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Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung au s technischer Sicht: 
Die Bandbreite der Satellitentransponder ist begrenzt, sie beträgt in der Regel etwa 
36 Mbit/s. Da mit einem Transponder je nach Auslegung des Satelliten Flächen von der 
Größe Europas ausgeleuchtet werden, können sehr vie le Teilnehmer in diesem Gebiet 
versorgt werden. Diese müssen sich aber dann die Üb ertragungskapazität teilen. Praktisch 
führt dies zu geringen Übertragungsraten und eignet  sich daher nicht für 
Breitbandversorgungen. 
 
Einsatzmöglichkeiten für die Breitbandversorgung au s wirtschaftlicher Sicht: 
Satellitenverbindungen sind sehr teuer. Satellit und Bodensegment sind teuer. Allein der 
Start eines Satelliten kostet einen dreistelligen Millionenbetrag. Daher verwundert nicht, 
dass die Nutzung eines kompletten Transponders mehrere Millionen Euro pro Jahr kosten 
kann. Für die Überbrückung kurzer Entfernungen in G ebieten mit guten 
Telekommunikationsinfrastrukturen sind Satellitensysteme nicht geeignet. 
 
Beitrag zur kurz- und langfristigen Breitbandversorgung: 
Satellitensysteme werden keinen nennenswerten Beitrag zur Breitbandversorgung in 
Deutschland leisten können. 
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5.3. Schlussfolgerungen 
 
Nachstehende Tabelle fasst die verfügbaren Technolo gien, getrennt nach Funk- und 
Kabeltechnologien, zusammen und enthält eine Bewert ung ihrer Eignung für 
Lösungen der Breitbandversorgung speziell des ländl ichen Raumes. Dabei ist zu 
bedenken, dass der jeweilige Einsatzfall sorgfältig  geprüft werden muss und dass 
Fortschritte in der technologischen Entwicklung zu Verschiebungen in der Bewertung 
führen werden. Die absehbaren Innovationen werden j edoch an der Tatsache nichts 
ändern, dass für stationäre Breitbandkommunikation mit gesicherter Bandbreite und 
hoher Qualität Festnetze den Funknetzen überlegen s ind und dass Glasfasernetze 
langfristig die einzige anforderungsgerechte Lösung  darstellen. 
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Abbildung 38: Bewertung der Eignung verschiedener Technologien für die Breitbandversorgung  
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In der EU-Studie aus dem Jahre 2005 �BROADBAND ACCESS AND PUBLIC SUPPORT 
IN UNDER-SERVED AREAS�  werden unterschiedliche Access Technologien aus Sicht 
ihrer Wirtschaftlichkeit in einem 5-Jahres Zyklus untersucht. Nicht überraschend sind neu 
zu verlegende Glasfaser- und HFC-Anschlüsse sehr te uer, gefolgt von 
Satellitenverbindungen. 
 
Dies ändert sich aber, wenn Zeiträume von einigen J ahrzehnten und die Kosten pro Mbit/s 
betrachtet werden. 
 
Aus dieser Sicht sind folgende Empfehlungen sinnvoll: 
 

(1) Langfristig ist eine Konzentration auf den Ausbau von Glasfasernetzen aus 
technischer und wirtschaftlicher Sicht zweckmäßig. Keine andere Lö sung kann mit 
dem wachsenden Bandbreitenbedarf für stationäre Anw endungen mithalten. 

(2) Kurzfristig kann der Ausbau oder die Ergänzung kupferbasierter Zugangsnetze den 
Bandbreitenbedarf befriedigen. Aber auch hierbei sollte geprüft werden, ob sich der 
Ausbau von DSL mit der Langfriststrategie Glasfaser harmonisieren lässt. 

(3) Fernseh-Breitbandkabelnetze (HFC) werden in Ballungsgebieten einen Beitrag zum 
Breitbandausbau leisten. In dünn besiedelten Gebiet en werden sie keine Rolle 
spielen, da der Ausbau neuer Medien nahezu ausschließlich auf Basis von Glasfaser 
erfolgt. 

(4) Mobilfunk sollte immer als Ergänzung einer Fest netzanbindung gesehen werden. 
Auch der Mobilfunkausbau erfordert die Anbindung der Basisstationen über 
Glasfaser und sollte daher mit dem Ausbau der Glasfasernetze harmonisiert werden. 

(5) Funklösungen für den Access-Bereich können für kurze Zeiträume und für spezielle 
Anwendungen eine Rolle spielen. Langfristig werden sie trotz neuer Technologien 
den wachsenden Bandbreitenbedarf nicht befriedigen können. 

(6) Powerline und Satellitenverbindungen können all enfalls für Nischen-Anwendungen 
sinnvoll sein, zur Breitbandversorgung werden sie keinen substanziellen Beitrag 
leisten. 



   
 

Masterplan Breitband Schleswig-Holstein 31. Juli 2009                                                63/125 

 

6. Bewertung der Breitbandstrategie und der Breitbandaktivitäten des Landes 
sowie der kommunalen Ebenen 

6.1. Eckpunkte der Breitbandstrategie des Landes 
 
Die Eckpunkte der Breitbandstrategie der Landesregierung Schleswig-Holsteins 
wurden durch Staatssekretär Jost de Jager bei der E röffnung des Breitbandforums 
�Wird der ländliche Raum abgehängt?� anlässlich der  Mediatage Nord am 
27.11.2008 in Kiel wie folgt zusammengefasst: 
 

- Kurzfristiges Ziel ist es, eine möglichst flächen deckende Grundversorgung mit 
Breitband in Schleswig-Holstein zu erreichen: 99 % der Haushalte sollten 
nach der Vorstellung der Landesregierung bis Ende 2010 mit mindestens 
1 Mbit/s im Download versorgt sein. 

- Langfristiges Ziel muss es sein, den Ausbau des Glasfasernetzes und anderer 
Breitbandtechnologien mit deutlich höheren Bandbrei ten (100 Mbit/s und 
mehr) voranzutreiben. 

- Beide Strategien müssen ineinander greifen, um ei nerseits akute 
Versorgungsprobleme zu beheben, andererseits eine zukunftssichere 
Breitbandversorgung sicherzustellen. 

 
Erläuternd wurde ergänzt, dass ein Beitrag von alle n verfügbaren Technologien 
entsprechend den örtlichen Bedingungen erwartet wir d. Obwohl in der 
Glasfasertechnologie langfristig die zukunftsfähigs te Technologie gesehen wird, 
sollten Lösungen, die technisch und wirtschaftlich kurzfristig zu realisieren sind, 
berücksichtigt werden. 
 
Schnelle Internetverbindungen werden als ein �Muss�  in einer modernen 
Informationsgesellschaft gesehen. Hätte man sie in Schleswig-Holstein, könnte man 
Produkte und Dienstleistungen wesentlich dezentraler erstellen und dabei 
umweltschonender agieren. Die Unterversorgung von mindestens 300 Gemeinden 
sei nicht hinnehmbar. 
 
Die dargestellten Eckpunkte der Breitbandstrategie der Landesregierung decken sich 
grundsätzlich mit der Breitbandstrategie der Bundes regierung, die auf Basis der 
Nutzung verschiedenster Technologien bis Ende 2010 flächendeckend 
Breitbandanschlüsse (>1 Mbit/s) und bis 2014 für 75  % der Haushalte 50 Mbit/s 
fordert. 
 
Es erscheint sinnvoll, dass die Forderung der Bundesregierung, bis 2014 75 % der 
Haushalte mit >50 Mbit/s zu versorgen, nicht überno mmen wurde. Dieser Ansatz 
hätte eine Zementierung der digitalen Spaltung zur Folge, da das Ziel einer 
Versorgung von 75 % der Haushalte problemlos mit der Versorgung der 
Ballungsgebiete auch in Schleswig-Holstein zu erreichen wäre. Es ist verwunderlich, 
dass die Autoren der Breitbandstrategie der Bundesregierung diesem Umstand keine 
Beachtung schenkten! 
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6.2. Wesentliche Breitbandaktivitäten des Landes 
 
Zur Umsetzung der Breitbandstrategie hat das Land eine Reihe von Aktivitäten 
entwickelt. Hervorzuheben sind: 
 
Breitbandförderprogramm 
Das Breitbandförderprogramm des Bundeslandwirtschaf tsministerium 
(Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes/GAK) wurde nach Abschluss der erford erlichen 
Notifizierungsverfahren durch die EU Anfang Juli 2008 in der Richtlinie vom 
05.08.2008 umgesetzt. 
 
Informationsveranstaltungen 
Insbesondere das Wirtschafts- und das Landwirtschaftsministerium (in Kooperation 
mit der Akademie für die Ländlichen Räume und den K ommunalen 
Landesverbänden) haben eine Reihe von Informationsv eranstaltungen für die 
kommunalen Ebenen durchgeführt, die sich regen und kritischen Zuspruchs 
erfreuten und weitergeführt werden sollen. 
 
Breitbandportal (www.breitband.schleswig-holstein.de) 
Allen interessierten Kommunen und Bürgern steht das  Breitbandportal der 
Landesregierung zur Verfügung. 
 
Veröffentlichungen, Flyer,etc. 
Es sind eine Reihe von zusammenfassenden Veröffentl ichungen verfügbar, die 
wesentliche Inhalte zur Strategie des Landes, ihrer Umsetzung, zu Technologien, 
Förderung und praktische Empfehlungen umfassen. 
 
Liste der Breitbandberater 
Es wurde in Zusammenarbeit mit der Auftragsberatungsstelle der Industrie- und 
Handelskammer eine Liste von Beratern erstellt, die mit ihrer Fachkompetenz die 
Kommunen bei der Ermittlung der Unterversorgung, der Erstellung von 
Machbarkeitsstudien und der Untermauerung von Förde ranträgen unterstützen 
können. 
 
Breitbandkompetenzzentrum 
Die Etablierung eines Breitbandkompetenzzentrums als zentrale Anlauf- und 
Beratungsstelle wird intensiv vorangetrieben und steht kurz vor der Realisierung. 
 
Gespräche zur Kooperation der Breitbandanbieter 
Das MWV führt einen regen Informationsaustausch zur  Erfassung und Koordinierung 
verschiedenster Aktivitäten der Breitbandanbieter. Diese Gespräche finden regen 
Zuspruch. 
 
Abschluss einer Kooperationsvereinbarung mit den wichtigsten 
Breitbandanbietern, die im Land aktiv sind, und der Landesregierung 
Die Kooperationsvereinbarung ist ein wichtiger Schritt für eine harmonische und 
abgestimmte Versorgung Schleswig-Holsteins mit Breitbanddiensten. Als wichtiger 
Umsetzungsschritt wird zurzeit ein digital verfügba rer und GIS-referenzierter 
Glasfaseratlas aufgebaut. 
 



   
 

Masterplan Breitband Schleswig-Holstein 31. Juli 2009                                                65/125 

Entwicklung eines Masterplanes im Rahmen dieser Studie 
 
Die aufgezeigten Aktivitäten sind vielfältig und ha ben nach unserem Eindruck zu 
einem regen Dialog aller Akteure geführt. Durch die  deutliche und energische 
Federführung des Landes ist die Umsetzung des polit ischen Willens der 
Landesregierung gewährleistet. 
 

6.3. Bewertung 

6.3.1. Wirkungen auf den beschleunigten Breitbandausbau 
 
Es ist naturgemäß schwer, einen direkten Einfluss p olitischer Willensbildung auf 
industrielle oder infrastrukturelle Entwicklungen zu erfassen, da die 
Wirkmechanismen sehr komplex und die Interessen der Akteure sehr vielfältig sind. 
Zudem kann eine Landesregierung nicht per Verordnung einen Breitbandausbau 
erzwingen. 
 
Die Wirkungen auf den Breitbandausbau entfalten sich vor allem durch: 

- politische Willensbekundung 
- Information 
- Interaktion mit den beteiligten Akteuren 
- finanzielle und administrative Unterstützung zur Abfederung von ungünstigen 

Marktentwicklungen 
- Unterstützung der benachteiligten Nachfrager (Kom munen im ländlichen 

Raum) 
 
Insgesamt haben die Aktivitäten der Landesregierung  aus unserer Sicht einen 
positiven und nachhaltigen Einfluss auf einen beschleunigten Breitbandausbau 
genommen. Dies zeigt sich insbesondere: 

- an der regen, aktiven und kritischen Teilnahme der Kommunen, Netzbetreiber 
und Lieferanten an den Veranstaltungen der Landesregierung 

- den praktischen Aktivitäten zur Versorgung des lä ndlichen Raumes der 
kommunalen Ebene und im Engagement der Netzbetreiber zur Realisierung 
der Versorgung 

- an den Ergebnissen der von uns geführten Intervie ws mit Netzbetreibern, 
Kommunen, ˜mtern, Kreisen, Städten, Stadtwerken und  
Beratungsunternehmen. Alle Interviewpartner waren sensibilisiert, sie 
verfolgen konstruktiv-kritisch die Aktivitäten der Landesregierung und sind 
bestrebt, eigene Beiträge einzubringen. Diese eigen en Beiträge sind 
naturgemäß nicht homogen und liegen nicht immer auf  der Linie der Ideen der 
Landesregierung, sie sind aber Grundvoraussetzung eines beschleunigten 
Breitbandausbaus. 

- am Abschluss der Kooperationsvereinbarung zwischen Netzbetreibern und 
Landesregierung und der Mitarbeit der Netzbetreiber im Rahmen der 
Erstellung eines Glasfaseratlas 

 
Es wäre zu wünschen, die Aktivitäten der Netzbetrei ber und Infrastrukturanbieter 
stärker aus der Sicht ihres nachhaltigen Beitrags z ur Breitbandinfrastruktur zu 
koordinieren und zu fördern. Der Investitionswille gerade der Stadtwerke, ihrer 



   
 

Masterplan Breitband Schleswig-Holstein 31. Juli 2009                                                66/125 

Telekommunikationstöchter und einiger Glasfaser-Net zbetreiber wird aus unserer 
Sicht unzureichend thematisiert und genutzt. 
 

6.3.2. Wirkungen auf die Versorgung des ländlichen Raumes 
 
Der ländliche Raum nimmt sowohl in der Strategie de r Landesregierung als auch in 
den daraus folgenden Aktivitäten eine zentrale Bede utung ein. Dies ist aus Sicht der 
strukturellen Voraussetzungen (Einwohnerdichte!) auch zwingend erforderlich. Die 
Wirkungen zur Versorgung des ländlichen Raumes sind  insgesamt noch nicht 
befriedigend. Ursachen sehen wir in: 
 
- einem sehr komplizierten Verfahren zur Förderung der Deckungslücke des 

Breitbandausbaus, der Schaffung eigener Infrastrukturen (Leerrohre) und der 
Förderung der notwendigen Beratungsleistungen 
 
Da die Gemeinden Förderungsempfänger sind, werden v on Ihnen Fachleistungen 
verlangt, die sie zu erbringen nicht in der Lage sein können. Diese 
Fachleistungen beziehen sich nicht nur auf Telekommunikationsaspekte, sondern 
u.a. auch auf Verwaltungsrecht, Gewerberecht, Vergaberecht, Tiefbau und 
Hochbau (Antennenstandorte). Der Zusammenschluss von Gemeinden und 
˜mtern zu Interessengemeinschaften oder kommunalen Verbänden lindert die 
Not nur begrenzt. 
 
Auch wenn Beratungsleistungen förderfähig sind, ble ibt die Last der 
Verantwortung in den Gemeinden. Eine Last, die sie nur schwer tragen können 
und in vielen Fällen auch nicht zu tragen bereit si nd. 
 

- der Wirkung der Kooperationsvereinbarung des Landes mit den Netzbetreibern, 
die zwar in einigen Fällen zur Versorgung von ländl ichen Räumen führen kann, 
aber es bei einem verhaltenen Engagement der Netzbetreiber auf Grund 
wirtschaftlicher Interessen bleiben wird 

 
In den mit den Netzbetreibern geführten Interviews wurde einhellig auf die 
wirtschaftliche Interessenslage aufmerksam gemacht, die es nicht erlaube, 
Gebiete zu versorgen, die betriebswirtschaftlich unattraktiv sind. Eine Ausnahme 
bilden die Stadtwerke, die auch Interesse an der Versorgung des ländlichen 
Raumes unter bestimmten Umständen haben. Das mag au ch an ihrem 
deutlicheren Interesse an strukturpolitischen Gesichtspunkten und der Schöpfung 
von Synergien im Infrastrukturbereich liegen. Dieses Potential wäre noch zu 
heben. 
 

- einer zwar auf das Grundproblem des ländlichen Ra umes ausgerichteten 
Einflussnahme der Landesregierung , die auch Wirkung zeigt, aber andererseits 
in zu geringem Engagement aller beteiligten Ministerien, die Last der 
kommunalen Ebene durch Vereinfachung aller Prozesse zu verringern. 
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6.3.3. Wirkungen auf Nachfrage und Nutzung von Breitbandangeboten 
 
Die Nachfrage nach Breitbandangeboten auch im ländl ichen Raum ist groß. Das 
Einwerben von Interessenten für Breitbandangebote m acht wenige Schwierigkeiten, 
oft sind belastbare Interessensbekundungen von 60 % der Haushalte einer 
Gemeinde keine Seltenheit. Die Informationspolitik der Landesregierung hat hier 
nachvollziehbare Wirkungen gezeigt, aber auch Erwartungen geweckt, die nun erfüllt 
werden müssen. 
 

6.4. Zusammenarbeit mit Anbietern 
 
Die Zusammenarbeit mit den Anbietern, insbesondere den Netzbetreibern, hat sich 
gut entwickelt und ist durch die schon erwähnte Koo perationsvereinbarung gefestigt 
worden. 
 
Die Wettbewerbssituation zwischen den Netzbetreibern verhindert erwartungsgemäß 
einen uneingeschränkten Informationsaustausch zwisc hen ihnen und zum Teil auch 
mit der Landesregierung. Die Vorbehalte der T-Home zu einem allgemeinen 
Informationszugang zu den Glasfasertrassen in Schleswig-Holstein machen dies 
beispielhaft deutlich. Es haben aber auch mehrere Stadtwerke und Wettbewerber der 
T-Home eine restriktive Informationsbereitstellung zu den eigenen Trassen 
angekündigt. Einerseits gibt es berechtigte Sicherh eitsinteressen und andererseits 
möchte man Investitionen oder Investitionsplanungen  nicht bedingungslos 
offenlegen. 
 
Um einen Kompromiss wird gegenwärtig in den Gespräc hen mit den Netzbetreibern 
gerungen. Es ist zu erwarten, dass es hier zu einer Einigung kommt. 
 

6.5. Koordinierungen mit der Bundesnetzagentur (BNetzA) 
 
Telekommunikation ist eine hoheitliche Aufgabe des Bundes, die durch die 
Bundesnetzagentur im Auftrag des Wirtschaftsministeriums koordiniert wird. Die 
Landesregierung hat sich bewusst sehr deutlich und konstruktiv zur Nutzung der 
Digitalen Dividende geäußert. In jüngster Zeit sind  zwei Eckpunktepapiere und der 
Entwurf einer Entscheidung der Präsidentenkammer de r Bundesnetzagentur in der 
Diskussion, die wesentliche Auswirkungen auf die Breitbandentwicklung in 
Schleswig-Holstein haben. Dies sind: 

- Eckpunkte über die regulatorischen Rahmenbedingun gen für die 
Weiterentwicklungen moderner Kommunikationsnetze und die Schaffung 
einer leistungsfähigen Breitbandinfrastruktur (Kons ultationsentwurf, Stand 
13.05.2009) 

- Eckpunkte der Bundesnetzagentur für Elektrizität,  Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahn für die Verga be von Frequenzen 
im Bereich 790 MHz bis 862 MHz für den drahtlosen N etzzugang zum 
Angebot von Telekommunikationsdiensten 

- �Entwurf einer Entscheidung der Präsidentenkammer  der 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommun ikation, Post und 
Eisenbahn über die Verbindung der Verfahren zur Ver gabe von 
Frequenzen in den Bereichen 790 bis 862 MHz sowie 1710 bis 1725 MHz 
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und 1805 bis 1820 MHz mit dem Verfahren zur Vergabe von Frequenzen 
in den Bereichen 1,8 GHz, 2 GHz und 2,6 GHz für den  drahtlosen 
Netzzugang zum Angebot von Telekommunikationsdiensten�BK1a-
09/002� 
 

 
Da die Länder ein Mitspracherecht über den Bundesra t haben, ist eine offene 
Diskussion mit den Akteuren in Schleswig-Holstein zu den Regulierungsvorhaben 
wichtig. Beispielsweise machen die Mobilfunkbetreiber den weiteren Ausbau des 
ländlichen Raumes entscheidend von der Verfügbarkei t der Frequenzen im Bereich 
790 MHz bis 862 MHz abhängig. Dies ist nachvollzieh bar, aber dieser Frequenzraum 
ist bisher für den Rundfunk verwendet worden und de ssen Freigabe für Funkdienste 
erscheint einigen Ländern bedenklich. Aus unserer S icht sollten die Erfordernisse der 
Versorgung des ländlichen Raumes und das Interesse Schleswig-Holsteins 
deutlicher durch die Landesregierung artikuliert werden. Dies trüge sicher auch zur 
Befriedigung des öffentlichen Interesses der Einwoh ner des ländlichen Raumes bei.  
 

6.5.1. Kommentar Frequenzvergabe 
 
Kommentar zum    
 
�Entwurf einer Entscheidung der Präsidentenkammer d er Bundesnetzagentur für 
Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eise nbahn über die Verbindung der 
Verfahren zur Vergabe von Frequenzen in den Bereichen 790 bis 862 MHz sowie 
1710 bis 1725 MHz und 1805 bis 1820 MHz mit dem Verfahren zur Vergabe von 
Frequenzen in den Bereichen 1,8 GHz, 2 GHz und 2,6 GHz für den drahtlosen 
Netzzugang zum Angebot von Telekommunikationsdiensten � BK1a-09/002� 
 
Die Bundesnetzagentur beabsichtigt Frequenzen in verschiedenen Bereichen für den 
drahtlosen Netzzugang zu vergeben. Auf Druck der EU, der Öffentlichkeit und der 
meisten Bundesländer werden in diesem Verfahren auc h die Frequenzen der 
digitalen Dividende von 790 bis 862 MHz vergeben, die bisher vorwiegend für den 
Rundfunkempfang genutzt wurden. Die Frequenzen oberhalb 1 GHz können als 
Ergänzungen bestehender Spektren für Funkanwendunge n gesehen werden und 
spielen auf Grund ihrer Ausbreitungsbedingungen eine untergeordnete Rolle für die 
Versorgung des ländlichen Raumes. Insofern konzentr iert sich der Kommentar auf 
die Vergaberichtlinien für das Frequenzband 790 bis  862 MHz. Das im Entwurf als 
Flächenfrequenzen bezeichnete Frequenzband der Digi talen Dividende wird 
gemeinsam mit den Frequenzen der Bänder > 1 GHz ver steigert. Der relevante 
Markt ist Deutschland, zugeteilte Frequenzen zwingen also zu einer 
Gesamtversorgung der Bundesrepublik. Man beabsichtigt damit, ausreichende 
Frequenzräume für Breitbandanwendungen sowohl in Ba llungsgebieten als auch im 
ländlichen Raum zur Verfügung zu stellen. Insgesamt  stehen 360 MHz Bandbreite 
zur Verfügung, mehr als bisher jemals in einer Verg abe zur Versteigerung stand. Für 
die Flächenfrequenzen stehen 60 MHz zur Verfügung, eingeteilt in 6 Blöcke a 5 MHz 
gepaart. Auf Grund bisher schon zugewiesener Frequenzen an Mobilfunkbetreiber 
werden für die D-Netzbetreiber (T-Mobile und Vodafo ne) max. 2x10 MHz gepaart 
und für die E-Netz Betreiber max. 2x 15 MHz gepaart  vergeben. Des Weiteren gelten 
folgende Bedingungen: 
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- Entgegen bisher üblicher Verfahren werden die Fre quenzen technologieneutral 
vergeben. 

- Die Frequenzen können für feste, nomadische oder mobile Anwendungen genutzt 
werden. 

- Es ist beabsichtigt, die Frequenzen für den schne llen Internetzugang zu 
vergeben, der aber nicht definiert wurde. Es wird lediglich auf Kommentare von 
Mobilfunkbetreibern verwiesen, die bei Breitbandigkeit von 2 bis 3 Mbit/s 
ausgehen, unklar ob in der Zelle oder beim Teilnehmer. 

- Eine nachträgliche Weitergabe der Frequenzen oder  ein Frequenzhandel ist 
erlaubt. 

- Kooperationen und die gemeinsame Nutzung von Infrastrukturen sind erlaubt, 
wurden aber nicht näher definiert. 

- Ein diskriminierungsfreier Zugang für Diensteanbi eter wird nicht festgelegt 
(wegen grundgesetzlich garantierter Privatautonomie!). 

- Frequenzen dürfen auch für Infrastrukturanbindung en genutzt werden. 
- Trennung Uplink und Downlink erfolgt im Frequenzduplexverfahren (FDD). 
- Die Räumung der Rundfunkfrequenzen 790 � 862 MHz soll bis Mitte 2010 

abgeschlossen sein. 
 
Der Frequenzraum für die Flächenfrequenzen erschein t gering im Vergleich zum 
Gesamtraum der verfügbaren Frequenzen. Unterhalb 1 GHz steht aber nur sehr 
begrenzt Funkspektrum zur Verfügung. Aus diesem Gru nd gelten für die Vergabe der 
Flächenfrequenzen folgende Regeln: 
 
- Es wurden 4 Prioritätsstufen festgelegt: 

Prioritätsstufe 1  Versorgung von Orten < 5000 Einwohner-unversorgte Regionen 
Prioritätsstufe 2  Versorgung von Orten < 20000 Einwohner - unterversorgte 
Regionen 
Prioritätsstufe 3  Versorgung von Orten < 50000 Einwohner - grundsätz lich 
versorgte Regionen 
Prioritätsstufe 4  Versorgung von Orten > 50000 Einwohner � flächende ckend 
versorgte Gebiete 

 
Bis zum 01.01.2016 sind 80 % der Bevölkerung in all en Prioritätsstufen zu versorgen. 
Der Ausbau ist hinsichtlich seiner Abfolge konditioniert. Der Netzausbau der 
Prioritätsstufe 2 eines Bundeslandes setzt eine Ver sorgung der Prioritätsstufe 1 von 
70 % der Bevölkerung voraus. Der Netzausbau der Pri oritätsstufe 3 und 4 setzt eine 
Versorgung der vorangegangen Prioritätsstufe von je weils 50 % der Bevölkerung 
voraus. 
 
Bisher wurde eine Kombination von Flächen- und Bevö lkerungsversorgung 
beauflagt, z.B. 90 % der Fläche und 70 % der Bevölk erung. Offensichtlich will man 
mit dieser Form der Vergabe die Versorgung einzelner unterversorgter Gebiete 
unterstützen. 
 
 
Aus unserer Sicht ergeben sich folgende Anmerkungen: 
 

(1) Eine Versteigerung der Frequenzbereiche muss kritisch gesehen werden, weil 
sie die finanzstärksten und nicht die innovativsten  Unternehmen begünstigt. 
Die UMTS-Frequenzen wurden seinerzeit für etwa 50 M rd. � versteigert. 
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Selbst wenn kleinere Unternehmen den Kraftakt einer Versteigerung 
bewältigen, müssen sie dann die Versorgung der gesa mten Bundesrepublik 
stemmen. 

 
(2) Das verfügbare Spektrum der Flächenfrequenzen r eicht mit 6x5 MHz nur für 

einen Breitband-Betreiber, der mit den erlaubten 4x5 MHz wirklich 
breitbandige Dienste im ländlichen Raum anbieten ka nn. Aus Sicht des 
Anbietens wirklich breitbandiger Dienste macht die Verteilung der verfügbaren 
6x5 MHz auf 6 Betreiber wenig Sinn. Die erlaubten Kooperationen könnten 
dieses Problem lindern, liegen aber ausschließlich in der Entscheidung der 
Betreiber. Hier wäre eine Open Access Plattform sin nvoller. 
 

(3) Die technologiefreie Vergabe erscheint zunächst  interessant, da damit den 
Netzbetreibern mehr Freiheitsgrade zur Befriedigung von Marktbedürfnissen 
an die Hand gegeben werden. Es wird aber unzureichend berücksichtigt, dass 
preiswerter Mobilfunk einen Massenmarkt an Netztechnik und Endgeräten 
voraussetzt und ein Wechsel zwischen verschiedenen Netzen gleiche 
Technologien erfordert. Im Interesse einer Gesamtversorgung macht es 
offensichtlich mehr Sinn, wenn 60 MHz für Mobilfunk anwendungen zur 
Verfügung stehen, als wenn nur 25 MHz verfügbar sin d und der Rest für 
andere Anwendungen wie feste Funkdienste genutzt wird. Damit wird das 
Angebot an Breitbanddiensten aus Sicht des Nutzers für beide Technologien 
reduziert. 
 

(4) Ob und wie die Frequenzen für Breitbanddienste genutzt werden, bleibt 
abzuwarten. Da es keine Auflagen hinsichtlich der Technologien und der 
Bandbreiten gibt, könnte auch durchaus mit UMTS ver sorgt werden und damit 
Investitionen in die 4. Generation Mobilfunk verhindert werden.  
 

(5) Aus der Sicht der Konditionierung der Flächenve rsorgung der Frequenzen der 
Digitalen Dividende ergibt sich aus unserem Rechenmodell (Datenbank-
basierend auf Angaben des Statistischen Amtes für H amburg und Schleswig-
Holstein, Bevölkerung am 30.06.2009 nach Gemeinden und Kreisen) für 
Schleswig Holstein folgendes Bild: 

 
- 100 % der Bevölkerung der Orte < 5000 Einwohner e ntsprechen 

774.878 Einwohner 
- 80 % der Bevölkerung der Orte < 5000 Einwohner en tsprechen 

598.302 Einwohner 
- 70 % der Bevölkerung der Orte < 5000 Einwohner en tsprechen 

523.514 Einwohner 
 

Insgesamt gibt es 1022 Orte in Schleswig-Holstein mit weniger als 
5000 Einwohnern. Eine Versorgung von 70 % der Bevöl kerung dieser Orte 
entspricht einer Funkabdeckung von mind. 247 Orten! Eine Versorgung von 
80 % der Bevölkerung entspricht einer Funkabdeckung  von mind. 319 Orten. 
Also 24 % bzw. 31 % der Orte kleiner 5000 Einwohner. Unterstellt man den 
Netzbetreibern wirtschaftliche Maximierung ihres Geschäfts, werden sie 
ähnliche Rechnungen anstellen und nur so viele Orte  versorgen, wie sie zu 
versorgen verpflichtet sind. 
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Baden-Württemberg hatte offensichtlich ähnliche Ein wendungen und hat deshalb 
eine Tabelle aller zu versorgenden Orte in das Vergabedokument erfolgreich 
aufnehmen lassen. 
 
Mit der Zuteilung der Frequenz muss daher der Netzbetreiber die aufgeführten Orte 
versorgen. Die BNetzA stellt den anderen Bundesländ er ein analoges Verfahren frei, 
das auch Schleswig-Holstein unbedingt in Anspruch nehmen sollte. 
 

6.6. Bereitstellung und Vergabe von Fördermitteln 
 
Das Breitbandförderprogramm des Bundeslandwirtschaf tsministerium 
(Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes/GAK) wurde nach Abschluss der erford erlichen 
Notifizierungsverfahrens durch die EU Anfang Juli 2008 in der Richtlinie vom 
05.08.2008 umgesetzt. 
 
Durch Auflagen der Europäischen Kommission ist das Verfahren der Förderung sehr 
komplex. Die Vorgaben waren: geringe Wettbewerbsverzerrung, 
Technologieneutralität, Ausschreibungsverfahren zu förderungswürdigen Leistungen, 
max. Zuschuss 200.000 � und Untergrenze 1 Mbit/s. 
 
Auch die Landesregierung sieht daher nur einen Beitrag in der Grundversorgung des 
ländlichen Raumes im Sinne des Erreichens kurzfrist iger Ziele. Insgesamt stehen 
Mittel von 3 Mio. � zur Verfügung, die aber aufgest ockt werden sollen, wenn sie nicht 
ausreichen. 
 
Gefördert werden können: 

- Planungsleistungen 
- Wirtschaftlichkeitslücke des Breitbandausbaus 
- Erstellung von Breitbandtrassen 

 
Die Gesamtkosten werden bis zu 75 % bezuschusst. Antragsberechtigt sind 
kommunale Körperschaften, die eine Unterversorgung von weniger als 1 Mbit/s 
nachweisen. 
 
In der Förderung des Breitbandausbaus sehen wir fol gende Probleme: 

 
(1) Die Konzentration der Förderung auf eine Grundv ersorgung 1 Mbit/s ist als erster 

Schritt sinnvoll. Eine nachhaltige Breitbandversorgung ist damit nicht zu 
erreichen. Dieses Limit ist aber durch die Notifizierung durch die EU vorgegeben. 
Die Förderung der Leerrohrverlegung kann als ausgez eichnete Ergänzung und 
Alternative zur Förderung der Grundversorgung geseh en werden und sollte im 
Interesse eines nachhaltigen Glasfaserausbaus nach Kräften unterstützt werden. 

 
(2) Da in Ballungsgebieten die durchschnittlichen DSL-Verbindungen in Schleswig-

Holstein mehr als 6 Mbit/s bereitstellen (T-Home), erscheint auch der Terminus 
einer Grundversorgung nicht unproblematisch. Praktische Beispiele (Hüttener 
Berge) zeigen zudem, dass man keine homogenen Gebiete vorfindet und deshalb 
die Deckung einer Breitbandlücke in Gemeinden, die bereits teilweise 
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breitbandversorgt sind, zu unscharfen Entscheidungen hinsichtlich einer 
Förderwürdigkeit führt. 

 
(3) Die Förderung kommunaler Körperschaften stellt zumindest eine 

Herausforderung für diese dar. Das MWV hat empfohle n, zunächst 
förderungswürdige Planungsleistungen in Anspruch zu  nehmen und dann 
möglichst auf Ebene der ˜mter oder Kreise die Förde rungen zu bündeln. Dies ist 
dringend zu empfehlen und auszubauen, um die kommunale Ebene zu entlasten. 

 
Die Erfahrungen der ˜mter Hüttener Berge, Dänischen hagen und Dänischer 
Wohld könnten Basis für eine Empfehlung des MWV zu Prozessen, Lösungen, 
Rechtsfragen und Organisation sein. 

 
(4) Die Förderung von 75 % des Aufwandes und die Be grenzung auf 200.000 � pro 

Gemeinde/Maßnahme reichen in einigen Fällen nicht a us, die Deckungslücke zu 
schließen oder Leerrohre zu verlegen. Eine Aufstock ung durch eine neue 
Notifizierung und die Leerrohrförderung in teilweis e versorgten Gemeinden sollten 
geprüft werden. Die Möglichkeit der Bereitstellung alternativer Finanzierungshilfen 
sollte erwogen werden (Kredite/Kreditbürgschaften).  Bei der Zusammenfassung 
von Gemeinden in einem Amtsbereich oder Interessenverbund sollte die starre 
Zuordnung von 200.000 � pro Gemeinde aufgehoben wer den, um das 
Gesamtkonzept nicht zu gefährden. 

 

6.7. Abgleich der Breitbandaktivitäten des Landes m it den Projekten der 
kommunalen Ebenen 

 
Im Rahmen der Analyse wurden die Landräte der elf K reise Schleswig-Holsteins 
über das Projekt informiert und um Mitarbeit gebete n. Bis auf einen Kreis wurden uns 
in allen Fällen kompetente Interviewpartner benannt , teils aus den 
Kreisverwaltungen, überwiegend aus den angeschlosse nen 
Wirtschaftsförderungsgesellschaften. In einigen Fäl len wurden von den 
Gesprächspartnern ergänzende Interviews mit weitere n Personen angeregt und auch 
durchgeführt, z.B. mit dem AZV Pinneberg oder der W EP Pinneberg und Segeberg. 
 
Die Kreise Schleswig-Holsteins liefern kein einheitliches Bild hinsichtlich Ihres 
direkten Engagements zur Verbesserung der Breitbandversorgung ihrer jeweiligen 
Region. Dafür gibt es eine Reihe von Ursachen, dere n Analyse nicht Gegenstand der 
vorliegenden Ausarbeitung ist. Es können drei Kateg orien unterschieden werden: 
 
- Kreise, die auf ihrer Ebene unter Einbezug der  ˜ mter Maßnahmen zur besseren 

Breitbandversorgung vorantreiben. Vorreiter ist hier der Kreis Steinburg, für den 
seit dem 27.04.2009 eine Bedarfs- und Machbarkeitsstudie vorliegt. Die Qualität 
der Studie wie auch die Vorgehensweise halten wir für mustergültig: Einerseits ist 
quasi ein Steckbrief auf Gemeindeebene entstanden, der die aktuelle 
Breitbandversorgung für jede Gemeinde beschreibt un d als Grundlage für die 
Inanspruchnahme der vorgesehenen Förderinstrumente des Landes dient. Der 
Lösungsvorschlag andererseits orientiert sich nicht  an den kommunalen Grenzen, 
sondern am bestmöglichen Zugang zu den im Kreis vor handenen 
Backbonetrassen. Hierdurch wird ein großflächiger u nd damit wirtschaftlich 
attraktiver Lösungsansatz gewählt.  
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Bemerkenswert im Sinne Best Practice in Steinburg ist auch ein aktiver 
Breitbandarbeitskreis, bestehend aus Vertretern der Kreisverwaltung, den in 
jedem Amt vorhandenen Breitbandbeauftragten sowie aus Vertretern der 
Kommunalpolitik. � Zu dieser Kategorie gehören auch  der Kreis Pinneberg 
(Auftragserteilung einer Bedarfs- und Machbarkeitsstudie am 04. Mai) sowie der 
Kreis Ostholstein, der den kürzlich erfolgten Absch luss der Glasfaser-
Kooperationsvereinbarung auf Landesebene als Startschuss nimmt für die 
Ausschreibung einer Bedarfs- und Machbarkeitsstudie, die im Juli zu einer 
Beauftragung führen soll. 

 
- Kreise, welche die Diskussion zur Verbesserung der Breitbandversorgung 

unterstützen, in denen jedoch die Initiative auf Eb ene der ˜mter liegt. Ein Beispiel 
für diese Kategorie ist der Kreis Herzogtum Lauenbu rg. Hier ist auf Ebene der 
leitenden Verwaltungsbeamten der ˜mter eine gemeins ame Initiative entstanden, 
der sich mittlerweile auch die Städte Lauenburg, Mö lln und Ratzeburg 
angeschlossen haben. Eine Lösung des Versorgungspro blems wird von dieser 
dezentral getragenen Initiative dennoch großflächig  quasi auf Kreisebene 
angestrebt. Die Kreisverwaltung bleibt informell einbezogen in den Prozess und 
übernimmt jederzeit eine aktive Rolle, wenn dies ge wünscht wird. 
 
Als weiteres Beispiel ist hier der Kreis Dithmarschen zu nennen, der die 
angeschlossenen Kommunen auf der Basis der �Breitbandrichtlinie Schleswig-
Holstein� aktiv unterstützt. Unter Moderation der K reisverwaltung und in enger 
Zusammenarbeit mit dem Wirtschafts- und dem Landwirtschaftsministerium sind 
für alle sechs ˜mter Anträge auf Förderung entsprec hender Bedarfs- und 
Machbarkeitsstudien gestellt worden. 
 

- Kreise, welche die Aktivitäten zur Verbesserung d er Breitbandversorgung auf 
Ebene der ˜mter angesiedelt sehen, die wiederum tei ls sehr aktiv direkt mit den 
zuständigen Stellen der Landesregierung im Dialog s tehen. Dies wird seitens der 
Kreise teils mit der starken Stellung der ˜mter in der kommunalen Organisation 
Schleswig-Holsteins begründet, teils auch als eine Folge der Ausgestaltung des 
einschlägigen Förderinstrumentes gesehen, welches d ie ˜mter verpflichtet, die 
Unterversorgung auf Gemeindeebene festzustellen. Beispiele für diese Kategorie 
sind die Kreise Plön, Nordfriesland sowie Schleswig -Flensburg. � Diese 
dezentrale, weitgehend auf Amtsebene isolierte Vorgehensweise birgt in der 
Umsetzungsplanung die Gefahr eines lösungstechnisch en Flickenteppichs sowie 
suboptimaler Lösungen in wirtschaftlicher Hinsicht.  Außerdem wird durch die 
Lösungsvielfalt (diverse Funk- und Festnetztechnolo gien) der spätere Übergang 
auf eine neue Technikgeneration erschwert. Folgerichtig plant die WiREG im 
Kreis Schleswig-Flensburg auf Veranlassung des Landrates, die in allen ˜mtern 
laufenden Machbarkeitsstudien durch eine Art Masterplan zu harmonisieren. 

 
Nahziel aller festgestellten Initiativen � auf Krei s- wie auf kommunaler Ebene - ist die 
Schließung der Versorgungslücken durch Bereitstellu ng von mindestens 1 Mbit/s für 
jeden Haushalt bis Ende 2010. Im Zentrum steht dabei die Glasfaseranbindung der 
Kabelverzweiger (KVz) der Telekom als Voraussetzung für DSL. Diese Zielsetzung 
wird wesentlich gesteuert durch die Rahmenbedingungen des geltenden 
Förderprogramms. Danach setzt die Förderfähigkeit e in �Marktversagen� voraus, 
welches festgestellt wird, wenn Teilnehmer weniger als 1 Mbit/s Bandbreite verfügbar 
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haben. Vielfach wird die vorstehende Regelung als nicht anforderungsgerecht 
kritisiert. Es wird bemängelt, dass damit die Entwi cklung zukunftssicherer Lösungen 
(FTTH) erschwert werde und die Förderung vor allem die Telekom-Strategie 
unterstütze. 
 
Viele der Interviewpartner zeigten sich mit den bestehenden Förderinstrumenten 
zufrieden und bezeichneten diese als Schlüssel, um überhaupt Maßnahmen in Gang 
setzen zu können. Insbesondere dort, wo bereits kon krete Umsetzungsplanungen 
bestehen, wurde in mehreren Fällen der Wunsch geäuß ert, anstelle der bestehenden 
Förderung günstige Kredite oder Bürgschaften zu ver mitteln. 
 
Funktechnologien zur schnellen und relativ wirtschaftlichen Beseitigung der 
Unterversorgung im Sinne der o.g. Definition spielen in Schleswig-Holstein eine sehr 
untergeordnete Rolle. 
 
Beim Dialog der Kommunalen Verwaltungen mit Netzbetreibern sind zwei 
Zielgruppen zu unterscheiden: Netzbetreiber, die zugleich als Anbieter von 
Kommunikationsdienstleistungen gegenüber Endkunden auftreten, sowie die Gruppe 
der Inhaber von Backbone-Netzen. 
 
Für den Dialog mit der ersten Zielgruppe gibt es ve rhältnismäßig geringe Ansätze: 
Flächendeckend hat die Telekom in Schleswig-Holstei n keinen Wettbewerber; 
entsprechend reaktiv ist ihr Verhalten als Breitbandanbieter im ländlichen Raum. Die 
regional auftretenden Wettbewerber der Telekom (Versatel, Arcor, KielNet, 
Travekom, HanseNet) folgen der Strategie der Telekom und nutzen gegen Entgelt 
(TAL-Gebühr) deren Kupferanschlussnetz zur Überbrüc kung der letzten Meile. Eine 
Ausnahme bildet wilhelm.tel in Norderstedt, die in ihrem Einzugsbereich ein eigenes 
Glasfasernetz bis in die Haushalte (FTTH) ausbauen und mittlerweile in Schleswig-
Holstein und Hamburg insgesamt 260.000 Anschlüsse r ealisiert haben. Kabel 
Deutschland (KDG) bietet in einigen Regionen zwar attraktives Breitbandinternet auf 
ihrem HFC-Netz an, hat aber aktuell keine weiteren Ausbaupläne. In Analogie zu 
anderen Regionen dürfte sich diese Politik der KDG erst dann ändern, wenn sie von 
der Telekom mit IP-TV in ihrem Kerngeschäft Kabel-T V angegriffen wird. 
 
Sehr positiv hingegen gestaltet sich der Dialog mit den Inhabern von 
Glasfasertrassen. Hier konnten durch konstruktive Zusammenarbeit schon einige 
Erfolge in Form der Anbindung von Ortschaften an ein Glasfaser Backbone erzielt 
werden. Ein weiteres Beispiel ist die auf Landesebene geschlossene 
Glasfaserkooperation, auf die an anderer Stelle eingegangen wird. 
 
Einige Kommunalverwaltungen informieren proaktiv Netzbetreiber über geplante 
Tiefbaumaßnahmen, um damit den weiteren Netzausbau anzureizen. Darüber 
hinaus geben Sie bereitwillig Auskunft über vorhand ene, für den Glasfaserausbau 
geeignete und mitnutzbare Infrastrukturen. Auch hat sich die Ansiedlung der 
Zuständigkeit für Breitbandinfrastruktur in den Res sorts Baugenehmigung oder 
Tiefbau auf Kreis- oder Amtsebene als beschleunigend bei der Bearbeitung von 
Antragsverfahren und damit zu einer verbesserten Kooperation mit Netzbetreibern 
geführt. Die vorstehenden, sehr positiv zu bewerten den Aktivitäten erfolgen jedoch 
nicht systematisch, sondern sind häufig der Initiat ive einzelner Personen zu 
verdanken. Vielfach ist die Forderung nach Aufbau eines kreis- oder gar 
landesweiten Katasters geäußert worden, welches all e die Breitbandversorgung 
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unterstützenden Potentiale (Trassen, Schächte, Leer rohre, Tiefbaumaßnahmen, etc) 
transparent macht. 
 
Restriktionsfreie Breitbandversorgung spielt bei der Ansiedlungspolitik von 
Unternehmen, aber auch bei der Errichtung oder der Vermarktung von Privathäusern 
mittlerweile eine Schlüsselrolle. (Zitat: �Früher b etraf die zweite Frage nach Klärung 
der Verfügbarkeit eines Grundstücks die Nähe des Ki ndergartens; heute ist es die 
Sicherstellung einer anforderungsgerechten Breitbandversorgung.�) 
 
Als größtes Hindernis beim schnellen Ausbau der Bre itbandversorgung werden die 
begrenzten finanziellen Mittel gesehen sowie das immer noch nicht bei allen 
kommunalen Entscheidern vorhandene Bewusstsein, dass Breitband für die 
Standortattraktivität und im Standortwettbewerb ein e ebenso wichtige Infrastruktur 
darstellt wie die Straßenanbindung oder die Energie versorgung. Dieser Mangel an 
Verständnis gelte noch immer für ca. 50 % der Bürge rmeister. Andererseits konnten 
wir in nahezu allen Gesprächen eine bemerkenswerte Kompetenz in Fragen der 
Telekommunikation feststellen. Anders formuliert: es ist sehr erstaunlich, in welchem 
Umfange Managementkapazität Kommunaler Verwaltungen  durch das 
Marktversagen bei der Bereitstellung von Breitbandkommunikation in Anspruch 
genommen wird. 
 
Es besteht die weit verbreitete Überzeugung, dass i n der Bündelung von 
Infrastrukturdienstleistungen wichtige Synergiepotentiale liegen, die eine schnellere 
Breitbandversorgung ermöglichen würden. In diese Ri chtung gehen auch Gedanken 
an eine Infrastrukturgesellschaft zur Errichtung einer glasfaserbasierten 
Zugangsnetzinfrastruktur (�Internet Schleswag�). Di ese intensiv diskutierte 
Zielvorstellung resultiert aus der Enttäuschung übe r die schleppenden Aktivitäten der 
Breitbandanbieter und der daraus erwachsenen Überze ugung, dass neue und 
innovative Lösungswege beschritten werden müssen. A ls langfristige Lösung 
erscheint auch uns eine Infrastrukturgesellschaft im o.g. Sinne als geradezu idealer 
Ansatz, um ein Open Access Netz zu errichten und auf dieser Plattform einen 
landesweiten Wettbewerb von Betreibern wie auch von Serviceanbietern zu 
organisieren. 
 
 

6.7.1. Bewertung der Breitbandaktivitäten weiterer ausgewählter Kommunen 
 
Stellvertretend sind hier die ˜mter Hüttener Berge,  Dänischer Wohld, 
Dänischenhagen, Bad Oldesloe-Land sowie die AktivRe gion Schlei-Ostsee 
betrachtet worden. In allen Organisationseinheiten existieren teils sehr gute 
Analyseergebnisse zur aktuellen Versorgungssituation sowie teils  weit 
fortgeschrittene Umsetzungsplanungen. Diese beziehen sich � wie auch die 
Planungen auf Kreisebene � im ersten Schritt auf di e KVz-Erschließung mittels 
Glasfaser als Voraussetzung für DSL-Versorgung. Der  weitere Glasfaserausbau bis 
zum Haushalt (FTTB/H) wird dabei zumeist jedoch schon als nächster Schritt 
gedanklich einbezogen. 
 
Die im vorangegangenen Kapitel getroffenen Feststellungen und Schlussfolgerungen 
auf Kreisebene gelten hier in gleicher Weise. 
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6.7.2. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
 
Zur Vermeidung lösungstechnischer Flickenteppiche, die künftige Netzevolutionen 
behindern würden, sollte eine überregionale Koordin ierung der Umsetzungs-
maßnahmen mindestens auf Kreisebene erfolgen, an de r sich Ausbaumaß-nahmen 
der kommunalen Ebene zu orientieren haben; das BKZ S-H sollte diesen Prozess 
begleiten. 
 
Dabei ist eine Vorgehensweise zu entwickeln, welche die zahlreichen sehr 
engagierten Akteure auf Amts- und Gemeindeebene einbindet und keinesfalls bremst 
oder gar demotiviert. Denn das offensichtliche Marktversagen (oder auch die Folgen 
der Regulierungspolitik) sind nur in einer konzertierten Aktion aller Kräfte des Landes 
zu kompensieren. 
 
Es sollten frühzeitig Empfehlungen technischer Art für den Ausbau von 
Basisinfrastrukturen gegeben werden. Die Regionalisierung des Ausbaus der 
Infrastrukturen macht deren vielfältige Zusammensch altung erforderlich. Dies betrifft 
zum Beispiel die Standards für die Leerrohre, �Drei mal DN 50� oder EVMR 
Mehrfachbelegungsrohre für die direkte Erdverlegung . 
 
Es sollten aber auch Handreichungen für kommunale I nfrastrukturplanungen 
verfügbar sein, um auszuschließen, dass Planungen m it vergleichbaren Inhalten 
mehrfach getätigt und finanziert werden müssen. 
 
Eine Mitarbeit in entsprechenden Arbeitskreisen der Industrie sollte erwogen werden. 
z.B. im Initiativkreis Next Generation Access (evtl. in Kooperation mit der Uni Kiel). 
 

6.8. Bewertung des regulatorischen Umfeldes auf die Breitbandpolitik 
Schleswig-Holsteins 

 
Die Handlungskompetenzen Schleswig-Holsteins als Bundesland im Zusammenhang 
mit dem Ausbau des Breitbandnetzes sind verfassungsrechtlich äußerst begrenzt. 
Zwar wird im Land Schleswig-Holstein die Erfüllung staatlicher Aufgaben nicht 
grundsätzlich von der Erfüllung der Aufgaben der ör tlichen Gemeinschaft 
unterschieden. In diesem Sinne erbringt die Verwaltung Schleswig-Holsteins alle 
Aufgaben der Wirtschaft und Wirtschaftsförderung. G leichwohl reicht die Kompetenz 
Schleswig-Holsteins nur, soweit das Grundgesetz keine Bundeskompetenzen 
begründet. Nach dem Grundgesetz kommen dem Bund wei treichende Kompetenzen 
im Bereich der Telekommunikation zu. 
 
Maßnahmen der öffentlichen Hand im Zusammenhang mit  dem Ausbau der 
Breitbandversorgung fallen in den verfassungsrechtlichen Zuständigkeitsbereich für 
die Telekommunikation.  
Auf der Grundlage von Art. 73  Grundgesetz liegen die Regelungs- und 
Verwaltungskompetenzen im Bereich der Telekommunikation beim Bund. Einer 
Betätigung der Länder und Kommunen sind dabei in zw eierlei Hinsichten enge 
Grenzen gesetzt. 
 
Gem. Grundgesetz werden Telekommunikationsdienstleistungen als 
privatwirtschaftliche Tätigkeit durch private Anbie ter erbracht.  Es ist davon 
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auszugehen, dass sich aus dem Grundgesetz sehr strenge Vorgaben für ein neues � 
und gar nicht im Zusammenhang mit dem ehemaligen Staatsmonopol stehendes � 
unternehmerisches Engagement der öffentlichen Hand im Bereich der 
Telekommunikation ergeben. 
 
Entscheidend für die strenge Bewertung privatwirtsc haftlicher Betätigung der 
öffentlichen Hand � sei es in öffentlich-rechtliche r oder in privatrechtlicher 
Organisationsform � ist vielmehr, dass sich diese s tets als Ausübung einer am 
Gemeinwohl orientierten Verwaltungstätigkeit darste llt. Denn das Handeln der 
öffentlichen Hand ist stets nur dann zulässig, wenn  mit ihm ein öffentlicher Zweck 
verfolgt wird und es nicht alleine am wirtschaftlichen Gewinnkalkül orientiert ist und 
wenn die handelnde Stelle sich im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben bewegt  
 
Demnach kann eine Gemeinde aus Sicht der Gesetzeslage handeln, 

- um für einen schnellen und kostengünstigen Aufbau  eines auf die örtlichen 
Verhältnisse zugeschnittenen Wettbewerbs gegenüber überregionalen 
Anbietern sorgen zu können, oder 

- um den örtlichen Mittelstand zu fördern, indem si e lokalen Anbietern mit einer 
gemischt-wirtschaftlichen Beteiligungsgesellschaft erst den Marktzutritt 
ermöglicht, oder 

- um den örtlichen Arbeitsmarkt durch die Schaffung  neuer Arbeitsplätze in der 
TK zu beleben, oder 

- um den ortsspezifischen Besonderheiten angemessen Geltung zu 
verschaffen, indem marktnahe Angebote von 
Telekommunikationsdienstleistungen zur Verfügung ge stellt werden, oder 

- um die lokale Wirtschaft durch den Ausbau der TK-Infrastruktur über die 
Grundversorgung hinaus insgesamt zu verbessern und damit den Standort 
attraktiver zu machen, oder auch 

- um die bei der Eigenbedarfsdeckung entstehenden ü berschüssigen 
Kapazitäten zu vermarkten. 

 
Unzulässig ist danach jede Betätigung der Länder un d Kommunen, wenn und soweit 
ihr � auch nur faktisch � regulierende Wirkung zuko mmt. Regulierung ist alleine 
Bundesaufgabe. 
Da sich Kommunen in der Europäischen Union zunehmen d mit der Erstellung auch 
von Telekommunikationsinfrastrukturen befassen, war auch die Europäische 
Kommission veranlasst, sich dieser Angelegenheit am Beispiel Amsterdams 
anzunehmen.  
 
2004 wurde durch die Stadt Amsterdam ein Dialog zur Entwicklung einer modernen 
Breitbandinfrastruktur begonnen. Die Grundidee bestand in einer Beteiligung der 
Stadt Amsterdam an einer Gesellschaft, die ein passives Glasfasernetz aufbaut und 
betreibt. Da dies als staatliche Beihilfe und eine Behinderung des Wettbewerbs 
gesehen werden konnte, wurde das Projekt frühzeitig  der Europäischen Kommission 
vorgestellt und mit ihr diskutiert. 2006 fand die Abschlusspräsentation in Brüssel 
statt. 
 
Ende 2006 stellte die Europäische Kommission fest, dass eine unerlaubte Beihilfe für 
das Projekt nicht gesehen wird, da die Stadt Amsterdam lediglich in eine passive 
Infrastruktur investiert, die diskriminierungsfrei dem Markt zur Verfügung gestellt wird. 
Dies ist insofern auch für Schleswig-Holstein von B edeutung, da mehrere 
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Gemeinden eigene Infrastrukturen im Telekommunikationsbereich aufbauen. Wichtig 
ist hier die diskriminierungsfreie Bereitstellung des Netzes für alle Interessenten. 
 
Schlussfolgerungen: 
 

(1) Maßnahmen der öffentlichen Hand im Zuge der Bre itbandversorgung fallen in 
den Zuständigkeitsbereich der Telekommunikation (Bu nd). 

(2) Gemeinden dürfen nach Auslegung der Rechtslage in Deutschland und der 
EU tätig werden, wenn die örtlichen Gegebenheiten d ies erfordern und keine 
regulatorische Betätigung erfolgt oder tangiert wir d. 

(3) Das Engagement der Gemeinden zur Schaffung eigener 
Glasfaserinfrastrukturen oder Funkinfrastrukturen, die dem Markt 
diskriminierungsfrei angeboten werden, ist aus Sicht uns verfügbarer 
Rechtsgutachten und der Prüfungen durch die EU unkr itisch. Eine 
sachkundige Rechtsberatung wird für den Einzelfall trotzdem empfohlen. 
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7. Vergleich des Breitbandausbaus und der Breitbandaktivitäten Schleswig-
Holsteins zu ausgewählten in- und ausländischen Akt ivitäten 

7.1. Aktivitäten in Deutschland 

7.1.1. Baden-Württemberg 

 
Baden-Württemberg nimmt vorwiegend über das Grundsa tzreferat Ländlicher Raum 
im Ministerium für Ernährung und ländlicher Raum au f die Strukturpolitik 
Telekommunikation Einfluss. Die Breitbandaktivitäte n werden über eine 
Clearingstelle �Neue Medien im Ländlichen Raum� in Abstimmung mit dem 
Wirtschaftsministerium koordiniert. 
 
 

 
 
 
Diese Plattform bietet den Kommunen kostenlosen Zugriff zu einer Reihe von 
wichtigen Informationen und Erfahrungen. Sie wird seit 2004 betrieben und 
kooperiert insbesondere mit: 

- der Akademie Ländlicher Raum 
- dem Arbeitskreis Mediendörfer 
- dem Gemeindetag und 
- der Landesanstalt für Kommunikation 

 
Die Leistungen der Clearingstelle werden sehr gelobt und als Modell für die 
Koordination der Breitbandaktivitäten angesehen. Zu rzeit wird ein Atlas der 
Glasfaserinfrastrukturen erarbeitet. 
 
Eine weitere wichtige Kommunikationsplattform ist die �Aktionsgemeinschaft 
Breitband im Ländlichen Raum�. 
 
Die Gesamtstrategie der Landesregierung basiert wesentlich auf den Erkenntnissen 
der Clearingstelle und der Aktionsgemeinschaft. 
 
Folgende Instrumente werden zu Verbesserung der Glasfaserinfrastruktur im 
Ländlichen Raum genutzt: 

- Errichtung einer Stiftungsprofessur �Digitale Infrastruktur im Ländlichen Raum� 
an der Hochschule Furtwangen 

- finanzielle Förderung der Breitbandaktivitäten in  einem Umfang von 22 Mio. � 
in 2009 und 2010 vor allem für Modellprojekte, Brei tbandtrassen und 
Zuwendungen von Gemeinden an Netzbetreiber 

- Die Umsetzung der Förderung erfolgt über die Sond erlinie 
�Breitbandinfrastruktur im Ländlichen Raum� innerha lb des 
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Entwicklungsprogramms Ländlicher Raum. Damit kommen  die Mittel in 
einfacher Form schnell den Kommunen zu Gute. 

 
Einen besonderen Schwerpunkt nehmen die Aktivitäten  zur Verlegung von 
Leerrohren ein. Das Land empfiehlt den Standard �dreifach D 50� und beschreibt die 
wesentlichen technischen Highlights in einer Broschüre. Dieser Standard wurde auch 
der Bundesregierung als gemeinsamer Standard für di e Leerrohrverlegung 
empfohlen und soll vor allem für die Anbindung von KVz und Glasfaser-Access-
Netzen Anwendung finden. Über einen Leerrohrstandar d im Access Bereich wird 
gegenwärtig diskutiert. 
 
Mit den Netzbetreibern gibt es einen ständigen Dial og. Diskussionen insbesondere 
mit der Telekom gibt es zur Offenlegung der Kabeltrassen. Baden-Württemberg 
engagiert sich auf diesem Gebiet energisch auch übe r die Staatskanzlei und das 
Bundeskanzleramt, um eine Einigung mit der Telekom zu erreichen. Die Politik der 
Telekom wird als sehr restriktiv und schädlich für die Entwicklung des Ländlichen 
Raumes gesehen. 
 
Mit Versorgern wird konstruktiv zusammengearbeitet. Beispiel ist hier Sternenfels, 
Enzkreis, wo mit der Sparkasse und der Bodenseewasserversorgung ein Modell 
entwickelt wurde, wie Infrastrukturen gemeinsam genutzt und ausgebaut werden 
können. 
 
Schlussfolgerungen: 

(1) Die Zusammenfassung und Information aller Aktivitäten in einer Clearingstelle 
ist ein erfolgreiches Modell. Funktionen der Clearingstelle kann in Schleswig-
Holstein das Breitbandportal übernehmen. 

(2) Die technische Hilfestellung bei der Verlegung von systemfreien Leerrohren 
mit dem Standard �dreifach D 50� verhindert eine be liebige und technisch 
wenig sinnvolle Verlegung der Leerrohre. An der Diskussion um Standards für 
die Verlegung systemfreier Leerrohre im Access-Bereich sollte sich 
Schleswig-Holstein beteiligen. 

(3) Über die Erfahrungen der Vereinfachung der Verg abe von Fördermitteln und 
die Kontakte zur EU sollte der intensive Austausch weitergeführt werden. 

 

7.1.2. Brandenburg 
 

 
 
Das Wirtschaftsministerium des Landes Brandenburg hat im Dezember 2007 eine 
Studie zur Verbesserung der Breitbandversorgung der Brandenburger Wirtschaft 
beauftragt. Daraus wurden Handlungsempfehlungen an den Brandenburger Landtag 
zur Verbesserung der Breitbandversorgung des ländli chen Raumes abgeleitet. Das 
Kabinett hat im Juli 2008 die Inhalte und Empfehlungen gebilligt. Damit verfügt 
Brandenburg über eine Breitbandstrategie. Kernpunkt e sind die Zielsetzung des 
flächendeckenden Aufbaus eines Glasfasernetzes (FTT B/H) als der einzigen 
langfristig anforderungsgerechten Lösung sowie die aus wirtschaftlichen Gründen 
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notwendigen strategischen Zwischenschritte: Funklös ungen in Bändern unterhalb 
1 GHz zur schnellen und relativ preiswerten Erstversorgung mit Breitband, womit die 
Nachfrage nach Bandbreite stimuliert wird, die dann in der Regel zum weiteren 
Ausbau der Festnetzversorgung mittels xDSL führt. D ie in dieser Studie enthaltenen 
Handlungsempfehlungen zur Umsetzung sind bislang weitgehend offen geblieben. 
Es wird erwartet, dass nach der Landtagswahl im September 2009 das 
Umsetzungskonzept mit neuer Kraft angegangen wird. 
 
Das Land unterstützt derzeit mit folgenden Instrume nten den Breitbandausbau: 

- Dialog mit den Netzbetreibern, eingeleitet bereits 2007 durch den 
Wirtschaftsminister mit dem Ziel, aktuelle Bedarfe in den unterversorgten 
Regionen zu kommunizieren und die Kooperation der Betreiber untereinander 
zu fördern. 

- Ergänzend zum Breitbandatlas der Bundesregierung h at das Land die 
Entwicklung eines �Breitbandbedarfsatlas� gefördert , der unter der 
Federführung der IHK Potsdam entstanden und im Früh jahr 2008 
freigeschaltet worden ist. In den Atlas werden die tatsächlichen Bedarfe auf 
Ebene der Gemeinden oder Gemeindeteilen eingetragen. Die Einträge 
akzeptiert das Land bei GA-Förderanträgen der Kommu nen als eine mögliche 
Form des Nachweises der Unterversorgung. Die Daten werden proaktiv den 
Netzbetreibern zur Verfügung gestellt mit der Ziels etzung, dass diese ihre 
Ausbaupläne anhand der aktuellen Nachfragedaten übe rprüfen können. 

- Förderprogramme gemäß GA-K und GA-I. Eine Leerrohr förderung wird 
diskutiert und für Sommer in Aussicht gestellt. 

- Abgeleitet aus dem beauftragten Gutachten und konform mit der 
verabschiedeten Breitbandstrategie wurde ein Leitfaden für Kommunen 
entwickelt, der z.B. Bürgermeistern eine erste Orie ntierung gibt. Hierzu sind 
die im ländlichen Raum Brandenburgs denkbaren Ausga ngs- und 
Rahmenbedingungen der einzelnen Gemeinden in sechs Modellszenarien 
beschrieben worden. Damit kann ein kommunaler Entscheider das seiner 
spezifischen Situation entsprechende Modell auswähl en und die dort 
beschrieben Handlungsempfehlungen aufgreifen. 

- Im Rahmen des Aufbaus des BOS-Netzes errichtet das Land ein Netz neuer 
Masten, die statisch so ausgelegt sind, dass sie Funknetzbetreibern zur 
Mitbenutzung angeboten werden können. Die Anbindung  erfolgt über 
breitbandigen Richtfunk, der auch Kapazitäten für d en Ausbau des 
Landesverwaltungsnetzes bietet. Die Mitbenutzung dieser Verbindungen 
durch private Dritte wird derzeit aus Sicherheitsbedenken eher abgelehnt, wie 
natürlich generell die Mitbenutzung der BOS-Infrast ruktur an 
Sicherheitsauflagen gekoppelt ist und den Projektzeitplan nicht verzögern 
darf. 

- Beispielgebend ist jedoch die grundsätzliche Übere inkunft zwischen Innen- 
und Wirtschaftsministerium, die BOS-Infrastruktur unter o.g. 
Rahmenbedingungen auch für die Breitbandversorgung des ländlichen 
Raumes zu nutzen. 

 
Die Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb) hat 2007 eine Studie zur Nutzung von 
freien Rundfunkfrequenzen für die Breitbandversorgu ng des ländlichen Raumes in 
Auftrag gegeben und im Dezember 2008 den europaweit ersten Pilotbetrieb mit dem 
Ziel gestartet, Erkenntnisse für die Vorbereitung e ines späteren Regelbetriebs unter 
Nutzung der Digitalen Dividende zu gewinnen (Interferenzen, Ausbreitungsradius, 
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Nutzerakzeptanz). Der Pilot wird im Raum Wittstock durchgeführt. Als Betreiber ist in 
einem Ausschreibungsverfahren T-Mobile ausgewählt w orden. 
 
Die Staatskanzlei Brandenburgs engagiert sich darüb er hinaus derzeit sehr für die 
Durchführung von Versuchen mit neuen Funktechnologi en, die ebenfalls 
Rundfunkfrequenzen nutzen; namentlich wird ein System der Firma MVOX 
unterstützt, die in 2009 einen Testbetrieb im Kanal  55 durchführen will. 
 
Die Stadtwerke Schwedt als regionaler Netzbetreiber bereiten in Kooperation mit 
NetCologne als Inhaber einer bundesweiten 450 MHz-Lizenz die 
Breitbandversorgung bislang nicht mit DSL erschlossener Gemeinden und 
Gemeindeteilen vor. Der Betrieb soll noch in 2009 aufgenommen werden. 
Verwendung findet die weltweit eingeführte CDMA-Tec hnik, für die ein Massenmarkt 
für Endgeräte existiert. Das System soll auch für s pezielle Anwendungen wie z.B. 
Zählerfernauslesung verwendet werden. 
 
Versorger verfügen in Brandenburg über umfangreiche  LWL-Trassen, deren 
Kapazitäten als Backbones von verschiedenen Netzbet reibern angemietet werden. 
 
Schlussfolgerungen und Anregungen für den Masterpla n Breitband Schleswig-
Holstein: 
 

(1) Nutzung von Funklösungen � 450 MHz wie auch im Bereich der 
Rundfunkfrequenzen - für eine schnelle Erstversorgu ng sog. �Weißer 
Flecken� 

(2) Nutzung der im Aufbau befindlichen BOS-Infrastruktur auch für die 
Breitbandversorgung ländlicher Räume 

(3) Übernahme des Langfristzieles eines flächendeck enden, glasfaserbasierten 
Zugangsnetzes 

 

7.1.3. Niedersachsen 

 
 
Breitband-Kompetenz-Zentrum Niedersachsen 
Am 18.06.2008 wurde die Breitbandinitiative Niedersachsen in Osterholz-
Scharmbeck gestartet. Gleichzeitig fand auch die offizielle Eröffnung des Breitband-
Kompetenz-Zentrums Niedersachsen statt. 
 
Das Netz-Zentrum in Osterholz-Scharmbeck ist Projektträger dieses auf 3 Jahre 
angelegten Projektes, mit dem die niedersächsischen  Kommunen bei der 
flächendeckenden Breitbandversorgung unterstützt we rden sollen. Gefördert wird 
das Projekt vom Landkreis Osterholz, dem Niedersäch sischen Ministerium für 
Wirtschaft und dem EFRE. 
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Die Breitbandinitiative Niedersachsen wird getragen vom dem Land Niedersachsen, 
vertreten durch die Ministerien für Ernährung, Land wirtschaft, Verbraucherschutz und 
Landesentwicklung (ML), sowie für Wirtschaft, Arbei t und Verkehr (MW) und den 
Kommunalen Spitzenverbänden. Es besteht eine enge K ooperation und ständige 
Abstimmung über die Arbeitsweise und die einzelnen Fortschritte. Sie unterstützt in 
erster Linie die Beratung durch das Breitband-Kompetenz-Zentrum-Niedersachsen in 
Osterholz-Scharmbeck. Auf Grundlage einer Bedarfsermittlung und daraus 
resultierenden Betreibermodellen sollen wirtschaftliche Lösungen für den 
Breitbandausbau gefunden werden. 
 
Das Breitband-Kompetenz-Zentrum-Niedersachsen verfolgt folgende Ziele: 
 

1. Bedarfsermittlung in der Region. 
2. Den Prozess der Erschließung anzustoßen und den Dialog zwischen 

Anbietern und Nachfragern moderieren. 
3. Ausbau einer flächendeckenden Breitbandinfrastru ktur. 
4. Die Nutzung von Internetdiensten zu intensivieren und entsprechende 

Projekte umzusetzen. 
5. Informationen über die Nutzung von Breitbandtech nologie zu sammeln und 

darzustellen. 
6. Erfahrungsaustausch fördern und Politiker, Unter nehmer und Bürger für die 

Bedeutung von Breitband sensibilisieren. 
 
Die Ziele stehen im Einklang mit den Zielsetzungen der Europäischen Kommission 
zur Schaffung einer Informationsgesellschaft. 
 
In der jetzt fast einjährigen Tätigkeit ist die Mit arbeiteranzahl von 2 Mitarbeitern auf 
jetzt 10 Mitarbeiter angewachsen. 
 
Das Vorgehen und Erkenntnisse: 

1) Die Informationen und der Anstoß über die Notwen digkeit der 
Breitbandversorgung, Anwendungen der möglichen Tech nologien, möglichen 
Businessmodellen und das Vorgehen wurden über die v erschiedenen Kreise, 
in Niedersachen durch das BKZ in die Kommunen und Gemeinden getragen. 

2) Da die Ressourcen des BKZ es nicht zuließen, sic h mit jeder einzelnen 
Gemeinde oder Kommune auseinander zu setzen, hat man sich auf die 
Landkreise konzentriert. Dort waren in der Regel die Ressourcen und auch 
Stabsstellen vorhanden, welche die Informationen in die einzelnen Kommunen 
und Gemeinden tragen konnten. Vereinbart wurde mit den Landkreisen einen 
festen Ansprechpartner für die Kommunikation zu ben ennen, wodurch 
Redundanzen vermieden wurden. 

3) Eine der ersten großen und wichtigen Aufgaben, n eben der Kommunikation, 
war es, dass die Bestands- und Bedarfsermittlung harmonisiert wurde. Dafür 
wurden Tools wie Datenbanken bereitgestellt und andere Hilfestellungen 
geleistet. Zum Beispiel wurden der Umgang und die Verfügbarkeit von GIS 
Daten oder Rechtsfragen zu Datenschutzthemen geklär t. Heute ist ein 
Großteil von Niedersachsen erfasst. Durch die Harmo nisierung der 
Fragestellungen und der Datenbanken hat das Kompetenzzentrum 
Niedersachsen heute einen guten und vergleichbaren Gesamtüberblick der 
Breitbandversorgung und der Bedarfssituation bis hin zu Marketing- 
Informationen von Privat- und Geschäftskunden. Dies e Informationen sind 
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wichtig und wertvoll für alle Institutionen, die si ch mit dem Thema des 
Breitbandausbaues befassen. 

4) Es werden Schulungs- und Informationsveranstaltungen für Kreise und 
Gemeinden durchgeführt. In diesen werden alle relev anten Themen 
dargestellt und auch Fragen zu den Themen Förderung  und Ausschreibung 
beantwortet. 

5) Es wurde im Internet eine Liste von Lieferanten und Beratungsunternehmen 
veröffentlicht, an die sich die Gemeinden wenden kö nnen. Die aufgelisteten 
Unternehmen müssen sich dafür akkreditieren. 
 

Das BKZ wird von den Kreisen, Kommunen und Gemeinden sowie von der Industrie 
als Unterstützung und Ansprechpartner akzeptiert. D er Prozess der 
Informationssammlung zur Vorgehensweise und Vorbereitung der Entscheidung 
innerhalb der Kreise und Kommunen, wie und ob man sich für das Thema 
Breitbanderschließung engagiert und einsetzt, wurde  erheblich beschleunigt. 
 
Als bisheriges Ergebnis knapp ein Jahr nach Gründun g des BKZ kann festgestellt 
werden, dass sich Kommunen und Gemeinden intensiv mit Breitbandversorgung 
beschäftigen und mit Unterstützung durch das BKZ ko nkrete Pläne für den Ausbau 
erstellen oder bereits erstellt haben und jetzt die benötigten Gelder dafür in die 
Haushalte einstellen. 
 
Die nächste Aufgabe des BKZ wird sein, die Kreise, Kommunen und Gemeinden bei 
der Umsetzung zu beraten und zu unterstützen. 
 
 
Schlussfolgerungen und Anregungen für den Masterpla n Breitband Schleswig-
Holstein: 
 

(1) Das Breitbandkompetenzzentrum wird als geeignetes Instrument zur 
Koordinierung und Intensivierung des Breitbandausbaus gesehen. 

(2) Die Veröffentlichung einer Liste von Lieferante n und Beratungsunternehmen 
wird als hilfreich erachtet. 

(3) Gute Erfahrungen wurden mit der einheitlichen  Bestands- und 
Bedarfsermittlung gemacht (Datenbanken, Umgang mit GIS-Daten, 
Rechtsfragen). 
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7.1.4. Hochsauerlandkreis 
 

 
 
Im Jahre 2005 begann der Hochsauerlandkreis mit der Diskussion zur Verbesserung 
der Breitbandinfrastruktur, wesentlich initiiert durch den Landrat. Dr. Karl Schneider. 
Der Hochsauerlandkreis ist mit seinen 273.000 Einwohner und einer Fläche von 
1.958,8 km† einer der größten Kreise des Landes Nor drhein-Westfalens. Die 
Einwohnerdichte beträgt 139 Einw/km†. 
 
Zunächst wurde die Fachhochschule Südwestfalen mit der Erstellung einer Studie 
und mit entsprechenden Handlungsempfehlungen beauftragt. Ein in der Studie 
empfohlener 10 Punkte Plan war Anlass für die folge nden Aktivitäten der Gemeinden 
und des Kreises. Da mit einer Versorgung der sog. weißen Flecken durch etablierte 
Anbieter nicht zu rechnen war, wurde die Breitband-Initiative HSK gegründet. Mit 
Förderung des Landes untersuchte die BI HSK Modelle  zur Versorgung des 
Ländlichen Raumes (Modellprojekt Versorgung eines G ewerbegebietes). Es zeigte 
sich, dass die Mechanismen des Telekommunikationsmarktes nicht geeignet sind, 
Ländliche Räume zu versorgen. 
 
Auf der Basis eines Ideenwettbewerbs wurde die technisch und wirtschaftlich 
tragfähigste Variante unter 12 Anbietern ausgewählt . Ziel war eine 
Breitbandversorgung zu marktfähigen Preisen für all e interessierten Kunden. Nach 
dem Ideenwettbewerb wurde mit den Gemeinden ein Modell für eine öffentlich-
private Partnerschaft entwickelt. Dieses PPP-Modell sollte folgenden Anforderungen 
genügen: 

- Aufbau einer Infrastruktur in öffentlicher Hand 
- Vermietung der Infrastruktur an einen Netzbetreiber 
- Unbedenklichkeit gegenüber allen vergaberechtliche n Festlegungen und 

sonstigen Forderungen der GO 
- Refinanzierung durch die Vermietung der Infrastruktur 
 

Nach Prüfung des Modells durch Verwaltungsrechtler,  Wirtschaftsprüfer und 
Techniker wurde im Kreistag einstimmig die Gründung  einer eigenen Tele-
kommunikationsgesellschaft beschlossen. Diese Telekommunikationsgesellschaft 
agiert im Rahmen eines Open Access Modells, indem sie zwar Eigentümer der 
Netzinfrastruktur ist, aber jedem interessierten Diensteanbieter den Zugang zur 
Infrastruktur diskriminierungsfrei gewährleistet. 
 
Interessant ist die Auswahl eines Funksystems von Breeze ACCESS (WiMax) für die 
Versorgung der Teilnehmer. Dieses Funksystem wird aber auch vom 
Hochsauerlandkreis als Teil einer Migrationsstrategie zu höheren Bandbreiten 
gesehen und schließt eine künftige Glasfaserversorg ung nicht aus. 
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Die Graphik zeigt die Funklösung schematisch. 
 

 
Quelle: BreezeACCESS 
Abbildung 39: Funksystem Breeze ACCESS 
 
Mit dem Funksystem werden folgende Dienste angeboten: 
Privatkunden: bis zu 6 Mbit/s Downstream (shared) 
Geschäftskunden : 2 Mbit/s symmetrisch  
 
Der Hochsauerlandkreis hat seine Erfahrungen in einem Prozesshandbuch 
veröffentlicht .3 
 
Wesentliche Schlussfolgerungen des Hochsauerlandkreises sind: 

(1) Gemeinden und Kreise dürfen sich mit dem Betrie b von Netzen 
zulässigerweise am Telekommunikationsmarkt beteilig en. 

(2) Eine Lösung der Versorgungsprobleme durch die ö ffentliche Hand ist 
ausgeschlossen. 

(3) Bei der Gründung einer Telekommunikationsgesell schaft und beim Betrieb 
von Telekommunikationsnetzen sind eine Reihe komplexer Rechtsgebiete 
betroffen. 

(4) Fachjuristische Beratung ist dringend zu empfehlen.4 
 

 
Schlussfolgerungen: 

(1) Modelle einer Open Access Struktur in kommunaler Hand sind auch für 
Funklösungen denk- und auch für Schleswig-Holstein anwendbar. 

(2) Für bestimmte Migrationsschritte können Funklös ungen sinnvoll sein, ersetzen 
aber nicht den Ausbau von Glasfasernetzen. 

                                                 
3  Die 2. Auflage der Broschüre �Breitband-Telekommunikat ionsinfrastruktur in ländlichen Flächenregionen 
 am Beispiel des Hochsauerlandkreises � Projektdokume ntation, Erfahrungsbericht und Handbuch zur 
Vorgehensweise� kann bezogen werden bei der Wirtschaftsförderungsgesellschaft Hochsauerlandkreis mbH, 
Steinstraße 27, 59872 Meschede, und steht als elektr onische Version zum Download im Internet unter 
www.breitband-hsk.de zur Verfügung. 
 
4  siehe Projekthandbuch HSK Seite 77 
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(3) Die wirtschaftliche Prüfung von Funklösungen ha t deren geringe 
Abschreibungszeiträume zu berücksichtigen 

 

7.2. Aktivitäten im europäischen Ausland 
 
Der Aufbau von Breitbandnetzen erfolgt in Europa durch unterschiedliche politische, 
wirtschaftliche und rechtliche Rahmenbedingungen einerseits und durch 
differenzierte technische Voraussetzung andererseits sehr verschiedenartig. Trotz 
der Entwicklung von grundsätzlichen Rahmenbedingung en durch die Europäische 
Kommission werden in den einzelnen Ländern untersch iedliche Erfahrungen 
gemacht. 
 

 
Quelle: ECTA 
Abbildung 40: Entwicklung der Breitbanddurchdringung 1/2003 bis 1/2006 
 
Die obenstehende Graphik verdeutlicht die Breitbandentwicklung in ausgewählten 
europäischen Staaten. 
 
Schweden und die Niederlande sind für eine genauere  Betrachtung im Rahmen der 
Entwicklung eines Masterplanes besonders interessant, weil: 

- beide Länder eine Vorreiterrolle in der Nutzung v on Breitbanddiensten sowohl 
im Mobilfunk als auch im Festnetz spielen; 

- Wirtschaftskraft, politische Strukturen und soziale Bedingungen ähnlich denen 
in Deutschland sind; 

- es ein beachtenswertes Engagement von Bürgern und  Kommunen zur 
Verbesserung der Breitbandversorgung mit interessanten Erfahrungen gibt. 

 
Beide Länder verfolgen eine ähnliche nachhaltige un d langfristige Zielstellung in der 
Breitbandversorgung ihrer Bürger vor allem aus der Sicht, dass 
Breitbandkommunikation eine wesentliche Voraussetzung der 
Wirtschaftsentwicklung im Wettbewerb der Industriestaaten ist. 
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Abbildung 41: FttH in the EU, some examples, Quelle: D. Van der Woude, City of Amsterdam 
 
Wie in obiger Graphik ersichtlich, stellen die Breitbandnetze in Stockholm und 
Amsterdam hinsichtlich eines Open Access Modells die zukunftsfähigste Lösung dar. 
Das Problem der finanziellen Beteiligung der Städte  oder Kommunen wird im 
folgenden Kapitel dargestellt. 
 

7.2.1. Niederlande 
 

 
 
Basisdaten im Vergleich zu Deutschland: 
 
  Deutschland Niederlande 
Fläche (km†) 357.104 41.528 
Einw/km†  230 397,2 
Einwohner 
(Mio.) 82,1 16,5 
BIP/Einw. 
(Tsd.$) 40,4 46,2 
 
In der Wirtschaftskraft pro Einwohner sind die Niederlande durchaus mit Deutschland 
vergleichbar, haben aber wesentlich ehrgeizigere Ziele, was den Breitbandausbau 
betrifft. Bis 2010 soll die höchste Breitbanddichte  in der Welt erzielt werden und eine 
Versorgung mit mindestens 10 Mbit/s flächendeckend gewährleistet sein. 
 
Folgende grundsätzliche politische Richtungen werde n verfolgt: 

- Der Markt wird als wesentlicher Treiber der Entwicklung angesehen, muss 
aber staatlich stimuliert und reguliert werden. 
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- Über die staatlich organisierte Plattform �Broadb andland� werden die 
Breitbandaktivitäten koordiniert. 

- Der Staat und die Kommunen stellen über verschied ene Kanäle Geld zur 
Verfügung oder beteiligen sich an passiven Infrastr ukturen. 

- Unterstützt wird besonders der Glasfaserausbau al s nachhaltigste Lösung des 
Breitbandausbaus, auch wenn das zunächst zu Lasten von KPN geht. 

- Die Entwicklung wirtschaftlich starker Betreiber passiver 
Glasfaserinfrastrukturen wird unterstützt (Beteilig ung KPN und ReggeFiber 
z.B.). 

 
Ausgewählte Projekte sollen die Umsetzung der Strat egie verdeutlichen: 
 
Amsterdam 
 
2004 wurde durch die Stadt Amsterdam ein Dialog zur Entwicklung einer modernen 
Breitbandinfrastruktur begonnen. Die Grundidee bestand in einer Beteiligung der 
Stadt Amsterdam an einer Gesellschaft, die ein passives Glasfasernetz aufbaut und 
betreibt. Da dies als staatliche Beihilfe und eine Behinderung des Wettbewerbs 
gesehen werden konnte, wurde das Projekt frühzeitig  der Europäischen Kommission 
vorgestellt und mit ihr diskutiert. 2006 fand die Abschlusspräsentation in Brüssel 
statt. 
 
Inzwischen wurde als gemeinsames Unternehmen Glasvezelnet gegründet, an dem 
die Stadt Amsterdam mit einer Minderheitsbeteiligung engagiert ist. Die anderen 
Gesellschafter sind ReggeFiber und ING Real Estate (Wohnungsbaugesellschaft mit 
einem Anteil von 70 % des Wohnungsmietmarktes in Amsterdam). ReggeFiber 
wurde 2005 mit dem Ziel gegründet, landesweit Glasf asernetze aufzubauen und zu 
betreiben. 
 
Ende 2006 stellte die Europäische Kommission fest, das eine unerlaubte Beihilfe für 
das Projekt nicht gesehen wird, da die Stadt Amsterdam lediglich in eine passive 
Infrastruktur investiert, die diskriminierungsfrei dem Markt zur Verfügung gestellt wird. 
Damit konnte der Ausbau ungehindert beginnen. 
 
2007 beteiligte sich KPN an ReggeFiber mit 49 % und hat damit modellhaft eine 
Entwicklung der sog. Incumbents zu einem Kooperationsmodell in der Schaffung 
passiver Infrastrukturen aufgezeigt. KPN sieht sich als Netzbetreiber, der ein sog. 
Full-IP Netz aufbaut und in FTTC (Fiber to the Cabinet) investiert. KPN wird einer der 
Netzbetreiber der Glasfaserinfrastruktur in Amsterdam sein. 
 
Wirtschaftlich und rechtlich ist die Konstruktion in Amsterdam nur durch das Modell 
eines Open Access wie folgt realisierbar geworden: 
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Quelle: Dirk van der Woude, City of Amsterdam 
Abbildung 42: City of Amsterdam I 
 
Die technische Struktur des Netzes entspricht Point-to-Point, die aktive Ebene wird 
durch moderne Ethernet-Technik realisiert, auf der in der Applikationsebene alle 
interessierten Internet- und TV-Betreiber ihre Dienste einspeisen können. Die 
Technik kommt von Cisco und Packet Front. Die untenstehende Graphik verdeutlicht 
dies. 
 

 
Quelle: Dirk van der Woude, City of Amsterdam 
Abbildung 43: City of Amsterdam II 
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Neben der Entwicklung des Glasfaserprojektes in Amsterdam gibt es weitere 
ähnliche Projekte in anderen Städten und Regionen: 

- Deventer 110.000 Einw. FTTH ReggeFiber 
- Enschede 140.000 Einw. FTTH KPN 
- Almere 70.00 Haushalte FTTH ReggeFiber/KPN 
- Nuenen 30.000 Einw. FTTH für 90 % der Haushalte R eggeFiber 
- Geldrop-Mierlo FTTH ReggeFiber 

 
Insgesamt plant ReggeFiber in den nächsten zwei Jah ren etwa 200.000 Haushalte 
über FTTH anzuschließen. Insgesamt für die nächsten  Jahre 1,5 Millionen 
Teilnehmer. 
 
Schlussfolgerung: 

(1) Die kommunale Ebene kann sich sinnvoll an der Entwicklung passiver 
Infrastrukturen beteiligen, auch unter den wachen Augen der Europäischen 
Kommission. 

(2) Die Einbindung des Incumbents in den Ausbau glasfaserbasierter 
Infrastrukturen ist möglich und sinnvoll. 

(3) Open Access FTTH ist die rechtlich, technisch und wirtschaftlich 
zweckmäßigste Breitbandversorgung. 

 

7.2.2. Schweden 
 

 
 
Basisdaten im Vergleich zu Deutschland: 
 
  Schweden Deutschland 
Fläche (km†) 450.295 357.104 
Einw/km†  20,6 230 
Einwohner 
(Mio.) 9,6 82,1 
BIP/Einw. 
(Tsd.$) 42,4 40,4 
 
In der Wirtschaftskraft ist Schweden durchaus vergleichbar mit Deutschland, hat aber 
eine wesentlich geringere Besiedelungsdichte aufzuweisen. Dies macht den Ausbau 
kabelbasierter Infrastrukturen schwierig. Die schwedischen Bürger gelten als sehr 
innovativ und nachfrageorientiert in Sachen fester und mobiler Breitbanddienste. 
Viele Innovationen im Mobilfunk kommen aus Schweden auf Grund der hier 
gemachten Erfahrungen. Aber auch im Glasfaserausbau ist Schweden Vorreiter. 
Schweden hält in der OECD-Statistik den ersten Plat z  in der 
Breitbandleistungsfähigkeit. 
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Folgende grundsätzliche politische Richtungen werde n verfolgt: 
- Der Markt wird als wesentlicher Treiber der Entwicklung angesehen, muss 

aber durch den Eingriff des Staates und der Kommunen stimuliert und 
reguliert werden. 

- Die Kommunen spielen die Hauptrolle bei der Entwicklung von 
Glasfaserinfrastrukturen. 

- Der Staat stellt umfangreich Geld zur Verfügung ( 500 Millionen, plus 
200 Millionen durch EU). 

- Es wird sich auf verteilte urbane Gebiete konzentriert. 
- Offene Plattformen werden unterstützt. 
- Gebäudeanbieter werden frühzeitig in Glasfaserpro jekte eingebunden. 

 
Ausgewählte Projekte und Daten sollen die Umsetzung  der Strategie 
verdeutlichen: 
 
In Schweden sind 98 % der Haushalte breitbandanschlussfähig. In 155 Städten wird 
FTTH angeboten. 75 % der Haushalte nutzen einen schnellen Internetanschluss. 
 
Die Glasfasernetze sind wie folgt strukturiert: 

- 155 Stadtnetze 
- 18 Regionalnetze 

mit insgesamt 3,5 Mill. km Glasfaserkabel. Damit sind 1,3 Millionen Einwohner mit 
einem Glasfaseranschluss versorgt, dies entspricht 14,3 % der Bevölkerung. 
 
Die schwedische National Post and Telecom Agency (PTS) macht darauf 
aufmerksam, dass TeliaSonera inzwischen 50 % der verfügbaren Glasfaserleitungen 
kontrolliert. Die anderen 50 % werden von Telenor, TDC, Tele 2 und kommunalen 
Verbänden kontrolliert. Die schwedische Regulierung sbehörde beabsichtigt die 
Auflösung der vertikalen Integration der Breitbandn etze. Ziel ist die Schaffung 
passiver Glasfaserinfrastrukturen durch mehrere Anbieter, die dem Markt 
diskriminierungsfrei zur Verfügung stehen sollen. D ies würde auch den Raum für 
kommunale Engagements vergrößern. 
 
Das Glasfaserprojekt der Stadt Örebro soll die Umse tzung der Strategie 
verdeutlichen: 
 
Das Stadtnetz Örebro wird nach folgender Struktur a ufgebaut, die auch in Schweden 
als beispielhaft betrachtet wird. 
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Stadt Örebro 
 
Abbildung 44: Stadtnetz Örebro - Glasfasertrassen 
 

 
Quelle: Alcatel 
Abbildung 45: Struktur Stadt Örebro 
 
- Das Geschäftsmodell entspricht dem der Stadt Amst erdam: Die Stadt beteiligt 

sich an der Errichtung der passiven Infrastruktur und partizipiert am Betreiben 
dieses passiven Glasfasernetzes. Ausbau der städtis chen GF Infrastruktur auf 
Betreiben der Kommune. 

- Planung, Integration, Betrieb und Administration des Netzes als offene Plattform 
durch einen Integrator und Netzbetreiber  

- Diensteangebot durch mehrere ISP 
- Revenue-Clearing durch den Netzbetreiber 
- GF-Ausbau in Hand und auf Betreiben der Kommune 
- Zunächst Pragmatischer Technologie-Mix aus GPON, Active Ethernet und DSL. 

GPON-Ausbau z.Zt. mit SFU-ONT, langfristig FTTH 
- Einbeziehung von Gebäudeanbietern in die Wertschö pfungs-/Revenue-Kette 
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Quelle Alcatel 
Abbildung 46: Modell der Umsatzverteilung 
 
 
Schlussfolgerung: 

(1) Städte und Kommunen beteiligen sich aktiv an de r Errichtung passiver 
Strukturen in Kooperation mit Betreibern und treiben den Ausbau voran. 

(2) Städtische Infrastrukturen für Energie, Wasser etc. werden mitgenutzt. 
(3) Open Access FTTH ist rechtlich, technisch und wirtschaftlich auch aus 

schwedischer Sicht die zweckmäßigste Breitbandverso rgung. 
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8. Kurz- und langfristige Zielempfehlungen für den Breitbandausbau in 
Schleswig Holstein (Masterplan) 

 
Kurz- und langfristige Zielempfehlungen für den Bre itbandausbau sollten 
grundsätzlich im Rahmen einer homogenen Strategie v erwirklicht werden, die 
folgenden Ansprüchen genügt: 

(1) Die Unterschiede im Breitbandzugang zwischen den Ballungsgebieten und 
dem ländlichen Raum sind so schnell wie möglich zu nivellieren. 

(2) Investitionswille und Investitionsvermögen der Anbieter in Schleswig-Holstein 
sind zu unterstützen und so zu orientieren, dass ei n nachhaltiger 
Breitbandausbau beschleunigt wird. 

(3) Kurzfristige Lösungen sollten mit der langfrist igen Strategie abgeglichen 
werden. 

(4) Der Einsatz bereits verfügbarer öffentlicher Mi ttel (Fördergelder) sollte um 
weitere fiskalische und administrative Unterstützun gsmöglichkeiten ergänzt 
werden (Leerrohrkataster, Glasfaseratlas, Bürgschaf ten) 

 
Die formulierte Strategie der Landesregierung ist aus unserer Sicht geeignet, 
Eckpunkte für eine kurz- und langfristige Masterpla nung vorzugeben. 
 

8.1. Kurzfristige Zielempfehlungen 

8.1.1. Inhalte einer kurzfristigen Breitbandstrategie des Landes 
 
Wesentlicher Eckpunkt der Strategie der Landesregierung ist eine möglichst 
flächendeckende Grundversorgung mit Breitband, 99 %  der Haushalte sollten nach 
der Vorstellung der Landesregierung bis Ende 2010 mit mindestens 1 Mbit/s im 
Download versorgt sein. 
 
Dies erscheint zunächst sinnvoll, um grundsätzliche  Benachteiligungen der 
Bevölkerung des ländlichen Raumes zu kompensieren. Aus Sicht der Dynamik der 
Breitbandversorgung insgesamt kann 1 Mbit/s für 201 0 aber nur als untere Grenze 
und als Zwischenschritt akzeptiert werden. Zudem kö nnen moderne Technologien 
nicht auf 1 Mbit/s limitiert werden. Aus dieser Sicht bietet sich folgende Zielstellung 
für die kurzfristige Breitbandversorgung an: 
 

(1) Eine belastbare Langfriststrategie ist Vorraussetzung einer kurzfristigen 
Planung. Mit den investitionswilligen Netzbetreibern, Infrastrukturanbietern 
und und der kommunalen Ebene sollte eine langfristige Strategie (2014 und 
darüber hinaus) diskutiert werden, die eine ebenbür tige Versorgung der 
Ballungsgebiete und des ländlichen Raumes zum Ziel hat. Diese Strategie 
sollte nicht auf eine bestimmte Datenübertragungsra te beschränkt sein 
(50 Mbit/s oder 100 Mbit/s), sondern den absehbaren Entwicklungen 
Rechnung tragen (Tendenz > 1 Gbit/s). Sinnvoll wäre  die Verfügbarkeit einer 
Gesamtausbauplanung eines Glasfasernetzes für Schle swig-Holstein, um 
Struktur, Zeitdauer und Abfolge der kurz- und langfristigen 
Breitbandentwicklung übersehen zu können. Dies wäre  eine wesentliche 
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Aufgabe einer Infrastrukturgesellschaft, die im Rahmen der Geschäftsplanung 
der Gesellschaft in Angriff genommen werden muss. 

 
(2) Diese Diskussion wird mit hoher Wahrscheinlichkeit den Ausbau eines 

flächendeckenden Glasfasernetzes zum Ergebnis haben . Sowohl 
technologische, wirtschaftliche als auch ökologisch e Gründe sprechen für 
dieses Ergebnis. 

 
(3) Als Schritte zu einem flächendeckenden Glasfase rnetz sollten und können 

Access-Technologien zur Anwendung kommen, die die letzte Meile mit 
Technologien überbrücken, die zwar in ihrer Bandbre ite limitiert sind, aber 
sehr schnell realisiert werden können. 

 
(4) Alternative Access-Technologien sollten grundsä tzlich so mit Glasfaser 

angebunden werden, dass ein späterer FTTH-Ausbau or ganisch verwirklicht 
werden kann. Als alternative Access-Technologien sind in diesem 
Zusammenhang u. a. alle Funk- und DSL-Lösungen zu v erstehen. 

 
(5) Sofern sich eine Glasfaserlösung anbietet oder von den Gemeinden gewollt 

wird, sollte die Langfriststrategie einer Glasfaserlösung unbedingt mit der 
kurzfristig zu realisierenden alternativen Lösung ( Funk oder DSL) abgeglichen 
und harmonisiert werden. 

 
(6) Sofern Kurzfristlösungen gefördert wurden, spät er aber (z.B. in einem 

Zeitraum von ein bis drei Jahren) die Region durch einen Breitbandanbieter 
mit Glasfaser versorgt wird, sollte ein Umsetzen der bisher genutzten Technik 
(Verkauf an eine andere Gemeinde z.B.) förderunschä dlich möglich sein. So 
kann die Umsetzung von Funktechnik entweder zur Grundversorgung oder zur 
Erweiterung des Bandbreitenangebotes verwendet werden. 

 
(7) Obwohl nicht alle Informationen zum Ausbau der Breitbandnetze in 2010 

offengelegt wurden, ist mit der Erschließung weiter er Gebiete durch die 
Netzbetreiber und Infrastrukturanbieter zu rechnen. Bis zum Herbst 2009 
sollten auf Ebene der Kreise die Ausbauplanungen aller Netzbetreiber und 
Infrastrukturanbieter vorliegen und den Gemeinden zur Verfügung gestellt 
werden. Eine erste Basis können die in dieser Studi e vorliegenden 
Informationen der Netzbetreiber/Infrastrukturanbieter sein. Im Weiteren sollte 
hier das BKZ tätig werden. 

 
Wenn Telekommunikation als Daseinsvorsorge zu betrachten ist, dann kann eine 
nachrangige Versorgung des ländlichen Raumes nicht hingenommen werden. 
Kurzfristige Lösungen sollten ausschließlich als er ster Schritt für eine langfristige 
Lösung gesehen werden. 
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8.1.2. Unterstützung/Koordinierung der Marktkräfte Aktivitäten und 
Handlungsmöglichkeiten 

 
Eine privatwirtschaftliche Betätigung in der Teleko mmunikation muss auf 
Gewinnerzielung orientiert sein. Da eine Versorgung dünnbesiedelter Gebiete wenig 
oder keinen Gewinn erwarten lässt, versagen hier di e Marktkräfte. Parallele 
Infrastrukturen mehrerer Anbieter verschärfen die S ituation. 

 
 
Kurzfristig kann die Landesregierung die Kräfte des  Marktes mit folgenden Aktivitäten 
wettbewerbsneutral unterstützen: 
 

(1) Die Attraktivität des ländlichen Raumes kann du rch Bereitstellung von 
Fördermitteln verbessert werden. Dies wurde in Angr iff genommen. 

(2) Die Gemeinden selbst können Infrastrukturen (Le errohre) mit Hilfe von 
Fördermitteln oder ausschließlich mit eigenen Mitte ln bereitstellen. 

(3) Die Gemeinden können eigene Funkinfrastrukturen  aufbauen und an 
Betreiber vermieten (siehe Erfahrungen des Hochsauerlandkreises). 

(4) Das Land kann Informationen über Basisinfrastru kturen bereitstellen und 
damit den parallelen Ausbau von Infrastrukturen reduzieren und die 
Aufwendungen der Netzbetreiber für die Errichtung v on Basisinfrastrukturen 
verringern. 

(5) Das Land sollte die Möglichkeiten der Beschleun igung von 
Genehmigungsprozessen zur Planung und Realisierung von Infrastrukturen 
prüfen. 

(6) Das Land kann eine aktive Rolle bei der Einwerbung oder Koordinierung von 
Investitionen spielen. Die langfristige Sicherheit der Investitionen im 
Infrastrukturbereich spielt eine wesentliche Rolle. 

(7) Das Land kann im Interesse der Bündelung der Ma rktkräfte eine 
Infrastrukturgesellschaft unterstützen. Dieser Ansa tz spielte bereits bei der 
Kooperationsvereinbarung Glasfasernetzbetreiber � L andesregierung eine 
wesentliche Rolle. 

 

8.2. Langfristige Zielempfehlungen 

8.2.1. Inhalte einer langfristigen Breitbandstrategie des Landes 
 
Wesentlicher Eckpunkt der Langfriststrategie der Landesregierung ist der Aufbau 
eines Glasfasernetzes oder anderer Technologien mit Bandbreiten von mehr als 
100 Mbit/s. Realistischerweise wird die Forderung nach Bandbreiten von >100 Mbit/s 
nur mit einem Glasfaserausbau zu realisieren sein. Lösungen, die auf dem Zugang 
über die Kupferdoppelader beruhen oder auf modernen  Funktechnologien (LTE) 
basieren, werden als Datenrate für den einzelnen Te ilnehmer 50 Mbit/s kaum 
überschreiten. Jede Erhöhung der Datenrate führt be i diesen Medien zudem zu einer 
Verkürzung der möglichen Entfernung von der Übertra gungstechnik zum Teilnehmer. 
Damit ist deren Einsatz im ländlichen Raum sowieso problematisch. Praktische 
Erfahrungen mit VDSL machen das sehr deutlich. 
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Die Konzentration auf den langfristigen Ausbau eines Glasfasernetzes hat folgende 
Vorteile: 
 

- Glasfaserleitungen stellen für die nächsten Jahrz ehnte das wesentliche 
leitungsgebundene Übertragungsmedium dar, das enorm es Potential in 
der Übertragung von Daten hat. Bereits heute sind Ü bertragungsraten von 
100 Gbit/s und mehr technisch auf Basis existierender Standards möglich. 
Alle zu erwartenden Dienste, von Super HDTV bis Cloud Computing, sind 
problemlos realisierbar und geben dem ländlichen Ra um ganz neue 
Wertschöpfungsmöglichkeiten. 

- Die Langfristigkeit der Nutzung einer Glasfaserinfrastruktur macht 
Investitionen in Ihren Ausbau zu einer sicheren Angelegenheit, sofern nicht 
Strukturen parallel ausgebaut werden. 

- Energetisch und damit ökologisch sind Glasfaserne tze die beste Lösung 
für die Datenübertragung. Neue Studien belegen, das s bereits gegenwärtig 
etwa 12 % des gesamten Energieverbrauchs in Deutschland auf die 
Informations- und Kommunikationstechnik entfallen. Tendenz steigend. 
Darüber hinaus spielen Glasfaserleitungen aus Sicht  des Elektrosmogs 
überhaupt keine Rolle. 
(siehe: IEEE Communications Magazine Heft 3 2009) 

- Verfügbare Basisinfrastrukturen wie Kabelkanalanl agen, Leerrohre, 
Schächte oder auch Bahntrassen lassen sich besser a ls alle anderen 
leitungsgebundenen Medien für die Verlegung von Gla sfaserleitungen 
nutzen 

 
Hieraus ergibt sich folgende Zielstellung für einen  langfristigen Breitbandausbau: 
 

(1) Die Landesregierung konzentriert ihre langfristigen Aktivitäten auf die 
Unterstützung des Ausbaus von Glasfaserinfrastruktu ren 
(Infrastrukturgesellschaft, Breitband Kompetenzzentrum, Breitbandkataster) 
auch im ländlichen Raum 

 
(2) Da für alle Netzbetreiber der Investitionsschut z bei der Entwicklung 

langfristiger Infrastrukturen eine wichtige Rolle spielt, sollte die 
Landesregierung als Moderator und Koordinator beim Aufbau von 
Glasfaserinfrastrukturen fungieren. 

 
(3) Bis Ende 2009 sollten mit den Leistungsträgern im Infrastrukturbereich (T-

Home, Betreiber von Glasfasernetzen und Stadtwerken) Erfahrungen und 
Konzepte zur Entwicklung von Glasfaserinfrastrukturen abgefragt und 
diskutiert werden. Ausgangspunkt könnten die Auswer tungen der Interviews 
und der Versorgungsplanungen dieser Studie sein. Es ist zu erwarten, dass 
sich die leistungsfähigsten Konzepte deutlich herau skristallisieren. Dies betrifft 
sowohl die technische Lösung, das Diensteangebot al s auch die 
Geschäftsidee. Sowohl die Stadtwerke als auch Netzb etreiber könnten hier 
eine Lead-Funktion übernehmen. 

 
(4) Mit  der kommunalen Ebene sollte mit Unterstütz ung des BKZ Wege des 

Aufbaus von Glasfaserinfrastrukturen in ihrem Verantwortungsbereich 
diskutiert und verabschiedet werden (Bereitstellung passiver, förderfähiger 
Infrastrukturen). Dabei sollte ein Masterplan des Aufbaus kommunaler 
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Infrastrukturen festgelegt werden, der es den Kommunen wesentlich 
erleichtert, Voraussetzungen für eine Glasfaservers orgung zu schaffen. Diese 
Masterplanung sollte mit dem besten Konzept der langfristigen Versorgung 
durch die Netzbetreiber harmonisiert werden. 

 
(5) Die zeitliche und örtliche Erschließung von Geb ieten mit 

Glasfaseranschlüssen sollte in einem Jahresplan dok umentiert werden. 
 
(6) Der Aufbau passiver Infrastrukturen sollte im Rahmen einer Open Access 

Strategie erfolgen, die den Betrieb aktiver Netze diskriminierungsfrei gestattet 
bzw. einen entsprechenden Zugang gewährleistet. 

 
(7) Sämtliche verfügbaren Glasfaserkabel und Kabelk analanlagen sollten in 

einem Kataster elektronisch erfasst werden oder zumindest in einer ersten 
Stufe in einem Atlas dargestellt werden. 

 

8.2.2. Koordinierung der Breitbandstrategie mit dem Bund 
 
Die Koordinierung der Breitbandstrategie mit dem Bund sollte folgende Inhalte 
umfassen: 
 

- Wahrnehmung der Interessen Schleswig-Holsteins in allen Fragen der 
Regulierung des Telekommunikationsmarktes. Dies betrifft insbesondere 
die Vergabe von Frequenzen, die Anpassung des TKG und die 
Regulierung zu passiven Infrastrukturen. 

 
- Die Nutzung von Rundfunkfrequenzen für Breitbandd ienste ist stark durch 

die Politik der Länder geprägt, da Rundfunk Ländera ngelegenheit ist. Die 
Bedeutung moderner Datenübertragungstechnologien fü r Rundfunkdienste 
(Verteildienste) sollte stärker herausgearbeitet we rden. Es ist zu erwarten, 
dass alle modernen Breitbanddienste Rundfunkdienste integriert anbieten. 
Dies muss zu Konsequenzen für den terrestrischen Ru ndfunk führen. 

 
- Erleichterung der Förderung und Realisierung von Breitbandinfrastrukturen 

auch in der Hand kommunaler Unternehmen und Zweckverbände. 
 

- Offenlegung der Kabeltrassen und Glasfaserstrecken, soweit sie für den 
Ausbau im ländlichen Raum eine Rolle spielen. 

 
Über die Konferenzen der Wirtschafts-, Landwirtscha fts- und Innenminister (BOS) 
sollte Schleswig-Holstein mit substantiellen Beiträ gen für seine Interessen werben. 
Es ist nicht zu erwarten, dass die Nöte eines Fläch enlandes automatisch antizipiert 
werden. Auch die Konferenz der Chefs der Staatskanzleien kann ein 
ausgezeichnetes Forum sein. So kann aus Sicht der Landesregierung das Ziel der 
Bundesregierung hinsichtlich einer Versorgung von 75 % der Bevölkerung, ohne eine 
Versorgung des ländlichen Raumes, bis 2014 mit 50 M bit/s nicht hingenommen 
werden. 
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8.2.3. Koordinierung der Breitbandstrategie mit den kommunalen Ebenen 
 
Durch das MWV wurden die Kommunalen Landesverbände in Schleswig-Holstein 
aktiv in die Entwicklung der Breitbandstrategie und deren Durchsetzung einbezogen. 
 
Es gibt darüber hinaus einen aktiven Dialog mit der  kommunalen Ebene wie in 
Auswertung der Interviews in Punkt 6.3 beschrieben. 
 
Erfahrungen der kommunalen Ebene sollten stärker öf fentlich zugänglich gemacht 
werden. In der Industrie haben sich die interne Auswertung und die Veröffentlichung 
sogenannter �Success Stories� als beispielgebende A nregung bewährt. 
 
Aus den Interviews ergeben sich zwei Hinweise für d ie Breitbandstrategie: 

- die kommunale Ebene stärker einzubinden und ihren  Rat einzuholen 
- die Leistungsfähigkeit und die Leistungsbereitsch aft nicht zu überfordern, 

indem man alle Kernaufgaben des Breitbandausbaus vom Einwerben der 
Kunden bis zur Schaffung der Infrastrukturen den Gemeinden überlässt  

 

8.2.4. Unterstützung des Aufbaus einer Breitband - Infrastrukturgesellschaft 
in Schleswig-Holstein oder auf regionaler Ebene 

 
Die fachliche und kommerzielle Koordinierung des Breitbandausbaus in Schleswig-
Holstein kann zwar durch ein Breitband Kompetenzzentrum unterstützt werden, sollte 
aber in einem verbindlichen unternehmerischen Rahmen erfolgen. 
Eine Breitband - Infrastrukturgesellschaft könnte m it Unterstützung des Landes 
diesen Rahmen bilden. Daraus ergäbe sich dann auch die Basis für das Einwerben 
von Investoren. Das Land Schleswig-Holstein kann hier wie folgt flankierend 
unterstützen: 
 
- Übertragung von Nutzungsrechten an Infrastrukture n 
- Imitierung eines Breitbandkatasters 
- Koordinierung von Tiefbaumaßnahmen durch deren An zeige 
- Schaffung einer Leerrohrverordnung  
- Gewährung vereinfachter und schneller Genehmigung sprozeduren 
- Moderation von Investorengesprächen 
- Begleitung erster  Planungsansätze auf Basis des Masterplanes 
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9. Umsetzungskonzept 

9.1. Vorgeschlagene Entwicklung einer Breitbandversorgung für Schleswig-
Holstein 

 
Der Vorschlag für die Entwicklung einer Breitbandin frastruktur ist im Wesentlichen im 
Kapitel 8 formuliert. Man kann die vorgeschlagene Entwicklung graphisch wie folgt 
zusammenfassen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 47: Grafische Darstellung der vorgeschlagenen Entwicklung 
 
Die Entwicklung der Breitbandversorgung sollte grundsätzlich aus der Sicht einer 
langfristigen Strategie bewertet werden, in die alle kurzfristigen Aktivitäten organisch 
eingebunden sind. Sollten Aktivitäten oder Engageme nts des Landes oder der 
Marktteilnehmer keinen langfristigen Beitrag zu leisten im Stande sein, sollte auf sie 
verzichtet werden. 
 
Langfristiges Ziel ist die Entwicklung einer Glasfaserinfrastruktur als Basis für 
die Breitbandversorgung der nächsten Jahrzehnte. 
 

9.2. Inhalte und Verlauf der Umsetzung der Breitbandstrategie 
 
Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass eine Breitbandversorgung nach 
�Gesamtwillen und Gesamtplan� realisiert werden kan n. Die Gespräche mit den 
Anbietern, Kommunen und Herstellern haben ganz unterschiedliche Interessen zu 
Inhalten und zeitlichem Verlauf eines Breitbandausbaus deutlich gemacht. Hier 
besteht die Herausforderung in einer klugen Moderation und Bündelung der 
Interessen in eine sinnvolle Richtung. Da weder Zeitverlauf noch technische Struktur 
eines Breitbandausbaus diktiert werden können, wurd e ein Modell entwickelt, das die 
Darstellung und Bewertung unterschiedlicher Szenarien erlaubt. Das Modell orientiert 
sich hinsichtlich seiner zeitlichen Darstellung an der Strategie der Landesregierung 
mit den Eckpunkten 2010 und 2014. Grundsätzliche Zi elstellungen für die 
Entwicklung des Modells waren: 
 

Kurzfristige
Zielsetzung

Langfristige Zielsetzung

Strategie der Landesregierung

Kurzfristige
Zielsetzung

Langfristige Zielsetzung

Strategie der Landesregierung



   
 

Masterplan Breitband Schleswig-Holstein 31. Juli 2009                                                102/125 

- Abbildung der Umsetzungskonzepte, die sich aus der Strategie der 
Landesregierung und den Erfahrungen der Interviews ergeben 

- Modellierung der Siedlungsstruktur Schleswig-Holsteins auf Basis einer 
statistischen Datenbank mit mehr als 1000 Orten 

- Variation des Verlaufs der Versorgung Schleswig-Holsteins nach Vorgaben 
der Landesregierung und des Projektbeirats 

- Einbindung der Wirkung der Versorgung verschiedener Funktechnologien 
(450 MHz, 800 MHz, WiMax) 

- Investitionsaufwendungen und Betriebskosten für T eil- und Gesamtnetz 
 
Das Modell selbst ist Eigentum der ITCcon, steht aber hinsichtlich der Ergebnisse 
und der Ergebnisvariationen der Landesregierung zur Verfügung. Wir waren der 
Überzeugung, dass auch und gerade im Zuge der Moder ationsaufgaben und des 
Entwickelns strategischer Orientierungen durch die Landesregierung eine starre 
Empfehlung einer Entwicklung der Dynamik des Marktes und der 
Technologieentwicklungen nicht gerecht werden kann. 
 
Aus diesem Grunde stellt das Modell folgende Leistungen zur Verfügung: 
- ein statistisches Abbild der Siedlungsstruktur Schleswig-Holsteins zur Erfassung 

und Bewertung von Breitbandversorgungen in unversorgten Regionen und 
Gemeinden 

- das Ermitteln von Investitionskosten für untersch iedliche Versorgungsgrade 
FTTC, FTTB und FTTH für das Land Schleswig-Holstein  und die einzelnen Kreise 

- das Ermitteln von Investitionskosten für FTTC, FT TB und FTTH für 
unterschiedliche Versorgungsgrade und unterschiedliche Technologien für die 
Stadt Kiel 

- das Ermitteln von Investitionskosten  von Funkversorgungen mit 
unterschiedlichen Technologien 

- das Ermitteln von Investitionskosten für untersch iedliche Ausbauszenarien aus 
zeitlichen und technischen Gesichtspunkten für kurz - und langfristige Strategien 

- die Bewertung unterschiedlicher Preise von Technik und Serviceleistungen für die 
Kosten des Breitbandausbaus 

- Bewertung von Konsequenzen der Regulierungspolitik auf die 
Breitbandversorgung Schleswig-Holsteins (Frequenzvergabe der Digitalen 
Dividende) 

 
Das Modell ist komplex und mathematisch anspruchsvoll, kann aber in einer sehr 
übersichtlichen und objektiven Art und Weise grunds ätzliche Strategien eines 
Breitbandausbaus bewerten helfen. Das Land hat damit die Möglichkeit, sowohl mit 
der BNetzA als auch mit Investoren grundsätzliche V ersorgungsstrategien 
abzuwägen oder zu entscheiden. 
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Abbildung 48: FU-Versorgung integriert 
 
Das Modell verknüpft eine Reihe von Tabellen, versc hiedenen Arbeitblättern und von 
Makros (speziell entwickelte Software) miteinander. Neue Berechnungen müssen 
deshalb grundsätzlich über einen vollständigen Bere chnungslauf gestartet werden. 
 
Die Ergebnisse des Modells basieren auf einem Drei-Ebenen-Schalenmodell der 
Breitbandversorgung, wobei damit übliche Netzebenen  der Telekommunikation 
abgebildet werden. Entfernungen zwischen den Orten und den Netzknoten wurden 
statistisch ermittelt. Zur Einwohnerdichteermittlung wurden Dichteklassen wie folgt 
festgelegt: 
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Die Einteilung in Dichteklassen und Ortskategorien ist erforderlich, um Dimension 
und Entfernungen zwischen den Netzelementen (Schaltverteilern) berechnen zu 
können. 
 
Hieraus ergeben sich Haushalte (Kunden) pro Gebäude  und pro Verteiler. 
 

 
 
Gleichzeitig werden Verteiler pro Hauptverteiler ermittelt. 
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Für die integrierte Funkversorgung werden folgende Strukturen festgelegt: 
 

 
 
Für die Nutzung des Modells sind die nachfolgenden Eingaben am wichtigsten: 
 

 
 
Sämtliche rot dargestellten Zahlen lassen sich vari ieren und sollen hier zunächst 
beispielhaft stehen. Es wird schnell deutlich, dass eine Versorgung 2010 (V1) und 
2014 (V2) reflektiert wird, die der Strategie der Landesregierung entspricht und 
ergänzend eine Versorgung nach 2014 (V3) implementi ert wurde. Dies schließt die 
Integration einer Funkversorgung ein. 
 
Zur Bewertung der Breitbandentwicklung kann die prozentuale Durchdringung von  
- FTTLocation (Glasfaser bis zum Ort/Hauptverteiler) 
- FTTCurb (Glasfaser bis zum Zugangsverteiler � KVz ) 
- FTTBuilding (Glasfaser bis zum Gebäude) 
- FTTHome (Glasfaser bis zur Wohnung) 
frei gewählt werden. 
 
Analog kann die Versorgung mit Funklösungen gewählt  werden. 
 
Hieraus ergeben sich eine Reihe von Tabellen, von denen hier einige beispielhaft 
gezeigt werden sollen. 
 
Die nachfolgende Tabelle zeigt die Anzahl der versorgten Orte entsprechend der 
oben gezeigten Versorgungsstrategie. 
 

 
 
 
 
 




